
                                                  Anlage 1 
L a n d s c h a f t s s c h u t z g e b i e t e  
 
Änderungen der „Allgemeinen Verbote“ 
 
Die allgemeinen Verbote in Landschaftsschutzgebieten und deren Erläuterungen wurden 
insbesondere im Hinblick auf veränderte rechtliche Grundlagen, verändertes Nutzerverhal-
ten, zur Optimierung des Verwaltungshandelns sowie zur Harmonisierung von Landschafts-
plan und Grünflächenordnung überarbeitet. 
 
Einige der Unberührtheitsregelungen, die aktuell im Kapitel „Nicht betroffene Nutzungen“ zu 
finden sind und sich schwerpunktmäßig auf ein konkretes Verbot beziehen, werden zum 
Zweck der besseren Lesbarkeit unmittelbar diesem konkreten Verbot zugeordnet. Die bishe-
rige Systematik des rechtsverbindlichen Landschaftsplans wurde insoweit verändert. Die 
Unberührtheitsregelungen, die sich auf mehrere Verbote beziehen, bleiben weiterhin an bis-
heriger Stelle stehen. 
 
Darüber hinaus werden zu verschiedenen Verboten konkrete Ausnahmeregelungen für Vor-
haben mit geringen Auswirkungen auf die Belange des Naturschutzes eingeführt. Die Aus-
nahmeregelungen sind jeweils einzelnen Verboten zugeordnet. 
 
Die hier definierten Ausnahmen sind antrags- und genehmigungspflichtig, so dass die untere 
Landschaftsbehörde stets Art und Umfang eines beantragten Vorhabens im Einzelfall prüfen 
und genehmigen kann, ohne den Landschaftsbeirat einschalten zu müssen. 
 
Durch die Änderung einiger Verbotstatbestände bzw. Unberührtheitsregeln (für die Durchfüh-
rung von Veranstaltungen, das Laufenlassen von Hunden, Grillen im Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung) werden die Regelungen des Landschaftsplans im Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung angepasst. 
 
Im rechtsverbindlichen Landschaftsplan ist eine allgemeine Ausnahmeregelung mit folgen-
dem Wortlaut festgesetzt: 
 

„Die unter Landschaftsbehörde erteilt eine Ausnahme von den für Landschafts-
schutzgebiete festgesetzten Verboten für Maßnahmen, die weder den Charakter 
des Gebietes verändern noch dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 
Ausnahmen von den allgemeinen Verboten Nr. 2 und 3 für Landschaftsschutzge-
biete erfolgen dabei in Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde, der unteren 
Fischereibehörde und der höheren Fischereibehörde, sofern über das Abfischen 
eines Gewässers oder Besatz in einem Gewässer zu entscheiden ist.“ 
 

Diese allgemeine Ausnahmeregelung wird gestrichen. Sie wird ersetzt durch die Festsetzung 
der oben genannten Ausnahmetatbestände, die jeweils einzelnen Verboten zugeordnet sind. 
Dadurch soll eine rechtssichere Ausgestaltung der Ausnahmeregelung erreicht werden, die 
den Kriterien des § 34 Abs. 4a LG NRW, wonach nur solche Ausnahmen zugelassen werden 
können, die nach Art und Umfang ausdrücklich im Landschaftsplan vorgesehen sind, voll 
entspricht. 
 
 
Nr. 1 (Bäume, Sträucher beschädigen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In die Erläuterung des Verbots wird der Hinweis aufgenommen, dass dieses auch für Flech-
ten und Pilze gilt. Die konkreten Hinweise auf die Paragraphen des inzwischen veralteten 
Landschaftsgesetzes werden gestrichen und artenschutzrechtliche Inhalte dieser Vorschrif-
ten verallgemeinert. Weiterhin wird die Erläuterung ergänzt um Aspekte aus den Erläuterun-
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gen zu Verbot Nr. 18 (Vegetation auf Banketten, Wegerändern), welches gestrichen wird. 
Der Hinweis auf Allgemeinen Baumschutz, der nur außerhalb der Schutzgebiete gilt, wird 
ebenfalls gestrichen. 
 
Es werden Unberührtheitsregeln eingeführt für die Vegetationsentwicklung unter Hochspan-
nungsleitungen, die Bekämpfung von Neophyten, für mechanische Maßnahmen mit positiver 
Wirkung auf den Naturhaushalt und die Umsetzung abgestimmter Pflegekonzepte. 
 
Für die Entnahme von Pflanzen zu wissenschaftlichen Zwecken sowie für die Durchführung 
temporärer Veranstaltungen außerhalb der Grünflächenordnung werden Ausnahmeregelun-
gen aufgenommen. 
 
 
Nr. 2 (Wildlebenden Tieren nachstellen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Erläuterung des Verbots wird der Gesetzesverweis auf artenschutzrechtliche Vor-
schriften gestrichen. 
 
Die Unberührtheitsregeln Nr. 4 (Fischerei) und Nr. 5 (Jagdausübung) werden direkt dem Ver-
bot 2 zugeordnet aus dem allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Ausnahmeregelungen werden eingeführt für die Entnahme von Tieren zu wissenschaftlichen 
Zwecken und für das ökologisch gebotene Abfischen. 
 
 
Nr. 3 (Gebietsfremde Pflanzen und Tiere aussetzen) 
 
Das Verbot wird erweitert auf gebietsfremde Pflanzen, da die Neophytenproblematik seit 
Rechtskraft LP zugenommen hat. 
 
Die Erläuterung des Verbots wird gestrafft, da fachliche Detailbeschreibung nicht erforderlich 
ist. 
 
Der bestehende Ausnahmetatbestand aus der Erläuterung der allgemeinen Unberührtheit 
Nr. 4 (Besatz- oder andere Hegemaßnahmen) wird, inhaltlich unverändert, systematisch dem 
Verbot Nr. 3 zugeordnet. Die Beteiligung der Wasserbehörde gestrichen, da dies nicht erfor-
derlich ist. 
 
 
Nr. 4 (Versiegelung) 
 
Verbot und Erläuterung werden inhaltlich nicht verändert. 
 
 
Nr. 5 (Bauliche Anlagen errichten) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Die Verbotserläuterung wird um Hinweis auf den Artenschutz ergänzt. Hinweise auf weitere 
Verbotsbestimmungen werden gestrichen, da sie nicht erforderlich sind. 
 
Für Dachgeschossausbauten, Fassadenarbeiten, etc. wird eine Unberührtheitsregel einge-
führt. 
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Ausnahmeregelungen werden eingeführt für privilegierte Außenbereichsvorhaben mit nur 
geringfügigen Auswirkungen, für die Erweiterung zulässiger Bestandsbauten um max. 20%; 
für nicht baugenehmigungspflichtige Anlagen und für Nutzungsänderungen innerhalb eines 
Gebäudes sowie für temporäre Veranstaltungen. 
 
 
Nr. 6 (Leitungen verlegen/errichten) 

 
Das Verbot wird sprachlich vereinfacht. 
 
Für die Verlegung von Leitungen in voll versiegelten Straßen und Wegen wird eine Unbe-
rührtheitsregel eingeführt. Die bestehende Regelung aus der allgemeinen Unberührtheit 
Nr. 1 (ortsübliche Kultur- und Weidezäune) wird systematisch dem Verbot 6 zugeordnet. 
 
Für Hausanschlussleitungen auf Hausgrundstücken, temporäre Zaunanlagen und das Verle-
gen von Leitungen in wassergebundenen Wegedecken werden Ausnahmeregelungen auf-
genommen. 
 
 
Nr. 7 (Aufschüttungen / Ausschachtungen vornehmen) 
 
Der Verbotstatbestand wird sprachlich konkretisiert. 
 
In der Erläuterung des Verbotes wird der Hinweis auf ordnungsgemäße Acker- und Garten-
nutzung gestrichen. 
 
Für geringfügige Maßnahmen, die nach § 4 LG keine Eingriffe darstellen, wird eine Ausnah-
meregelung eingefügt. 
 
 
Nr. 8 (Abfälle wegwerfen) 
 
Im Verbot wird der Abfallbegriff unter Berücksichtigung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ak-
tualisiert. In der Neuformulierung wird zwischen Abfällen und „Stoffen“ unterschieden. Der 
Begriff Anlagen wird gestrichen, da deren Errichtung und Betrieb durch Verbot Nr. 5 (Bauli-
che Anlagen errichten) bereits untersagt ist. 
 
 
Nr. 9 (Werbeanlagen errichten) 
 
Das Verbot wird auf alle Werbeanlagen ausgedehnt, also auch auf genehmigungsfreie und 
mobile. 
 
Für gesetzlich vorgeschriebene Beschilderungen, für Werbeanlagen an und auf Sportplätzen 
und für temporäre Wahlwerbung werden Unberührtheitsregeln aufgenommen. 
 
Für Werbeanlagen bis 1 m² Größe, Werbeanlagen für zeitlich begrenzte Veranstaltungen 
und für Werbeanlagen an der Stätte der Leistung werden Ausnahmeregelungen eingeführt. 
 
 
Nr. 10 (Verkaufswagen/-stände aufstellen/betreiben) 
 
Das Verbot wird von Waldgebieten auf alle Landschaftsschutzgebiete ausgedehnt. 
 
Eine Ausnahmeregelung wird für ansonsten zulässige Verkaufswagen/-automaten sowie für 
temporäre Veranstaltungen eingefügt. 
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Nr. 11 (Fahren und Parken) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In die Verbotserläuterung wird klarstellend aufgenommen, dass dieses Verbot für Fahrzeuge 
aller Art gilt und nicht nur für KFZ und Geländefahrräder. 
 
Klarstellend wird eine gesetzlich bestehende Unberührtheitsregelung für die Nutzung durch 
Fahrräder, Krankenfahrstühle und Kutschen im Wald und in der freien Landschaft aufge-
nommen. 
 
Für das Parken und Fahren aus besonderem Grund sowie für temporäre Veranstaltungen 
wird eine Ausnahmeregelung aufgenommen. 
 
 
Nr. 12 (Motorsportveranstaltungen) 
 
Das Verbot wird auf Veranstaltungen mit motorbetriebenen Fahrzeugen aller Art (auch Was-
serfahrzeuge) erweitert. Darüber hinaus wird der Betrieb von motorbetriebenen Wasserfahr-
zeugen untersagt. 
 
Die bestehende Unberührtheit (Nutzung von Motorflugmodellen innerhalb genehmigter Be-
reiche) aus der Verbotsbestimmung wird systematisch als Unberührtheit aufgeführt. 
Neue Unberührtheitsregeln werden eingeführt für Modellboote auf Aachener Weiher, 
Decksteiner Weiher und Höhenfelder See. Ebenfalls aufgenommen wird eine neue Unbe-
rührtheitsregel für die Nutzung ungefährlichen Kinderspielzeugs im Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung (Harmonisierung LP und Grünflächenordnung). 
 
 
Nr. 13 (Einrichtungen für den Wasser- und Luftsport) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
 
Nr. 14 (Lagerplätze und Campingplätze betreiben) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
 
Nr. 15 (Zelten und Wohnmobile abstellen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
 
Nr. 16 (Hunde laufenlassen) 
 
Das Verbot wird für „Wald“ aufgehoben, da dort gemäß Landesforstgesetz das unangeleinte 
Laufenlassen auf den Wegen erlaubt ist. 
 
Verbot und Verbotserläuterung werden sprachlich überarbeitet und der Gesetzesverweis auf 
artenschutzrechtliche Regelungen gestrichen. 
 
Es wird eine Unberührtheitsregel aufgenommen, nach der das unangeleinte Laufenlassen 
von Hunden auf ausgewiesenen Hundefreilaufflächen gestattet ist. Dadurch werden Land-
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schaftsplan und Grünflächenordnung harmonisiert. Die allgemeine Unberührtheitsregelung 
Nr. 5 (Laufenlassen von Hunden bei Wildfolge) wird direkt dem Verbot zugeordnet und im 
allgemeinen Teil gestrichen. 
 
 
Nr. 17 (Feuer machen) 
 
Das Verbot wird erweitert auf das Abbrennen von Feuerwerken und auf das Unterhalten von 
Feuer, da es bei Ahndung nicht nur auf das Anzünden ankommt, sondern auch das Unter-
halten eines Feuers. Außerdem wird das Grillen jetzt explizit im Verbot erwähnt. (Bislang 
Hinweis auf Grillverbot nur in der allgemeinen Unberührtheitsregel Nr 10). 
 
Die Verbotserläuterung wird um potentielle Störungen der Tierwelt erweitert. 
 
Für das Grillen im Geltungsbereich der Grünflächenordnung wird eine Unberührtheitsregel 
eingeführt (Harmonisierung Landschaftsplan und Grünflächenordnung), ebenso für das Gril-
len auf bestimmten Flächen (Kleingärten, Sportanlagen), für Brauchtumsfeuer sowie für Bo-
denfeuerwerke außerhalb des Zeitraums vom 01.03 bis zum 30.09. und für Silvesterfeuer-
werke. 
 
Für das Zünden von Bodenfeuerwerken vom 01.03 bis 30.09 und für bestimmte Feuerwerke 
(Kategorien 1 und 2) sowie für die Durchführung temporärer Veranstaltungen wird eine Aus-
nahmeregelung eingeführt. 
 
 
Nr. 18 (Vegetation auf Banketten, Wegeränder) 
 
Das Verbot wird hier gestrichen und in Verbot Nr. 1 integriert. 
 
 
Nr. 19 (Umbruch von Dauergrünland) 
 
Das Verbot wird sprachlich angepasst. 
 
 
Nr. 20 (Gewässer anlegen/verändern) 
 
Das Verbot wird sprachlich überarbeitet. 
 
Die Erläuterung des Verbots wird gestrafft, da eine fachliche Detailbeschreibung zum Teich-
bau nicht erforderlich ist. 
 
Für die Anlage von Kleingewässern mit positiver Auswirkung auf den Naturhaushalt wird eine 
Ausnahmeregelung aufgenommen. 
 
 
Nr. 21 (Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln auf Landschaftsplanmaßnah-
men) 
 
Das Verbot wird gestrichen, da der Einsatz von Pflanzenbehandlungsmitteln gemäß § 12 
Abs. 2 Satz 1 Pflanzenschutzgesetz auf den hier betroffenen Flächen verboten ist. Im Hin-
blick auf Pflanzenbehandlungsmittel erkennbare Verstöße werden von der Landwirtschafts-
kammer geahndet. Der Auftrag von Düngern jeder Art ist nach den Vorschriften des Dünge-
gesetzes i.V.m. der DüngeVO NW oder auch nach anderen Rechtsvorschriften streng regu-
liert, wie z. B. in § 4 Abs. 6 der Klärschlammverordnung, wonach das Aufbringen von Klär-
schlamm auf gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile verboten ist. Bei begründetem 
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Verdacht gegen Zuwiderhandlung leitet die zuständige Landwirtschaftskammer die erforder-
lichen Schritte ein. Für die untere Landschaftsbehörde war dieses Verbot noch nie Gegen-
stand eines Verfahrens. 
 
 
Nr. 22 (Dünger aus Abfallverwertung) 
 
Das Verbot wird gestrichen, da die Landwirtschaftskammer und die Wasserbehörde hier 
streng überwachen. 
 
 
Nr. 23 (Organischer Dünger aus Viehhaltung) 
 
Das Verbot wird gestrichen, da auch hier die Landwirtschaftskammer auf Grundlage der Gül-
leverordnung zuständig ist. 
 
 
Nr. 24 (Pflanzenbehandlungs- und Düngemittel an Hochspannungsmasten) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Verbotserläuterung wird der Hinweis auf die allgemeine artenschutzrechtliche Rege-
lung gestrichen. 
 
 
Nr. 25 (Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen) 
 
Das Verbot wird auf Kurzumtriebsplantagen (KUP) ausgedehnt, da im Zuge der Energiege-
winnung der Betrieb von KUP wachsende Bedeutung erfährt. Die Beteiligung der ULB ist 
schon bei Anlage von KUP erforderlich, um Gefährdungen - etwa in artenschutzrechtlicher 
Hinsicht – auszuschließen. 
 
 
Nr. 26 (Erstaufforstung von Bachtälern, etc.) 
 
Das Verbot wurde nur sprachlich verändert („Bachtäler“ durch „Bachauen“ ersetzt). 
 
 
Nr. 27 (Pflanzenbehandlungsmittel auf Waldflächen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Verbotserläuterung wird der Hinweis auf das Befreiungsverfahren gestrichen. 
 
 
Nr. 28 (Wildfütterungen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Die Verbotserläuterung wird gestrafft, da eine fachliche Detailbeschreibung nicht erforderlich 
ist. 
 
Die Im Verbot aufgeführte Unberührtheitsregel (Wildfütterung in Notzeiten) wird aus syste-
matischen Gründen hier gesondert aufgeführt. 
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Nr. 29 (Errichtung von Jagdkanzeln) 
 
Das Verbot wird an die Regelungen für Naturschutzgebiete angepasst (in der 3. Land-
schaftsplanänderung wurde diese Regelung für Naturschutzgebiete eingeführt). Die aktuel-
len Regelungen sind in LSG strenger als in NSG. 
 
Die bestehende allgemeine Unberührtheitsregel in NSG Verbot Nr. 28 wird aus systemati-
schen Gründen hier aufgeführt. 
 
 
Nr. 30 (Veranstaltungen) 
 
Für die Durchführung von Veranstaltungen wird ein neues Verbot eingeführt. Hierdurch soll 
der Ordnungsbehörde die Ermächtigung erteilt werden, auch die Teilnehmer von zunehmend 
stattfindenden unorganisierten Veranstaltungen von teils erheblichem Umfang, Stichwort 
soziale Netzwerke, mit den entsprechend negativen Folgewirkungen für Natur und Land-
schaft ordnungsrechtlich ahnden zu können. 
 
 
Nr. 31 (Slacklining) 
 
Slacklinig erfreut sich als Trendsportart zunehmender Beliebtheit. Beim Slacklining werden 
Gurte zum Balancieren mit hoher Spannung zwischen zwei Bäume gespannt. Der Druck, der 
über die Gurte auf den Baumstamm trifft, kann die Bäume, deren Wasser- und Nährstoffver-
sorgung in der Schicht, die unmittelbar unter der Rinde entlangläuft (Kambium), irreparabel 
schädigen. 
Im Volksgarten und in vier Bereichen des inneren Grüngürtels soll das Slacklining erlaubt 
sein. Dort werden die Baumstämme geschützt und Stahlmasten aufgestellt, zwischen denen 
Gurte gespannt werden können. 
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Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

In Landschaftsschutzge-
bieten ist insbesondere 
verboten: 

 In Landschaftsschutzge-
bieten ist insbesondere 
verboten: 

  

1. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen zu be-
schädigen, zu beseitigen 
oder Teile davon abzu-
trennen sowie jede 
Handlung, die geeignet 
ist, das Wachstum oder 
den Fortbestand der 
Pflanzenart nachteilig zu 
beeinflussen. Bäume, 
Sträucher und sonstige 
Pflanzen gelten auch als 
beschädigt, wenn das 
Wurzelwerk verletzt ist. 

Gemäß den gesetzlichen 
Regelungen des BNatSchG 
gelten auch Flechten und 
Pilze als Pflanzen. 
Das Verbot gilt über die ge-
setzlich vorgegebene 
Schutzfrist vom 01.03. bis 
30.09. hinaus ganzjährig und 
dient der Erhaltung von Le-
bensräumen für bedrohte 
Tier- und Pflanzenarten, ins-
besondere auch der Erhal-
tung bedrohter Ackerwild-
kräuter. 
Eingeschlossen ist z. B. das 
Lagern von Dünge- und 
Pflanzenbehandlungsmitteln, 
Salzen, Laugen, Säuren, 
Ölen sowie sonstigen Ge-
fahrstoffen im Wurzelbereich 
von Vegetationsbeständen. 
Das Verbot gilt auch für die 
Vegetation auf den Bö-
schungen und Banketten an 
Straßen, Bahnlinien, der 
land- und forstwirtschaftli-
chen Wirtschaftswege, Feld-
raine und sonstigen Weg-
rändern. 
Die gesetzlichen Regelun-

1. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen zu be-
schädigen, zu beseitigen 
oder Teile davon abzu-
trennen sowie jede 
Handlung, die geeignet 
ist, das Wachstum oder 
den Fortbestand der 
Pflanzenart nachteilig zu 
beeinflussen. Bäume, 
Sträucher und sonstige 
Pflanzen gelten auch als 
beschädigt, wenn das 
Wurzelwerk verletzt ist. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts als Le-
bensgrundlage des Men-
schen. Eingeschlossen ist z. 
B. das Lagern von Dünge- 
und Pflanzenbehandlungs-
mitteln, Salzen, Laugen, 
Säuren, Ölen sowie sonsti-
gen Gefahrstoffen im Wur-
zelbereich von Vegetations-
beständen. 
Die Schutzwirkungen des 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 LG gilt so-
mit in den Schutzgebieten 
ganzjährig (§ 64 Abs. 1 
Nr. 2 LG verbietet in der Zeit 
vom 1. März bis zum 30. 
September Hecken, Wallhe-
cken, Gebüsche sowie Röh-
richt und Schilfbestände zu 
roden, abzuschneiden oder 
zu zerstören. Siehe auch 
§ 61 LG zum Allgemeinen 
Schutz von Pflanzen sowie 
§ 63 LG.) Die Regelung ge-
währleistet in Landschafts-
schutzgebieten den Mindest-
schutz der Vegetationsbe-
stände. Daneben gelten die 

Das Verbot wurde nicht ver-
ändert. 
 
Erläuterungen: 
 
Klarstellender Hinweis, dass 
gemäß § 7 Abs. 2 BNatSchG 
auch Flechten und Pilze als 
Pflanzen gelten. 
 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 LG (jetzt 
§ 39 Abs.5 Nr. 2 und 3 
BNatschG) wird nicht mehr 
zitiert. 
 
Die Erläuterung wurde um 
die beiden ersten Sätze der 
Erläuterung zum gestriche-
nen Verbot Nr. 18 ergänzt 
(Erhaltung besonderer Le-
bensräume und Geltung 
auch auf den Böschungen 
und Banketten an Straßen 
und Bahnlinien). 
 
Die Hinweise auf die arten-
schutzrechtlichen Vorschrif-
ten (§§ 61 und 63 LG) wur-
den verallgemeinert. 

Hinweis auf Allgemeinen 
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Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

gen des allgemeinen und 
besonderen Artenschutzes 
und die Vorschriften der An-
wendung von Pflanzen-
schutzmitteln bleiben unbe-
rührt. 

unter Punkt 3.6.1 festgesetz-
ten Regelungen zum Schutz 
der Bäume in der freien 
Landschaft gem. § 23 Satz 
2  LG. 

Baumschutz, der nur außer-
halb der Schutzgebiete gel-
ten soll, wurde gestrichen. 
Anpassung im Kapitel 3.6 
wird später erfolgen. 

Unberührt davon:     

� Rückschnitt bzw. Entfer-
nung hoch wachsender 
Bäume unter Hochspan-
nungsleitungen bei gleich-
zeitiger Umwandlung in 
niedrig wachsende heimi-
sche Gebüschstrukturen 
bei vorheriger Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde. 

   Im Sinne des Naturschutzes 
grundsätzlich positiv zu be-
werten, da Gebüschstruktu-
ren wichtige Lebensräume 
darstellen. Darüber hinaus 
werden diese niedrigen 
Strukturen längerfristig un-
gestört bleiben. 

� das Entfernen von Ne-
ophyten (z. B. Japanknö-
terich, Herkulesstaude, 
Drüsiges Springkraut) bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

   Unberührtheitsregelung für 
Tätigkeiten mit positiven 
Auswirkungen auf Natur-
haushalt. Bewusstsein für 
Neophytenproblematik hat 
seit Rechtskraft LP zuge-
nommen, Regelung war 
überfällig. 

� Maßnahmen mit mecha-
nischen Mitteln, soweit sie 
von positiver Wirkung für 
den lokalen Naturhaushalt 
sind, z. B. zur Erhaltung 
eines bestimmten Suk-

   Positiv für den Naturhaus-
halt. 
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Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

zessionsstadiums bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

� die Umsetzung von Pfle-
gekonzepten, wie z.B. 
Pflege des Rheinufers bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

   Vorab mit der unteren Land-
schaftsbehörde abgestimmt; 
positive Auswirkungen auf 
Naturhaushalt bzw. vertret-
barer Kompromiss zwischen 
Naturschutzbelangen und 
Anwohnerinteressen. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� die Entnahme von Pflan-
zen zu wissenschaftlichen 
Zwecken bzw. für land-
schaftsökologische Unter-
suchungen. 

   Die Formulierung als Aus-
nahme ermöglicht eine Prü-
fung und ggf. Versagung 
durch die ULB. 

� die Durchführung tempo-
rärer Veranstaltungen (z. 
B. Sommerfeste, Schüt-
zenfeste, Kulturveranstal-
tungen, Wander-, Lauf- 
und Radsportveranstal-
tungen etc.), die außer-
halb des Geltungsbe-
reichs der Grünflächen-
ordnung stattfinden und 
nicht als Traditionsveran-
staltung im Sinne der 
„Nicht betroffenen Nut-

Für die Genehmigung von 
Veranstaltungen ist ggf. auch 
eine Ausnahme von weiteren 
Verboten erforderlich, z. B. 
Verbote Nrn. 5, 10, 11 und 
17. 

  Ausnahme für temporäre 
Veranstaltungen außerhalb 
des Geltungsbereichs der 
Grünflächenordnung mit nur 
vorübergehenden, geringen 
Beeinträchtigungen. 
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zungen“ Nr. 9 gelten, so-
weit keine erheblichen 
Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft her-
vorgerufen werden. 

     

2. wildlebenden Tieren 
nachzustellen, sie mut-
willig ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, 
zu ihrem Fang geeignete 
Vorrichtungen anzubrin-
gen, sie zu fangen, zu 
töten, ihre Puppen, Lar-
ven, Eier, Nester und 
sonstigen Brut- oder 
Wohnstätten fortzuneh-
men oder zu beschädi-
gen sowie sie auf andere 
Weise in ihrer Fortpflan-
zung zu behindern. 

Als Beitrag zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und als Gegen-
steuern zum bedrohlichen 
Artenrückgang ist dieser 
allgemeine Schutz wildle-
bender Tiere gerade in groß-
städtischen bzw. stadtnahen 
Schutzgebieten von beson-
derer Bedeutung. 

2. wildlebenden Tieren 
nachzustellen, sie mut-
willig ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, 
zu ihrem Fang geeignete 
Vorrichtungen anzubrin-
gen, sie zu fangen, zu 
töten, ihre Puppen, Lar-
ven, Eier, Nester und 
sonstigen Brut oder 
Wohnstätten fortzuneh-
men oder zu beschädi-
gen sowie sie auf andere 
Weise in ihrer Fortpflan-
zung zu behindern. 

Als Beitrag zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und als Gegen-
steuern zum bedrohlichen 
Artenrückgang ist dieser 
allgemeine Schutz wildle-
bender Tiere (siehe auch 
§§ 62 und 63 LG) gerade in 
großstädtischen bzw. stadt-
nahen Schutzgebieten von 
besonderer Bedeutung. 

Das Verbot wurde nicht ver-
ändert. 

Erläuterung: 
 
Konkreter Hinweis auf arten-
schutzrechtliche Paragra-
phen gestrichen. 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� die ordnungsgemäße 
Ausübung der nicht be-
rufsmäßigen Binnenfi-
scherei (Hobby- und 
Sportangeln) mit Aus-
nahme des Wettfischens. 

Die einschlägigen Regelun-
gen zur ordnungsgemäßen 
Ausübung der Fischerei, der 
Vorschriften des Tierschutz-
gesetzes, des Artenschutzes 
und des Wasserrechts sind 
zu beachten. 

� die ordnungsgemäße 
Ausübung der nicht be-
rufsmäßigen Binnenfi-
scherei (Hobby- und 
Sportangeln) mit Aus-
nahme des Wettfischens. 

Bei nicht ordnungsgemäßer 
Ausübung des Angelsports 
gilt das Verbot 2 uneinge-
schränkt, da durch Eingriffe 
in das Wirkungsgefüge des 
Naturhaushalts unter Miss-
achtung der Rechtsnormen 
die durch die Schutzge-
bietsausweisung angestrebte 

Allgemeine Unberührtheits-
regelung Nr. 4 wurde inhalt-
lich unverändert übernom-
men. Lediglich vom allge-
meinen in den speziellen Teil 
verschoben. 
 
Erläuterung (Definition von 
ordnungsgemäßer Hege und 
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Erhaltung der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushalts 
nicht sichergestellt werden 
kann. Von besonderer Be-
deutung sind in diesem Zu-
sammenhang Verstöße ge-
gen folgende Rechtsnormen: 
das Fischereirecht (hier be-
sonders §§ 1 - 4, 7 und 18 
LFischO), Landschaftsgesetz 
(auch Artenschutzrecht), 
Tierschutzgesetz und Was-
serhaushaltsgesetz.  
 
Nicht ordnungsgemäß - und 
damit auch im Landschafts-
plan verboten - ist es bei-
spielsweise, wenn Fische 
„ohne vernünftigen Grund“ 
gefangen, verletzt oder getö-
tet werden, da in einem sol-
chen Fall sowohl gegen das 
Tierschutzgesetz (§§ 1 Satz 
2, 3 Nr. 4, 17 sowie 
18 Abs. 1 und 2) als auch 
gegen den Artenschutz (§ 62 
Nr. 1 LG) verstoßen wird. 

Ein „vernünftiger Grund“ ist 
regelmäßig zumindest dann 
gegeben, wenn die gefange-
nen Fische für den mensch-
lichen Verzehr bestimmt 
sind. Wettfischen an einem 
Gewässer, dessen Fischbe-

Pflege mit Beispielen) gestri-
chen, da die aktuellen und 
vollständigen Regelungen in 
den einschlägigen Gesetzen 
und Verordnungen zu finden 
sind. 
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stand seiner Größe und Be-
schaffenheit angepasst ist, 
beinhaltet die Gefahr des 
Überfischens und damit ei-
nes schwerwiegenden Ein-
griffs in das Wirkungsgefüge 
des Gewässers. Selbst im 
Fall überhöhter Bestände 
einzelner Fischarten kann 
durch Wettfischen nicht si-
chergestellt werden, dass 
ausschließlich diese Arten 
gefangen werden. Der 
Fischbestand der unterrep-
räsentierten Arten ist hierbei 
regelmäßig einer weiteren 
Reduktion unterworfen. Ins-
besondere die Netzfischerei 
ist in solchen Fällen ein ge-
eignetes Mittel zur Erfüllung 
der Hegeverpflichtung. Des 
weiteren führen fischereiliche 
Veranstaltungen, wie z. B. 
auch ein Wettfischen, auf-
grund der großen Anzahl von 
Beteiligten und Interessierten 
i.d.R. zu starken Beunruhi-
gungen der übrigen Tierwelt 
des Gewässerbiotops und oft 
auch zu Trittschäden an der 
Vegetation, insbesondere in 
Uferbereichen. 
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� die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des Bundesjagdgeset-
zes. 

Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 
Wildäckern oder der Bau von 
Hochsitzen, fallen nicht unter 
diese Unberührtheitsrege-
lung. 

� die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des § 1 Abs. 4 BJG vom 
Verbot 2. 

Siehe auch hierzu Gliede-
rungspunkt 1.5.  
Alle anderen Verbote gelten 
uneingeschränkt.  
Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 
Wildäckern oder der Bau von 
Hochsitzen, fallen nicht unter 
diese Unberührtheitsrege-
lung. Solche Tätigkeiten be-
dürfen einer Befreiung gem. 
§ 69 LG, soweit sie unter die 
Verbotsregelungen des LP 
fallen. 

Eine ordnungsgemäße 
Jagdausübung umfasst ins-
besondere auch die Ver-
pflichtung, gem. § 1 BJagdG, 
die Wildbestände den land-
schaftlichen und landeskultu-
rellen Verhältnissen ange-
passt zu halten. Großflächi-
ge Schäden an der Vegetati-
on innerhalb und außerhalb 
des Waldes, z. B. durch 
Wildverbiss oder Wildschä-
den, deuten auf eine zu hohe 
Wilddichte hin. Soweit diese 
gegeben ist, muss im Rah-
men der ordnungsgemäßen 
Jagdausübung gemäß 
§ 1 Abs. 4 BJagdG eine ver-

Allgemeine Unberührtheits-
regelung Nr. 5 wurde Inhalt-
lich unverändert übernom-
men. Lediglich vom allge-
meinen in den speziellen Teil 
verschoben. 
 
Erläuterung verkürzt, da 
auch hier die einschlägigen 
Regelungen des Jagdrechts 
aussagekräftiger sind als die 
Auszüge im Landschafts-
plan. 
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stärkte Bejagung des jeweili-
gen Schadwildes erfolgen. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� die Entnahme von Tieren 
zu wissenschaftlichen 
Zwecken bzw. für land-
schaftsökologische Un-
tersuchungen. 

   Im zugelassenen Rahmen 
unbedenklich. Gleichzeitig 
Quelle für Daten. 

� das ökologisch gebotene 
Abfischen eines Gewäs-
sers in Abstimmung mit 
der höheren Fischerei-
behörde und der unteren 
Fischereibehörde. 

   Ausnahmen für ökologisch 
sinnvolle Maßnahmen. 

 

     

3. gebietsfremde Pflanzen, 
deren vermehrungsfähi-
ge Teile sowie Tiere ein-
zubringen, auszusetzen 
oder anzusiedeln. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung der gewachsenen gene-
tischen Vielfalt und dem 
Verhindern von Schädigun-
gen der einheimischen Flora 
und Fauna. Insbesondere 
etablierte Neobiota können 
einen starken negativen Ein-
fluss auf die Biodiversität 
ihrer neuen Lebensräume 
haben. 

3. Tiere auszusetzen oder 
in freier Natur anzusie-
deln. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung der Lebensräume unse-
rer auch durch Artenver-
drängung bedrohten Tierar-
ten. Eingeschlossen ist das 
Aussetzen von Fischen in 
geschützten Gewässern so-
wie von Wild. Aufgrund neu-
erer wissenschaftlicher Er-
kenntnisse sind jährliche 
Besatzmaßnahmen zur Re-
generation des Fischbestan-
des insbesondere in stehen-
den Gewässern nicht erfor-

Verbot erweitert auf gebiets-
fremde Pflanzen analog der 
Regelung des § 40 Abs. 4 S. 
1 BNatSchG. 
 
Bewusstsein für Neophy-
tenproblematik hat seit 
Rechtskraft LP zugenom-
men, Regelung war überfäl-
lig. 
 
Erläuterung erheblich ge-
strafft, da Grundsätze von 
Fischbesatzmaßnahmen 
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derlich. Die Selbstregulation 
eines an die Gewässergröße 
und -güte angepassten 
Fischbestandes bleibt auch 
bei der Nutzung als Angel-
gewässer in Funktion. Be-
satzmaßnahmen bergen 
darüber hinaus die Gefahr 
der Eutrophierung des Ge-
wässers mit der Folge ver-
schlechterter Lebensbedin-
gungen für den gesamten 
Fischbestand sowie die nicht 
dem Fischereirecht unterlie-
genden Wassertiere ein-
schließlich Amphibien. (Ver-
gleiche auch § 1 a Abs. 2 
WHG und § 2 Nr. 6  LG.) 
Besatzmaßnahmen zielen 
immer auf eine Regulierung 
des Naturhaushaltes, auch 
wenn ein dem Gewässertyp 
angepasster, naturnaher 
Fischbestand angestrebt 
wird. (Siehe hierzu: Nicht 
betroffene Nutzung Nr. 4.) 
Ausschließlich an der fische-
reilichen Nutzbarkeit eines 
Gewässers orientierte Be-
satzmaßnahmen sind regel-
mäßig mit Ziel und Zweck 
der Schutzgebietsauswei-
sungen nicht vereinbar. Die-
se zielen auf die Erhaltung 
und Wiederherstellung der 

nicht im LP erläutert werden 
müssen. 
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Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushaltes insgesamt. Ein 
Teil desselben sind z. B. 
auch die fischereilich nicht 
nutzbaren Fischarten und die 
nicht dem Fischereirecht 
unterliegenden anderen 
wassergebundenen Tierar-
ten. Besatzmaßnahmen sind 
insbesondere dann mit dem 
Schutzzweck unvereinbar, 
wenn die einzusetzenden 
Fische hier nicht beheimatet 
sind oder in dem jeweiligen 
Gewässer keine Lebensbe-
dingungen vorfinden, die 
ihrer Natur entsprechen, und 
somit keine natürliche Fort-
pflanzung möglich ist. Siehe 
auch die Schutzwirkung des 
§ 18 LFischO und des 
§ 62 LG. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

 Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

  

� Besatz- oder andere He-
gemaßnahmen - z. B. in 
neuen Kiesgrubenge-
wässern - die weder den 
Charakter des Gebietes 
verändern, noch dem 
Schutzzweck zuwiderlau-
fen. 
Die Ausnahme erfolgt 

 � Soweit Besatz- oder an-
dere Hegemaßnahmen - 
z. B. in neuen Kiesgru-
bengewässern – weder 
den Charakter des Ge-
bietes verändern, noch 
dem Schutzzweck zuwi-
derlaufen erteilt die unte-
re Landschaftsbehörde 

 Ausnahmetatbestand aus 
Erläuterung der allgemeinen 
Unberührtheit Nr. 4: 
Inhaltlich wurde dieser Aus-
nahmetatbestand nicht ver-
ändert, jedoch sprachlich 
etwas vereinfacht. 
 
Die Beteiligung der Wasser-
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dabei in Abstimmung mit 
der unteren und der hö-
heren Fischereibehörde. 

eine Ausnahme vom 
Verbot 3. Die Ausnahme 
erfolgt dabei in Abstim-
mung mit der unteren 
Wasserbehörde, der un-
teren Fischereibehörde 
und der höheren Fische-
reibehörde. 

behörde ist nicht erforderlich. 

     

4. die Versiegelung von 
Feldwegen und Flächen 
- insbesondere im Kron-
entraufbereich der Bäu-
me - sowie andere Maß-
nahmen zur Verdichtung 
des Bodens. 

Das Verbot zielt auf die Er-
haltung von Grundwasseran-
reicherungsflächen, auf die 
Gewährleistung der Wasser-
versorgung des Wurzelrau-
mes von Bäumen und Sträu-
chern sowie die Erhaltung 
des Lebensraumes von In-
sekten und sonstigen 
Kleinstlebewesen. 

4. die Versiegelung von 
Feldwegen und Flächen 
- insbesondere im Trauf-
bereich der Bäume 
(Kronenbereich) - sowie 
andere Maßnahmen zur 
Verdichtung des Bo-
dens. 

Das Verbot zielt auf die Er-
haltung von Grundwasseran-
reicherungsflächen, auf die 
Gewährleistung der Wasser-
versorgung des Wurzelrau-
mes von Bäumen und Sträu-
chern sowie die Erhaltung 
des Lebensraumes von In-
sekten und sonstigen 
Kleinstlebewesen. 

Verbot inhaltlich unverän-
dert. Begriff Kronenbereich 
unmissverständlich als 
Kronentraufbereich be-
schrieben. 

     

5. bauliche Anlagen im 
Sinne des 
§ 2 Abs. 1 BauO NRW 
als auch Straßen, Wege 
und Plätze zu errichten 
oder zu ändern, auch 
wenn sie keiner bauauf-
sichtlichen Genehmi-
gung bedürfen. Die Nut-
zungsänderung steht der 

Hierdurch sollen nachteilige 
Veränderungen von Natur 
und Landschaft auf das un-
bedingt notwendige Maß 
beschränkt werden, um für 
die Zukunft die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter zu gewähr-
leisten sowie Beeinträchti-
gungen des Orts- und Land-

5. bauliche Anlagen im 
Sinne des 
§ 2 Abs. 1 BauONW als 
auch Straßen, Wege und 
Plätze zu errichten oder 
zu ändern, auch wenn 
sie keiner bauaufsichtli-
chen Genehmigung be-
dürfen. Die Nutzungsän-
derung steht der Ände-

Hierdurch sollen nachteilige 
Veränderungen von Natur 
und Landschaft auf das un-
bedingt notwendige Maß 
beschränkt werden, um für 
die Zukunft die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter zu gewähr-
leisten sowie Beeinträchti-
gungen des Orts- und Land-

Verbot unverändert. 
 
Erläuterung: 
um Hinweis auf Artenschutz 
ergänzt. 
 
Hinweise auf die im LP nach-
folgend aufgeführten Ver-
botsbestimmungen gestri-
chen, da sich dies beim wei-
teren Lesen ohnehin er-
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Änderung gleich. schaftsbildes zu vermeiden. 
Die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des allge-
meinen und besonderen 
Artenschutzes bleiben unbe-
rührt. 

rung gleich. schaftsbildes zu vermeiden.  
Klarstellend wird darauf hin-
gewiesen, dass im folgenden 
verschiedene konkret ge-
nannte bauliche Anlagen 
gesondert verboten werden. 
Diese Verbotsregelungen 
sind jeweils besonders erläu-
tert. 

schließt. 

Unberührt davon:     

� Dachgeschossausbauten, 
die Errichtung von Dach-
gauben, die Montage von 
Solaranlagen auf dem 
Dach oder an der Fassa-
de sowie die Änderung 
oder Rekonstruktion der 
Fassade (z. B. Wärme-
dämmung), sofern keine 
Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes zu er-
warten ist bei vorheriger 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde. 

Auch bei Baumaßnahmen im 
Bestand sind die Belange 
des Artenschutzes zu beach-
ten (z. B. in Bezug auf Fle-
dermäuse und Vögel). 

  . 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� privilegierte land-, forst-
wirtschaftliche oder gar-
tenbauliche Außenbe-
reichsvorhaben nach § 35 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB 

   Ausnahmeregelungen auf-
genommen für Bauvorhaben 
innerhalb des Baubestandes, 
die einem land-, forstwirt-
schaftlichen oder gartenbau-
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bis zu 200 m² neuversie-
gelter Fläche, soweit kei-
ne erheblichen Beein-
trächtigungen von Natur 
und Landschaft hervorge-
rufen werden und das 
Vorhaben ansonsten 
rechtlich zulässig ist. 

lichen Betrieb dienen und 
keine oder nur geringe Aus-
wirkungen auf den Natur-
haushalt oder das Land-
schaftsbild haben. 
(z.B. Altenteiler, Landarbei-
terstelle, Geräteschuppen). 

� die Erweiterung von zu-
lässigen Bestandsbauten 
um maximal 20% der ur-
sprünglichen Bestandsflä-
che, soweit keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft 
hervorgerufen werden 
und das Vorhaben an-
sonsten rechtlich zulässig 
ist. 

    

� nicht baugenehmigungs-
pflichtige Anlagen und 
Änderungen gemäß BauO 
NRW. 

   z. B.: Schutzhütten für Wan-
derer, offene Tierunterstän-
de, Gewächshäuser i.S.d. § 
35 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und § 
201 BauGB. 

� Nutzungsänderungen 
innerhalb des Gebäude-
bestandes, wenn die 
Maßnahmen artenschutz-
rechtlich zulässig sind. 

    

� die Durchführung tempo-
rärer Veranstaltungen 
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gemäß Ausnahmetatbe-
stand zu Verbot Nr. 1 

     

6. ober- und unterirdische 
Leitungen aller Art, Zäu-
ne oder andere Einfrie-
dungen zu errichten, zu 
verlegen oder zu ändern. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung von Störungen des 
Grundwasserhaushaltes und 
des Bodens schutzwürdiger 
Bereiche wie auch der Ge-
währleistung eines freien 
Wildwechsels sowie des 
freien Zugangs zur Land-
schaft für Erholungssuchen-
de. 

6. ober- und unterirdische 
Versorgungs-, Entsor-
gungs- oder Material-
transportleitungen (Frei- 
oder Rohrleitungen), 
Zäune oder andere Ein-
friedungen zu errichten, 
zu verlegen oder zu än-
dern. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung von Störungen des 
Grundwasserhaushaltes 
schutzwürdiger Bereiche wie 
auch der Gewährleistung 
eines freien Wildwechsels 
sowie des freien Zugangs 
zur Landschaft für Erho-
lungssuchende. 

Sprachliche Vereinfachung 
des Verbotstatbestandes. 

Nennung des Schutzguts 
Boden. 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� Leitungen im Bereich voll 
versiegelter Straßen und 
Wege, soweit der Wurzel-
bereich von Bäumen nicht 
beeinträchtigt wird bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

   Unberührtheitsregelungen 
eingeführt für Maßnahmen, 
die keine oder nur geringe 
Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt oder das Land-
schaftsbild haben. 

� ortsübliche Kultur- und 
Weidezäune im Rahmen 
der ordnungsgemäßen 
Land- und Forstwirtschaft 
bei vorheriger Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde. 

 � ortsübliche Kultur- und 
Weidezäune im Rahmen 
der ordnungsgemäßen 
Land- und Forstwirtschaft. 

 Aktuelle Unberührtheitsrege-
lung Nr. 1 direkt Verbot 6 
zugeordnet. 
Anzeigepflicht aufgenom-
men. 
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Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� Hausanschlussleitungen 
auf Hausgrundstücken. 

   Ausnahmeregelungen auf-
genommen, die in der Regel 
keine oder nur geringe Aus-
wirkungen auf den Natur-
haushalt oder das Land-
schaftsbild haben, die aber 
bei größerer Wirkung nach 
Prüfung durch die ULB ggf. 
versagt werden können. 

� temporäre Zaunanlagen, 
z. B. zur Sicherung von 
hochwertigen Vegetati-
onsbeständen im Rahmen 
von Veranstaltungen, bei 
Schafbeweidung etc. 

    

� Leitungen im Bereich 
wassergebundener We-
gedecken, soweit der 
Wurzelbereich von Bäu-
men nicht beeinträchtigt 
wird. 

    

     

7. Aufschüttungen, Verfül-
lungen, Abgrabungen, 
Ausschachtungen oder 
Verfestigungen vorzu-
nehmen oder die Boden- 
oder Geländegestalt auf 

Das Verbot zielt auf die 
grundsätzliche Erhaltung der 
vorhandenen landschaftli-
chen Strukturen mit ihren 
jeweiligen Lebensräumen für 
Pflanzen und Tiere und auf 

7. Aufschüttungen, Verfül-
lungen, Abgrabungen 
oder Ausschachtungen 
vorzunehmen oder die 
Bodengestalt auf andere 

Das Verbot zielt auf die 
grundsätzliche Erhaltung der 
vorhandenen landschaftli-
chen Strukturen mit ihren 
jeweiligen Lebensräumen für 
Pflanzen und Tiere und auf 

Sprachliche Konkretisierung 
des Verbotstatbestandes. 

Hinweis auf ordnungsgemä-
ße Acker- und Gartennut-
zung gestrichen. 
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andere Weise zu verän-
dern. 

die Sicherung des Land-
schaftsbildes. Es dient so-
wohl der Verhinderung von 
Landschaftsschäden durch 
weitere Kiesgrubenauf-
schlüsse, als auch dem 
Schutz hochwertiger Berei-
che, wie z. B. feuchter Sen-
ken oder ökologisch wertvol-
ler Brachflächen. 

Weise zu verändern. die Sicherung des Land-
schaftsbildes. Es dient so-
wohl der Verhinderung von 
Landschaftsschäden durch 
weitere Kiesgrubenauf-
schlüsse, als auch dem 
Schutz hochwertiger Berei-
che, wie z. B. feuchter Sen-
ken oder ökologisch wertvol-
ler Brachflächen. Klarstel-
lend wird darauf hingewie-
sen, dass der Umbruch oder 
das Umgraben von Acker- 
oder Gartenböden im Rah-
men der ordnungsgemäßen 
Nutzung vom Verbot nicht 
betroffen ist. 

. 

Ausgenommen davon 
(auf Antrag): 

    

� Aufschüttungen bis 2 m 
Höhe, Abgrabungen und 
Ausschachtungen bis 2 m 
Tiefe auf einer Grundflä-
che bis zu 400 m², soweit 
keine erheblichen Beein-
trächtigungen von Natur 
und Landschaft hervorge-
rufen werden und das 
Vorhaben ansonsten 
rechtlich zulässig ist. 

Die Ausnahmeregelung er-
folgt analog zu den Bestim-
mungen der Eingriffsrege-
lung des LG NRW. 

  Ausnahmeregelungen auf-
genommen für Maßnahmen, 
die keine oder nur geringe 
Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt oder das Land-
schaftsbild haben. 
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8. feste oder flüssige Stoffe 
sowie Gegenstände, die 
geeignet sind, den Na-
tur-, Boden- oder Was-
serhaushalt erheblich 
oder nachhaltig zu be-
einträchtigen (insbeson-
dere Biozide, Pflanzen-
schutzmittel, organische 
und mineralische Dün-
ger, Jauche, Festmist, 
Klärschlamm, Grünabfäl-
le), zu verwenden oder 
zu lagern. 
Ferner ist verboten, Ab-
fälle zu behandeln, zu 
lagern oder sich dieser 
Abfälle zu entledigen. 

Schädliche Einwirkungen auf 
schutzwürdige Bereiche und 
Störungen des Landschafts-
bildes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist die Beseitigung 
von Gartenabfällen. 

8. Abfälle oder Altmaterial 
wegzuwerfen oder zu la-
gern und Abfallbeseiti-
gungsanlagen ein-
schließlich Recyclingan-
lagen zu errichten sowie 
rechtswidrig errichtete 
Anlagen zu betreiben. 

Schädliche Einwirkungen auf 
schutzwürdige Bereiche und 
Störungen des Landschafts-
bildes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist die Beseitigung 
von Gartenabfällen in der 
freien Landschaft. 

Berücksichtigung des Abfall-
begriffs nach Kreislaufwirt-
schaftsgesetz. 

Neuformulierung mit Unter-
scheidung zwischen Abfällen 
und „Stoffen“ 
 
Streichung der Anlagen, da 
deren Errichtung und Betrieb 
bereits durch Verbot Nr. 5 
untersagt ist. 

     

9. Feste Werbeanlagen im 
Sinne des § 13 Abs. 1 
BauO NRW und mobile 
Werbeanlagen zu errich-
ten, anzubringen, aufzu-
stellen oder rechtswidrig 
errichtete zu betreiben, 
auch wenn sie baurecht-
lich genehmigungsfrei 
sind. 

Zu den Werbeanlagen im 
Sinne der BauO NRW gehö-
ren insbesondere Schilder, 
Beschriftungen, Bemalun-
gen, Lichtwerbungen, 
Schaukästen sowie für Zet-
tel- und Bogenanschläge 
oder Lichtwerbung bestimm-
te Säulen, Tafeln und Flä-
chen. 
Das Verbot soll die Beein-
trächtigung des Land-
schaftsbildes im gesamten 

9. Werbeanlagen im Sinne 
des § 13 Abs. 1 BauO 
NW zu errichten, anzu-
bringen oder rechtswid-
rig errichtete zu betrei-
ben. 

Das Verbot dient der Siche-
rung des Landschaftsbildes. 

Ausdehnung auf mobile 
Werbeanlagen. 
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Geltungsbereich des Land-
schaftsplans verhindern. 

Unberührt davon:     

� gesetzlich vorgeschriebe-
ne Beschilderungen 

Ortsschilder, Verkehrsschil-
der, Hinweisschilder für 
Schutzgebiete u.s.w. 

   

� Werbeanlagen an und auf 
Sportplätzen und Sportan-
lagen, soweit sie nicht in 
die freie Landschaft wir-
ken. 

    

� das temporäre Aufstellen 
von Werbeträgern im 
Rahmen von Wahlwer-
bung. 

    

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� landschaftsbildangepass-
te und baugenehmigungs-
freie Werbeanlagen und 
Hinweisschilder bis zu ei-
ner Größe von 1 m². 

   Ausnahmeregelung für Wer-
beanlagen, die nur geringe 
Wirkung auf das Land-
schaftsbild haben. 

� baurechtlich genehmi-
gungsfreie Werbeanlagen 
für zeitlich begrenzte Ver-
anstaltungen. 

   Siehe vor. 

� baurechtlich genehmi-    Siehe vor. 
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gungsfreie Werbeanlagen 
an der Stätte der Leis-
tung. 

     

10. mobile Verkaufsstände, 
Verkaufswagen oder 
Warenautomaten aufzu-
stellen sowie rechtswid-
rig aufgestellte zu betrei-
ben. 

Hierdurch sollen Störungen 
des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes sowie 
wilde Müllablagerungen 
vermieden werden.  
Stationäre Einrichtungen 
sind als bauliche Anlagen 
unter Verbot Nr. 5 erfasst. 

10. in Waldgebieten und in 
Grünflächen im Sinne 
der Grünflächenordnung 
mobile Verkaufsstände, 
Verkaufswagen oder 
Warenautomaten aufzu-
stellen sowie rechtswid-
rig aufgestellte zu 
betreiben. 

Hierdurch sollen Störungen 
des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes sowie 
wilde Müllablagerungen 
vermieden werden.  
Stationäre Einrichtungen 
sind als bauliche Anlagen 
unter Verbot Nr. 5 erfasst. 

Beschränkung des Verbotes 
von mobilen Werbeanlagen 
auf Waldgebiete und Grün-
flächenordnung aufgehoben, 
Verbot jetzt generell wirk-
sam. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� Verkaufsstände, Ver-
kaufswagen oder Waren-
automaten, die ansonsten 
zulässig sind. 

    

� die Durchführung tempo-
rärer Veranstaltungen 
gemäß Ausnahmetatbe-
stand zu Verbot Nr. 1. 

    

     

11. außerhalb der für den 
öffentlichen Straßenver-
kehr zugelassenen We-
ge und Parkplätze zu 

Schädigungen der Land-
schaft durch Kraftfahrzeuge, 
Kutschen, Fahrräder oder 
andere Fahrzeuge sollen 

11. außerhalb der für den 
öffentlichen Straßenver-
kehr zugelassenen We-
ge und Parkplätze zu 

Schädigungen der Land-
schaft durch Kraftfahrzeuge 
und Geländefahrräder sollen 
hierdurch vermieden werden 

Verbot unverändert. 
 
Erläuterung: 
Klarstellung, dass dieses 
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fahren oder zu parken. hierdurch vermieden werden 
wie auch Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger. 

fahren oder zu parken. wie auch Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger. Die be-
stimmungsgemäße Nutzung 
der Radwege ist hiervon 
nicht befasst. 

Verbot für Fahrzeuge aller 
Art gilt und nicht nur für KFZ 
und Geländefahrräder. 
 

Unberührt davon:     

� Gesetzlich zulässige Nut-
zungen, wie etwa für 
Fahrräder, Krankenfahr-
stühle oder Kutschen im 
Wald oder der freien 
Landschaft bleiben unbe-
rührt. 

   Das Fahren im Wald regelt § 
3 LFoG, in der freien Land-
schaft die §§ 49 und 50 LG. 

     

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� das Fahren und Parken 
aus besonderem Grund, 
wie z.B. temporärer Anlie-
ferverkehr, Felduntersu-
chungen und Kartierarbei-
ten. 

    

� die Durchführung tempo-
rärer Veranstaltungen 
gemäß Ausnahmetatbe-
stand zu Verbot Nr. 1. 
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12. Motorsportveranstaltun-
gen und Veranstaltun-
gen für den motorbetrie-
benen Modellsport 
durchzuführen sowie 
motorbetriebene Modelle 
von Fluggeräten und 
Wasserfahrzeugen zu 
betreiben. 

Schädigungen der Land-
schaft, Störungen der Tier-
welt und Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger sollen 
hierdurch vermieden werden. 
Das Verbot der Motorsport-
veranstaltungen gilt auch für 
im Sinne des Verbots 11 
zugelassene Wege und 
Parkplätze. 

12. Motorsportveranstaltun-
gen mit Kraftfahrzeugen 
oder Motorflugzeugen 
durchzuführen sowie 
Motorflugmodelle zu 
betreiben außerhalb von 
Flugplätzen oder ähnli-
chen Veranstaltungsor-
ten. 

Schädigungen der Land-
schaft, Störungen der Tier-
welt und Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger sollen 
hierdurch vermieden werden. 
Das Verbot gilt auch für im 
Sinne des Verbots 11 zuge-
lassene Wege und Parkplät-
ze. 

Motorsportveranstaltungen 
auf jede Art von Fahrzeugen 
und deren Modelle, also 
auch Wasserfahrzeuge, er-
weitert. 
Zusätzlich wird die Nutzung 
von motorbetriebenen Was-
serfahrzeugmodellen unter-
sagt. 

Unberührt davon:     

� die Benutzung von Motor-
flugmodellen innerhalb 
genehmigter Bereiche (z. 
B. Flugplätze). 

   Unberührtheit aus Verbot Nr. 
12 übernommen. 

� Das Betreiben von elekt-
robetriebenen Modellboo-
ten bis zu einer Höchst-
geschwindigkeit von 
6 km/h auf dem Aachener 
Weiher, Decksteiner Wei-
her und dem Höhenfelder 
See mit Ausnahme der 
Schilf- und Röhrichtzo-
nen. 

    

� Die Benutzung ungefähr-
licher Kinderspielzeuge im 
Geltungsbereich der 
Grünfllächenordnung. 

   Harmonisierung LP / Grün-
flächenordnung. 
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13. unverändert    unverändert 

     

14. unverändert    unverändert 

     

15. unverändert    unverändert 

     

16. Hunde unangeleint lau-
fen zu lassen in Gebü-
schen, Feldgehölzen 
und im Uferbereich ste-
hender oder fließender 
Gewässer. 

Diese Bereiche sind oftmals 
letzte Rückzugsräume be-
drohter Tierarten. Durch frei 
herumlaufende Hunde wer-
den wildlebende Tiere stark 
beunruhigt, was zu einer 
Abwanderung gefährdeter 
Tierpopulationen führen 
kann. 

16. Hunde - ohne sie anzu-
leinen - frei laufen zu 
lassen in Gebüschen, 
Feldgehölzen, Wald und 
im Uferbereich stehen-
der oder fließender Ge-
wässer. 

Diese Bereiche sind oftmals 
letzte Rückzugsräume be-
drohter Tierarten. Durch frei 
herumlaufende Hunde wer-
den wildlebende Tiere stark 
beunruhigt, wodurch im Ex-
tremfall eine Abwanderung 
gefährdeter Tierpopulationen 
ausgelöst werden könnte. 
Siehe auch §§ 62 Nr. 1 und 
63 LG. 

Gemäß § 2 LFoG: besteht 
Anleinpflicht für Hunde im 
Wald nur außerhalb von 
Wegen, daher im Verbot 
„Wald“ gestrichen. 
 
Verbot und Erläuterung 
sprachlich überarbeitet, Hin-
weis auf konkrete gesetzli-
che Artenschutzregelungen 
gestrichen. 
 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� der unangeleinte Auslauf 
von Hunden auf den nach 
Grünflächenordnung aus-
gewiesenen Hundefrei-
laufflächen nach den dort 

Ausschließlich auf den als 
Hundefreilaufflächen ge-
kennzeichneten Bereichen 
werden mögliche Störeffekte 
in Kauf genommen. 

  Regelung Grünflächenord-
nung; im Zuge Harmonisie-
rung LP und Grünflächen-
ordnung als Unberührtheit 
aufgenommen. 
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benannten Maßgaben. 

� Das Laufenlassen von 
Hunden bei der Wildfolge 
auf angeschossenes Wild. 

 � Das Laufenlassen von 
Hunden bei der Wildfolge 
auf angeschossenes Wild. 

 Das Laufenlassen von Hun-
den bei der Wildfolge war 
bereits Gegenstand der all-
gemeinen Unberührtheitsre-
gelung Nr. 5. Wurde Inhalt-
lich übernommen und vom 
allgemeinen in den speziel-
len Teil verschoben. 

     

17. Feuer zu machen, zu 
unterhalten und zu gril-
len sowie brennende 
oder glimmende Ge-
genstände wegzuwerfen 
wie auch solche, die ge-
eignet sind, Feuer zu 
verursachen sowie das 
Abbrennen von Feuer-
werken. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung unkontrollierter 
Brände und der Erhaltung 
der Kleintier- und Insekten-
welt sowie des Bodenlebens. 
Weiterhin sollen Beunruhi-
gungen der Tierwelt vermie-
den werden. 

17. Feuer zu machen sowie 
brennende oder glim-
mende Gegenstände 
wegzuwerfen wie auch 
solche, die geeignet 
sind, Feuer zu verursa-
chen. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung unkontrollierter 
Brände und der Erhaltung 
der Kleintier- und Insekten-
welt sowie des Bodenlebens. 

Erweiterung auf das Abbren-
nen von Feuerwerken und 
auf das Unterhalten von 
Feuer, da bei Ahndung nicht 
nur das Anzünden, sondern 
auch das Unterhalten eines 
Feuers relevant. Das Grillen 
wird explizit erwähnt. 

Unberührt davon:     

� das Grillen mit geeigne-
tem Grillgerät in öffentli-
chen Grünflächen im Gel-
tungsbereich der Grünflä-
chenordnung der Stadt 
Köln nach den dort vor-
gegebenen Maßgaben. 

   Regelung Grünflächenord-
nung; im Zuge Harmonisie-
rung LP und Grünflächen-
ordnung als Unberührtheit 
aufgenommen. 

� Das Grillen auf umfriede-     
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ten Grundstücken, die 
überwiegend der Freizeit-
gestaltung dienen wie z. 
B. Kleingartenanlagen 
oder Sportanlagen. 

� traditionelle Brauchtums-
feuer (z. B. Oster-, Jo-
hannis- oder Martinsfeu-
er) in befestigten Berei-
chen ungeachtet sonsti-
ger Genehmigungserfor-
dernisse. 

   Genehmigung nach Grünflä-
chenordnung muss weiterhin 
erteilt werden. 

� Bodenfeuerwerke außer-
halb des Zeitraums vom 
01.03. bis zum 30.09. ei-
nes Jahres. Die arten-
schutzrechtlichen Belange 
bleiben unberührt. 

    

� Das Abbrennen von Sil-
vesterfeuerwerk am 31. 
Dezember und 01. Januar 
nach den Maßgaben des 
Sprengstoffrechts. Die ar-
tenschutzrechtlichen Be-
lange bleiben unberührt. 

    

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� Bodenfeuerwerke im Zeit-
raum vom 01.03. bis zum 
30.09. eines Jahres. 
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� Feuerwerke der Katego-
rien 1 und 2 auf Bezirks-
sportanlagen, Sportplät-
zen und Festplätzen in 
siedlungsnahen Berei-
chen. 

    

� die Durchführung tempo-
rärer Veranstaltungen 
gemäß Ausnahmetatbe-
stand zu Verbot Nr. 1. 

    

     

18. entfällt.  18. die Bodendecke (Vege-
tation) auf den Banket-
ten der Wirtschaftswege, 
auf Böschungen, Feld-
rainen und sonstigen 
Wegrändern mit mecha-
nischen, chemischen 
oder sonstigen Mitteln 
niedrig zu halten oder zu 
vernichten sowie durch 
Auftrag von Dünge- und 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln dortselbst die na-
türliche Entwicklung zu 
beeinflussen oder zu 
verhindern. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung von Lebensräumen für 
bedrohte Tier- und Pflanzen-
arten, insbesondere auch 
der Erhaltung bedrohter 
Ackerwildkräuter. Einge-
schlossen sind die Böschun-
gen an Straßen und Bahnli-
nien sowie Uferböschungen. 
Das Mahd- und Beschädi-
gungsverbot für Feldwege-
böschungen erfolgt u.a. in 
Wahrnehmung städtischer 
Eigentumsrechte mit dem 
Ziel der Bestandssicherung 
dieser potentiellen Sukzessi-
onsflächen und zum Zwecke 
der Grundlagenermittlung 
(s.a. allgemeines Gebot 19 
in LSG) für künftige differen-

Regelungen in Verbot Nr. 1 
integriert. 
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ziertere Pflegefestsetzungen 
in Abhängigkeit von der sich 
entwickelnden Vegetations-
struktur sowie der Wege- 
und Böschungsbreite. 
Beim Aufbringen von Dünge- 
und Pflanzenbehandlungs-
mitteln auf angrenzende 
Landwirtschaftsflächen ist 
ein Auftrag dieser Stoffe auf 
die Böschungen etc. durch 
Abdrift zu vermeiden. 

     

19. der Umbruch oder die 
Umwandlung von Dau-
ergrünland, Feuchtge-
bieten oder Nasswiesen, 
Brachen oder sonstigen 
nicht bewirtschafteten 
Flächen in Ackerland 
oder eine sonstige ande-
re Nutzung. 

Das Verbot dient dem 
Schutz dieser Biotoptypen 
und ihrer speziellen Flora 
und Fauna. Ein derartiger 
Umbruch stellt i.d.R. eine 
massive Veränderung eines 
geschützten Gebietes mit 
der Folge einer nachhaltigen 
Störung der vorhandenen 
Wechselbeziehungen des 
Naturhaushaltes dar. Gerade 
die Lebensräume auf Grün-
land angewiesener Tierarten 
sind landes- und bundesweit 
durch Umstellungen in der 
landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung bedroht. 

19. der Umbruch oder die 
Umwandlung von Grün-
land, Feuchtgebieten 
oder Nasswiesen, Bra-
chen oder sonstigen 
nicht bewirtschafteten 
Flächen in Ackerland 
oder eine sonstige ande-
re Nutzung. 

Das Verbot dient dem 
Schutz dieser Biotoptypen 
und ihrer speziellen Flora 
und Fauna. Ein derartiger 
Umbruch stellt i.d.R. eine 
massive Veränderung eines 
geschützten Gebietes mit 
der Folge einer nachhaltigen 
Störung der vorhandenen 
Wechselbeziehungen des 
Naturhaushaltes dar. Gerade 
die Lebensräume auf Grün-
land angewiesener Tierarten 
sind landes- und bundesweit 
durch Umstellungen in der 
landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung bedroht. 

Sprachlich angepasst. 
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20. stehende und fließende 
Gewässer - also auch 
Fischteiche und sonstige 
künstliche Gewässer – 
anzulegen, zu verän-
dern, zu beseitigen oder 
deren Böschungen zu 
beeinträchtigen. 

Mittel- und unmittelbare Stö-
rungen im Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes der 
Schutzgebiete über Verän-
derungen des Wasserhaus-
haltes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist das Entneh-
men oder Ableiten von 
Grundwasser aus feuchtem 
Grünland oder sonstigen 
Feuchtgebieten durch Ent-
wässerungsgräben sowie 
sonstige bauliche Entwässe-
rungsmaßnahmen, die der 
Beseitigung von Staunässe 
dienen. 

20. Gewässer - also auch 
Fischteiche und sonstige 
künstliche Gewässer - 
anzulegen oder zu ver-
ändern. 

Mittel- und unmittelbare Stö-
rungen im Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes der 
Schutzgebiete über Verän-
derungen des Wasserhaus-
haltes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Zur langfris-
tigen Erhaltung der Lebens-
grundlagen des Menschen 
ist insbesondere die Siche-
rung des Grundwasserhaus-
haltes einschließlich der 
Gewässergüte von heraus-
ragender Bedeutung. Folien-
teiche in der freien Land-
schaft sollen hierdurch ver-
hindert werden, da dadurch 
nur mittelfristig eine Verbes-
serung des Naturhaushaltes 
zu erwarten ist, längerfristig 
jedoch mit der Zerstörung 
der Abdichtungen und damit 
dem erneuten Wegfall eines 
Lebensraumes gerechnet 
werden muss. Hierin einge-
schlossen ist das Entneh-
men oder Ableiten von 
Grundwasser aus feuchtem 
Grünland oder sonstigen 
Feuchtgebieten durch Ent-
wässerungsgräben sowie 
sonstige bauliche Entwässe-
rungsmaßnahmen, die der 
Beseitigung von Staunässe 

Verbotstatbestand sprachlich 
überarbeitet. 

Erläuterung gestrafft, da 
fachliche Details zum Teich-
bau nicht im LP erläutert 
werden müssen. 
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dienen. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� das Anlegen oder die 
Optimierung von naturna-
hen Kleingewässern. 

   Ausnahmeregelung für ge-
ringe Maßnahmen mit positi-
ver Auswirkung auf den Na-
turhaushalt. 

     

21. entfällt  21. der Auftrag von Pflan-
zenbehandlungs- und 
Düngemitteln jeder Art 
auf Flächen, für die ge-
mäß § 26 LG in diesem 
Landschaftsplan Pflanz- 
oder Pflegemaßnahmen 
festgesetzt sind, nach 
Durchführung der jewei-
ligen Maßnahmen. 

Hierdurch sollen insbesonde-
re die Saumbereiche der zur 
Anreicherung der Landschaft 
und zur Sicherung der Ar-
tenvielfalt festgesetzten 
Maßnahmen geschützt wer-
den vor der Vernichtung oder 
Schädigung durch Pflanzen-
behandlungsmittel sowie vor 
Schädigungen durch Verän-
derungen der Nährstoffver-
hältnisse des Standorts auf-
grund von Dünger-
Einwirkungen. Gemeint ist 
hier auch der „unbeabsichtig-
te“ Auftrag, d. h. insbesonde-
re für die Landwirtschaft - 
dass dafür Sorge zu tragen 
ist, auch die Einwirkungen 
von Sprühnebeln oder Ver-
wehungen auf diese Flächen 
bei Ausbringung von Pflan-
zenbehandlungs- oder Dün-

Gestrichen, da der Einsatz 
von Pflanzenbehandlungs-
mitteln gemäß § 12 Abs.2 
Satz 1 Pflanzenschutzgesetz 
auf den hier betroffenen Flä-
chen verboten ist. Im Hin-
blick auf Pflanzenbehand-
lungsmittel erkennbare Ver-
stöße werden von der Land-
wirtschaftskammer geahn-
det. 
Der Auftrag von Düngern 
jeder Art ist nach den Vor-
schriften des Düngegesetzes 
i.V.m. der DüngeVO NW 
oder auch nach anderen 
Rechtsvorschriften streng 
reguliert, wie z. B. § 4 Abs. 6 
der Klärschlammverordnung, 
wonach das Aufbringen von 
Klärschlamm auf gesetzlich 
geschützte Landschaftsbe-
standteile verboten ist. Bei 
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gemitteln auf angrenzende 
landwirtschaftliche Flächen 
durch Einhaltung eines Si-
cherheitsabstandes zu ver-
meiden. Hingewiesen wird 
auf die Schutzwirkung des 
§ 47 LG für mit öffentlichen 
Mitteln geförderte Anpflan-
zungen außerhalb des Wal-
des. 

begründetem Verdacht ge-
gen Zuwiderhandlung leitet 
die zuständige Landwirt-
schaftskammer die erforder-
lichen Schritte ein. 
Für die ULB war dieses Ver-
bot noch nie Gegenstand 
irgendeines Verfahrens. 

     

22. entfällt  22. das Aufbringen von 
Düngern aus der Ver-
wertung von Abfällen, 
insbesondere von Klär-
schlämmen. 

Hierbei handelt es sich in der 
Regel um Abfallbeseitigung. 
Zum Schutz des Bodens als 
Lebensgrundlage des Men-
schen - z. B. vor der Anrei-
cherung mit Schwermetallen 
- ist dieses Verbot erforder-
lich. Für eine Befreiung gem. 
§ 69 LG durch die untere 
Landschaftsbehörde bedarf 
es der Vorlage einer Unbe-
denklichkeitsbescheinigung 
und der Analyse-Ergebnisse 
durch eine Forschungsan-
stalt des Verbandes Deut-
scher Landwirtschaftlicher 
Untersuchungs- und For-
schungsanstalten (VDLUFA) 
entsprechend deren Vorga-
ben. 

Die Voraussetzungen für das 
Aufbringen von Klärschlamm 
oder Abfällen sind in der 
Klärschlammverordnung 
oder der Bioabfallverordnung 
explizit geregelt und werden 
in NRW von den Landwirt-
schaftskammern und den 
Wasserbehörden streng 
überwacht. In Landschafts-
schutzgebieten ist die Betei-
ligung der Landschaftsbe-
hörden im Zuge des Befrei-
ungsverfahrens daher nicht 
erforderlich. 
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23. entfällt  23. das Aufbringen von or-
ganischen Düngemitteln 
aus der Viehhaltung 
über die für den jeweili-
gen Boden gültigen 
Richtwerte der Gülle-
Verordnung hinaus so-
wie die Anlage von offe-
nen Güllebehältern. 

Auch hierbei handelt es sich 
um Abfallbeseitigung. Das 
Verbot erfolgt aus Umwelt-
vorsorge-, Bodenschutz- und 
Grundwasserschutzgründen 
zur Vermeidung von Nitrat-
anreicherungen. Die Abgabe 
von Ammoniak aus offenen 
Güllebehältern und dessen 
Anreicherung in der Umge-
bung führt in der Regel vor 
Ort zu Schäden an der Um-
gebungsvegetation und trägt 
darüber hinaus wie auch 
jegliche Stickstoffdüngung 
zur Anreicherung desselben 
in der Atmosphäre bei. Der 
Stickstoffeintrag über die Luft 
ist wiederum mitverantwort-
lich für die Schädigung der 
Wälder sowie den Arten-
rückgang bei Pflanzen nähr-
stoffarmer Bodenverhältnis-
se. 
Gem. § 15 Abs. 5 AbfG kann 
von der unteren Abfallbehör-
de im Einzelfall das Aufbrin-
gen von Gülle verboten oder 
mengenmäßig oder zeitlich 
beschränkt werden, wenn  
eine schädliche Beeinflus-
sung von Gewässern (auch 

Hier gelten die strengen 
Vorgaben des Düngegeset-
zes und der Düngemittelver-
ordnung. 
 
Zuständige Behörde ist auch 
hier die Landwirtschafts-
kammer. 
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Grundwasser) zu besorgen 
ist (s.a. Verwaltungsvor-
schriften zum Vollzug der 
Gülle-VO, Rd. Erl. MURL 
vom 07.06.85). 

     

24. das Aufbringen von 
Pflanzenbehandlungs- 
und Düngemitteln jeder 
Art auf die von den 
Standbeinen der Hoch-
spannungsmasten be-
grenzten Flächen, sowie 
dort die mechanische 
Beseitigung des natürli-
chen Aufwuchses. 

Durch natürliche Entwicklung 
können sich diese in der 
Regel nicht landwirtschaftlich 
nutzbaren Flächen zu Refu-
gien für bedrohte Pflanzen- 
und Tierarten entwickeln. 
Das Verbot zielt auf die Er-
haltung der Artenvielfalt. 

24. das Aufbringen von 
Pflanzenbehandlungs- 
und Düngemitteln jeder 
Art auf die von den 
Standbeinen der Hoch-
spannungsmasten be-
grenzten Flächen, sowie 
dort die mechanische 
Beseitigung des natürli-
chen Aufwuchses. 

Durch natürliche Entwicklung 
können sich diese in der 
Regel nicht landwirtschaftlich 
nutzbaren Flächen zu Refu-
gien für bedrohte Pflanzen- 
und Tierarten entwickeln. 
Das Verbot zielt auf die Er-
haltung der Artenvielfalt. 
Siehe auch § 64 Abs. 1 
Nr. 1 LG. 

Hinweis auf § 64 LG gestri-
chen. 

     

25. Schmuckreisig- und 
Weihnachtsbaumkultu-
ren, Kurzumtriebsplanta-
gen sowie Baumschulen 
anzulegen. 

Die Anpflanzung gebietsun-
typischer Pflanzenarten als 
Monokultur in der freien 
Landschaft sowie die hieraus 
resultierenden Störungen 
des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes sollen 
hierdurch vermieden werden. 

25. Schmuckreisig- und 
Weihnachtsbaumkultu-
ren sowie Baumschulen 
anzulegen. 

Die Anpflanzung gebietsun-
typischer Pflanzenarten als 
Monokultur in der freien 
Landschaft sowie die hieraus 
resultierenden Störungen 
des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes sollen 
hierdurch vermieden werden. 

Im Zuge der Energiegewin-
nung aus schnell wachsen-
den Gehölzen gewinnen die 
Kurzumtriebsplantagen 
(KUP) zunehmend an Be-
deutung. Um von vorneher-
ein Gefährdungen auszu-
schließen, etwa aus arten-
schutzrechtlicher Sicht, soll 
die ULB schon bei der Anla-
ge von KUP beteiligt werden. 
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26. die Erstaufforstung von 
Bachauen oder sonsti-
gen Vegetationsflächen 
von besonderem Wert 
für die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes, 
wie z. B. Brachflächen. 

Diese Bereiche sollen für 
Entwicklungsmöglichkeiten 
entsprechend der potentiel-
len natürlichen Vegetation 
und/oder zur Sicherung der 
Reste bäuerlicher Kultur-
landschaft von geschlosse-
nen Aufforstungsflächen 
freigehalten werden. 

26. die Erstaufforstung von 
Bachtälern und Auenbe-
reichen oder sonstigen 
Vegetationsflächen von 
besonderem Wert für die 
Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, wie z. 
B. Brachflächen. 

Diese Bereiche sollen für 
Entwicklungsmöglichkeiten 
entsprechend der potentiel-
len natürlichen Vegetation 
und/oder zur Sicherung der 
Reste bäuerlicher Kultur-
landschaft von geschlosse-
nen Aufforstungsflächen 
freigehalten werden. 

Streichung der „Bachtäler“. 

     

27. der Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln 
in Waldflächen zur Ver-
hinderung oder Beseiti-
gung von unerwünsch-
tem Aufwuchs oder 
Schadenssymptomen 
sowie in der Zeit vom 
01.03.- 30.11. eines je-
den Jahres das Aufbrin-
gen von Kalk in Waldbe-
ständen. 

Das Verbot ist erforderlich 
zur Sicherung der Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushal-
tes. Die Nebenwirkungen 
von Pflanzenbehandlungs-
mitteln auf andere wildwach-
sende Pflanzen, Tiere, den 
Boden und das Grundwasser 
stellen i. d. R. vermeidbare 
Beeinträchtigungen dar. 
Ein Kalkauftrag auf dem 
Waldboden außerhalb der 
Winterperiode führt zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung 
der Insektenfauna ein-
schließlich ihres Lebensrau-
mes, teilweise zur vollständi-
gen Vernichtung. Wegen des 
besonderen Stellenwertes 
der Insekten im Wirkungsge-
füge des Naturhaushaltes 
sind diese in besonderem 

27. der Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln 
in Waldflächen zur Ver-
hinderung oder Beseiti-
gung von unerwünsch-
tem Aufwuchs oder 
Schadenssymptomen 
sowie in der Zeit vom 
01.03.-30.11. eines je-
den Jahres das Aufbrin-
gen von Kalk in Waldbe-
ständen. 

Das Verbot ist erforderlich 
zur Sicherung der Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushal-
tes. Die Nebenwirkungen 
von Pflanzenbehandlungs-
mitteln auf andere wildwach-
sende Pflanzen, Tiere, den 
Boden und das Grundwasser 
stellen i.d.R. vermeidbare 
Beeinträchtigungen dar 
(§ 3 LG). 
Soweit Schäden an Wald-
bäumen - auch zur Erhaltung 
der wirtschaftlichen Nut-
zungsfähigkeit - nur durch 
geeignete chemische Mittel 
verhindert oder begrenzt 
werden können, liegen oft-
mals die Voraussetzungen 
des § 69 Abs. 1 lit. a) bb) 
und b) LG vor, sofern der 
Einsatz dieser Mittel nicht zu 

Unverändert. 
Zeichen der Selbstbindung 
des Forstes. 

Hinweis auf Inhalte des ge-
setzlichen Befreiungsverfah-
rens gestrichen. 
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Maße zu schützen und zu 
pflegen, insbesondere auch 
im Hinblick auf die Erhaltung 
ihrer Fortpflanzungsmöglich-
keiten. 

größeren Beeinträchtigungen 
an anderen Teilen des Na-
turhaushaltes führt. Ein Kalk-
auftrag auf dem Waldboden 
außerhalb der Winterperiode 
führt zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Insek-
tenfauna einschließlich ihres 
Lebensraumes, teilweise zur 
vollständigen Vernichtung. 
Wegen des besonderen Stel-
lenwertes der Insekten im 
Wirkungsgefüge des Natur-
haushaltes sind diese in be-
sonderem Maße zu schützen 
und zu pflegen, insbesonde-
re auch im Hinblick auf die 
Erhaltung ihrer Fortpflan-
zungsmöglichkeiten. 

     

28. Wildfütterungen ein-
schließlich Kirrungen 
vorzunehmen sowie 
Wildäcker und Futter-
plätze anzulegen oder 
bestehende weiterhin zu 
nutzen bzw. zu betrei-
ben. 

Das Verbot dient der Anpas-
sung des Wildbestandes an 
die landschaftlichen und lan-
deskulturellen Verhältnisse 
und entspricht insofern der 
Hegepflicht des Bundes-
jagdgesetzes. Die Vorschrif-
ten des Landesjagdgesetzes 
bleiben von diesem Verbot 
im Ergebnis unberührt, da 
nur in wenigen - besonders 
schutzwürdigen - Bereichen 
eine Einschränkung erfolgt 

28. Wildfütterungen ein-
schließlich Kirrungen 
vorzunehmen sowie 
Wildäcker und Futter-
plätze anzulegen oder 
bestehende weiterhin zu 
nutzen bzw. zu betrei-
ben. Ausgenommen ist 
die Wildfütterung in Not-
zeiten gemäß 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 LJG 
außerhalb ökologisch 
wertvoller Flächen, wie 

Das Verbot dient der Anpas-
sung des Wildbestandes an 
die landschaftlichen und lan-
deskulturellen Verhältnisse 
und entspricht insofern der 
Hegepflicht des § 1 BJG. 
Wildfütterungen außerhalb 
der Notzeiten und die Anlage 
von Wildäckern führen zur 
künstlichen Aufrechterhal-
tung größerer Bestandsdich-
ten bestimmter Tierarten, als 
dem Lebensraum angemes-

Verbot unverändert. 
Aus systematischen Grün-
den wird die im Verbotstext 
enthaltene Unberührtheitsre-
gel zur Wildfütterung in Not-
zeiten als eigene Unberührt-
heit zum Verbot 28 aufge-
führt. 

Erläuterung  
Detaillierte fachliche Ausfüh-
rungen zu den Folgen un-
sachgemäßer Wildfütterung 
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und somit Wildfütterungen in 
Notzeiten in ausreichendem 
Maß auf anderen Flächen 
erfolgen können. 

z. B. naturnaher Wald-
bestände, Auenbereiche, 
Waldlichtungen, an und 
in Gewässern sowie ins-
besondere außerhalb 
nährstoffarmer Flächen. 

sen wäre ohne negative 
Rückwirkungen auch für an-
dere Tierarten (Überhege). 
Des weiteren sollen durch 
das Verbot unerwünschte 
Nährstoffanreicherungen als 
Folge konzentriert anfallen-
der Exkremente des Wildes 
in den Schutzgebieten - ins-
besondere auf ökologisch 
wertvollen Flächen - verhin-
dert und Verfälschungen der 
Flora besonders empfindli-
cher Ökosysteme vermieden 
werden. Dies betrifft vor al-
lem auch Kirrungen (Anfütte-
rungen zur Entenjagd) an 
den ohnehin meist nährstoff-
reichen Flachgewässern. 
Hier besteht die Gefahr der 
Eutrophierung aufgrund der 
künstlich, durch Anlocken, 
erhöhten Wasserwild-Dichte. 
Die Vorschrift des 
§ 25 Abs. 1 und 2 LJG NW 
bleibt von diesem Verbot im 
Ergebnis unberührt, da nur in 
wenigen - besonders 
schutzwürdigen - Bereichen 
eine Einschränkung erfolgt 
und somit Wildfütterungen in 
Notzeiten in ausreichendem 
Maß auf anderen Flächen 
erfolgen können. 

etc. sind in der entsprechen-
den Fachliteratur zu finden 
und gehören nicht in den LP. 
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Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� die Wildfütterung in Not-
zeiten gemäß Landes-
jagdgesetz außerhalb 
ökologisch wertvoller Flä-
chen, wie z. B. naturnaher 
Waldbestände, Auenbe-
reiche, Waldlichtungen, 
an und in Gewässern so-
wie insbesondere außer-
halb nährstoffarmer Flä-
chen. 

 � die Wildfütterung in Not-
zeiten gemäß § 25 Abs. 1 
Satz 1 LJG außerhalb 
ökologisch wertvoller Flä-
chen, wie z. B. naturnaher 
Waldbestände, Auenbe-
reiche, Waldlichtungen, 
an und in Gewässern so-
wie insbesondere außer-
halb nährstoffarmer Flä-
chen. 

 Aus systematischen Grün-
den wird die im Verbotstext 
enthaltene Unberührtheitsre-
gel zur Wildfütterung in Not-
zeiten als eigene Unberührt-
heit zum Verbot Nr. 28 auf-
geführt. 

     

29. die Errichtung von Jagd-
kanzeln. 

Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sowie 
Beschädigungen oder Ver-
änderungen des Gebietes 
oder seiner Bestandteile 
sollen hierdurch vermieden 
werden. 

29. die Errichtung von Ansit-
zen jeder Art und die An-
lage von Jagdschneisen 
sowie die Nutzung nicht 
rechtmäßig errichteter 
oder angelegter derarti-
ger Einrichtungen. 

Hierdurch sollen nicht dem 
Landschaftsbild angepasste 
Hochsitze verhindert sowie 
die Beschädigung von Bäu-
men durch Freischneiden 
des Schussfeldes vermieden 
werden. 
Die Anlage von Jagdschnei-
sen beinhaltet in der Regel 
Eingriffe in Vegetationsbe-
stände. 

An NSG-Regelung Verbot 
Nr. 28 angepasst. 

Unberührt davon:     

� die Errichtung offener 
Ansitzleitern, möglichst 
mobiler Art, soweit keine 
Beschädigung der Bäu-
me, z. B. durch Frei-

   Aus Erläuterung der Verbots-
regelung NSG Nr. 28 inhalt-
lich übernommen. 
Systematisch jetzt als Unbe-
rührtheit. 
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schneiden des Schussfel-
des, keine Anlage von 
Jagdschneisen und keine 
Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes erfolgt 
nach vorheriger Anzeige 
bei der unteren Land-
schaftsbehörde. 

 

     

30. ungenehmigte Veran-
staltungen aller Art 
durchzuführen oder an 
ihnen teilzunehmen. 

Hierdurch sollen Beeinträch-
tigungen des Naturhaushalts 
vermieden und Schäden 
verhindert werden. Das Ver-
bot umfasst private wie auch 
gewerbliche Veranstaltun-
gen, Ansammlungen, Partys 
sowie unorganisierte Zu-
sammenkünfte (z. B. über 
soziale Netzwerke wie Face-
book). 

   

     

31. Slacklining und andere, 
baumschädigende 
Sportarten. 

   Slacklining erfreut sich als 
Trendsportart zunehmender 
Beliebtheit. Leider können 
hieraus erhebliche und irre-
parable Schäden des Kam-
biums entstehen. 

Unberührt davon:     

� Slacklining an den hierfür    Um Schäden an Bäumen zu 
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ausgewiesenen Stellen im 
Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung. 

vermeiden, bietet die Stadt 
Köln Bereiche an, in denen 
diese Sportart an eigens 
aufgestellten Masten oder 
mit speziellen Stammschutz-
vorrichtungen ausgestatteten 
Bäumen erlaubt ist. 
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Änderungen der allgemeinen „Nicht betroffenen Nutzungen“ 
 
Wie bereits im vorhergehenden Kapitel (Änderung der allgemeinen Verbote) beschrieben, 
wird die bestehende Systematik teilweise durch die direkte Zuordnung der Unberührtheitsre-
gelungen („Nicht betroffenen Nutzungen“) zu einzelnen Verboten durchbrochen. Die Unbe-
rührtheitsregelungen die direkt einzelnen Verbotstatbeständen zugeordnet werden (siehe 
„Änderungen der allgemeinen Verbote“), werden in der folgenden Tabelle entsprechend ge-
strichen. 
 
 
Nr. 1 (Land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung) 
 
Die Unberührtheitsregel wird sprachlich angepasst durch Bezugnahme auf aktuelle Begriff-
lichkeiten (gute fachliche Praxis der Landwirtschaft, nachhaltige und ordnungsgemäße 
Forstwirtschaft). Die Regelung für die Errichtung ortsüblicher Kultur- und Weidezäune wird 
direkt Verbot Nr. 6 zugeordnet und kann deshalb hier entfallen. Die Unberührtheitsregel für 
den Neubau von Forstwegen (kommt i. d. R. nicht vor) wird gestrichen. Sofern entgegen den 
bisherigen Erfahrungen Wegeneubau im Einzelfall stattfinden sollte, ist dafür zukünftig ein 
Befreiungsverfahren erforderlich. Die Regelung zu Bankettmahd gestrichen, da diese nur 
nach Notwendigkeit durchgeführt wird, also nicht mit 3-Jahres-Rhythmus planbar ist. 
 
In der Erläuterung wird die Schilderung der landwirtschaftlichen Wirtschaftsweise gestrichen. 
Die Neuformulierung wird an den Verbotstatbestand angepasst. 
 
Nr. 2 (Pflege und Rekonstruktion von Denkmalen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gestrichen, da die Beseitigung von Vegetation ohnehin verbo-
ten ist (Verbot Nr. 1), bei Verbot Nr. 5 eine Regelung für die Maßnahmen an Fassaden auf-
genommen wird und ansonsten Pflegemaßnahmen erlaubt sind (Unberührtheitsregelung Nr. 
3). 
 
Nr. 3 (Pflege und Nutzung von Parkanlagen, Hausgärten, etc.) 
 
Die Unberührtheitsregel wird nicht verändert. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da der Hinweis auf die ohnehin geltenden naturschutzrecht-
lichen Regelungen nicht erforderlich ist. 
 
Nr. 4 (Fischereiausübung) 
 
Jetzt bei Verbot Nr. 2 aufgeführt. 
 
Nr. 5. (Jagdausübung) 
 
Jagdausübung jetzt bei Verbot Nr. 2 und Wildfolge bei Verbot Nr. 16 aufgeführt. 
 
Nr. 6 (Errichtung von Ansitzleitern) 
 
Jetzt bei Verbot Nr. 29 aufgeführt. 
 
Nr. 7 (Beschneiden von Vegetation an Straßen und Bahnlinien) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gestrichen, denn gemäß Novelle des LG von 2007 (§ 34 Abs. 
4c S. 1 LG) sind Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht in NSG, LSG, GLB 
und an Naturdenkmalen unberührt von den Verbotsbestimmungen des LP. 
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Nr. 8 (Modernisierung von Sportanlagen) 
 
Die Unberührtheitsregelung entfällt. In der Praxis hat diese Unberührtheit keine Rolle ge-
spielt, da die beantragten Modernisierungsmaßnahmen immer weit über das Maß dieser 
Regelung hinausgingen. 
 
Nr. 9 (Veranstaltungen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird erweitert. Traditionsveranstaltungen sollen wie bisher nicht ver-
boten sein. Veranstaltungen, die nach Inkrafttreten des Landschaftsplans in gleichem Um-
fang bereits in drei aufeinanderfolgenden Jahren genehmigt wurden (z. B. mit Befreiung) 
sowie Veranstaltungen im Geltungsbereich der Grünflächenordnung (Harmonisierung Land-
schaftsplan und Grünflächenordnung) sollen diesen gleichgestellt werden. Dadurch wird 
Doppelarbeit (allgemeine Ordnungsbehörde 32 mit dem Amt für Landschaftspflege und 
Grünflächen 67 als grundstücksverwaltende Dienststelle und ULB als Sonderordnungsbe-
hörde 57) vermieden. Unberührt bleibt das Genehmigungserfordernis durch 32 und 67. 
 
In der Erläuterung wird der Begriff „Traditionsveranstaltung“ erweitert um die Veranstaltun-
gen, die nach 1991 genehmigt wurden. 
 
Nr. 10 (bebaute Grundstücke im Außenbereich) 
 
Die Erläuterung wird sprachlich überarbeitet. Der Bezug zu Verbot Nr. 12 wird gestrichen, da 
der Landschaftsplan einen Schreibfehler enthält. 
 
Nrn. 11 und 12 (privilegierte Nutzungen) 
 
In der Unberührtheitsregel wird der Gesetzeshinweis aktualisiert. Die Regelung für die Nut-
zung vorhandener Versorgungs- und Entsorgungsanlagen und –leitungen privater Unter-
nehmen wird der Nr. 11 zugeordnet und Nr. 12 gestrichen. 
 
Nr. 13 (Untersuchungsarbeiten und Gefahrenabwehr auf Altlasten) 
 
Die Regelung wird sprachlich und inhaltlich unmissverständlicher geregelt als bisher und 
reduziert auf erforderliche Maßnahmen im Bereich von Altlasten, Altablagerungen und sons-
tigen Grundwassergefährdungsbereichen. 
 
Nr. 14 (vor Inkrafttreten des Landschaftsplans rechtmäßig ausgeübte Nutzungen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird nicht verändert. 
 
Nr. 15 (Maßnahmen der Stadt Köln) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gemäß aktueller Gemeindeordnung redaktionell angepasst. 
 
Nr. 16 (Gefahrenabwehr) 
 
In dieser neuen Unberührtheitsregel wird der Gefahrenbegriff des § 34 Abs. 4c LG aufgegrif-
fen. Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht stellen seit der LG-Novelle 
2007 eine gesetzliche Unberührtheit dar, was hier klarstellend aufgeführt wird. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Soweit nicht für einzelne 
Landschaftsschutzgebiete 
abweichende Festsetzungen 
getroffen worden sind, blei-
ben folgende Nutzungen - 
hierzu zählen auch Tätigkei-
ten - von allen oder nur ein-
zelnen Allgemeinen Verbo-
ten unberührt: 

 Soweit nicht für einzelne 
Landschaftsschutzgebiete 
abweichende Festsetzungen 
getroffen worden sind, blei-
ben folgende Nutzungen - 
hierzu zählen auch Tätigkei-
ten - von allen oder nur ein-
zelnen Allgemeinen Verbo-
ten unberührt: 

  

1. die ordnungsgemäße 
land- und forstwirtschaft-
liche Bodennutzung 
nach den im Bundesna-
turschutzgesetz und 
Bundes - Bodenschutz-
gesetz definierten 
Grundsätzen der guten 
fachlichen Praxis der 
Landwirtschaft und den 
im Landesforstgesetz 
definierten Grundsätzen 
der nachhaltigen und 
ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft von den 
Verboten 1, 3, 8 und 11. 

Die gesetzlichen Regelun-
gen zu den Grundsätzen der 
guten fachlichen Praxis 
(BNatSchG, BBodSchG, u. 
a.) sowie die Grundsätze der 
nachhaltigen und ordnungs-
gemäßen Forstwirtschaft 
(LFoG) sind zu beachten. 

1. die im Sinne des Land-
schaftsgesetzes (§§ 1- 
3) ordnungsgemäße 
land- und forstwirtschaft-
liche Bodennutzung von 
den Verboten 1 und 11 
sowie im Rahmen dieser 
Bewirtschaftungsarten 
die Errichtung ortsübli-
cher Kultur- und Weide-
zäune vom Verbot 6. 
 
Darüber hinaus bleibt im 
Rahmen der ordnungs-
gemäßen Forstwirtschaft 
der Bau von unbefestig-
ten Forstwegen i.S.d. 
Ziffer 7.2 a) des Rd. Erl. 
MURL vom 08.11.1986 
(IV A 30-90-00.0/IV B-
1.05.09, Zusammenar-
beit zwischen ULB und 
UFB) unberührt von den 

Eine land- und forstwirt-
schaftliche Bodennutzung, 
welche die Ziele und Grund-
sätze des Landespflegege-
setzes beachtet, dient in der 
Regel den Zielen des Geset-
zes gemäß § 1 Abs. 3 LG 
(sog. Landwirtschaftsklau-
sel). 

Zum Begriff der „ordnungs-
gemäßen Bodennutzung“ 
siehe auch die von der Ag-
rarministerkonferenz be-
schlossenen allgemeinen 
Handlungsrichtlinien und 
Definitionen zur ordnungs-
gemäßen Landbewirtschaf-
tung (vom 20.09.87) und 
Forstwirtschaft (Rd. Erl. 
MURL IV A 5 20-00-00.00 
vom 13.04.89) sowie die 
Ausführungen unter Gliede-

Unberührtheitsregel sprach-
lich angepasst durch Bezug-
nahme auf aktuelle Begriff-
lichkeiten (gute fachliche 
Praxis der Landwirtschaft, 
nachhaltige und ordnungs-
gemäße Forstwirtschaft); 
 
Errichtung ortsüblicher Kul-
tur- und Weidezäunen direkt 
Verbot Nr. 6 zugeordnet; 

 
Unberührtheit für Neubau 
von Forstwegen (kommt i. d. 
R. nicht vor) gestrichen; 
 
Regelung zu Bankettmahd 
gestrichen, da diese nur 
nach Notwendigkeit durchge-
führt wird, also nicht mit 3-
Jahres-Rhythmus planbar 
ist. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Verboten 4 (tlw.), 5 und 
7. Die forstwirtschaftliche 
Nutzung der Forstwege 
und das abschnittsweise 
Niedrighalten der Vege-
tation auf den Böschun-
gen und Banketten der 
Forstwege mit mechani-
schen Mitteln im Turnus 
von drei Jahren bleiben 
unberührt vom Verbot 
18. 

rungspunkt 1.5. 

Unberührt bleiben demnach 
die auf die unmittelbare Bo-
denertragsnutzung gerichte-
ten land- bzw. forstwirt-
schaftlichen Handlungen. 
Hierbei werden zwangsläufig 
immer Pflanzen geschädigt, 
auch wildwachsende. Unbe-
rührt vom Verbot 1 bleibt 
deshalb das unvermeidbare 
Maß der Beeinträchtigung 
des Naturhaushaltes durch 
land- und forstwirtschaftliche 
Nutzungen, jedoch nicht z. 
B. das erstmalige Beseitigen 
wildwachsender Pflanzen auf 
einer bisher nicht von der 
jeweiligen Nutzung tangier-
ten Fläche. 

Die besonderen Regelungen 
bezüglich der Forstwege 
sind erforderlich aufgrund 
des besonderen funktionalen 
Zusammenhangs zur „tägli-
chen Wirtschaftsweise“ der 
forstlichen Nutzung. Eine 
Beschädigung der Bö-
schungsvegetation beim 
Abtransport geschlagener 
Hölzer ist z. B. nicht ver-
meidbar. Die Bindung der 

Erläuterung 
an die Neuformulierung des 
Verbotstatbestandes ange-
passt. 
 
Schilderungen der landwirt-
schaftlichen Wirtschaftswei-
se gestrichen. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Forstwege-Unterhaltung an 
den 3-Jahres-Turnus ist er-
forderlich als Kompromiss 
zwischen der besonderen 
Funktion der Wege und dem 
besonderen ökologischen 
Stellenwert der Böschungen 
etc. als Saumbiotope inner-
halb des Waldes. 

     

2. entfällt  2. die Pflege und Rekon-
struktion von Denkmalen 
im Sinne des § 2 DschG 
NW mit Ausnahme vom 
Verbot 1, soweit die 
Grundsätze §§ 1 bis 
3 LG beachtet werden 
und eine Anzeige bei der 
unteren Landschaftsbe-
hörde erfolgt. 

Die Beseitigung ökologisch 
wertvoller Vegetationsbe-
stände im Zuge von Rekon-
struktionsarbeiten oder die 
Veränderung der Umgebung 
eines Denkmales (z. B. Hof-
anlagen) ist somit verboten. 
Hierbei liegt i.d.R. sogar ein 
Eingriff gemäß §§ 4 bis 6 LG 
vor. Siehe auch § 64 Abs. 1 
Nr. 2 LG. 

Unberührtheitsregel 

gestrichen, da die Beseiti-
gung von Vegetation ohne-
hin verboten ist (Verbot Nr. 
1), bei Verbot Nr. 5 eine Re-
gelung für die Maßnahmen 
an Fassaden aufgenommen 
wird und ansonsten Pflege-
maßnahmen erlaubt sind 
(Unberührtheitsregelung 
Nr.3). 

 

     

3. Pflegemaßnahmen so-
wie die bestimmungs- 
und ordnungsgemäße 
Nutzung privater und öf-
fentlicher Parkanlagen, 
Friedhöfe, Haus- und 

 3. Pflegemaßnahmen so-
wie die bestimmungs- 
und ordnungsgemäße 
Nutzung privater und öf-
fentlicher Parkanlagen, 
Friedhöfe, Haus- und 

Die Grundsätze der ord-
nungsgemäßen Land- und 
Forstwirtschaft sind - soweit 
anwendbar - entsprechend 
auch hier zu beachten wie 
auch die Grundsätze der 

Erläuterung 

gestrichen, da Hinweis auf 
ohnehin geltende natur-
schutzrechtliche Regelungen 
nicht erforderlich. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Kleingärten. Kleingärten. §§ 1 bis 3 LG.  

     

4. entfällt  4. die ordnungsgemäße 
Ausübung der nicht be-
rufsmäßigen Binnenfi-
scherei (Hobby- und 
Sportangeln) vom Verbot 
2 mit Ausnahme des 
Wettfischens. 

Bei nicht ordnungsgemäßer 
Ausübung des Angelsports 
gilt das Verbot 2 uneinge-
schränkt, da durch Eingriffe 
in das Wirkungsgefüge des 
Naturhaushalts unter Miss-
achtung der Rechtsnormen 
die durch die Schutzge-
bietsausweisung angestrebte 
Erhaltung der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushalts 
nicht sichergestellt werden 
kann. Von besonderer Be-
deutung sind in diesem Zu-
sammenhang Verstöße ge-
gen folgende Rechtsnormen: 
das Fischereirecht (hier be-
sonders §§ 1 - 4, 7 und 18 
LFischO), Landschaftsgesetz 
(auch Artenschutzrecht), 
Tierschutzgesetz und Was-
serhaushaltsgesetz.  
 
Nicht ordnungsgemäß - und 
damit auch im Landschafts-
plan verboten - ist es bei-
spielsweise, wenn Fische 
„ohne vernünftigen Grund“ 
gefangen, verletzt oder getö-

Jetzt als Unberührtheit direkt 
Verbot Nr. 2 zugeordnet. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

tet werden, da in einem sol-
chen Fall sowohl gegen das 
Tierschutzgesetz (§§ 1 Satz 
2, 3 Nr. 4, 17 sowie 
18 Abs. 1 und 2) als auch 
gegen den Artenschutz (§ 62 
Nr. 1 LG) verstoßen wird. 

Ein „vernünftiger Grund“ ist 
regelmäßig zumindest dann 
gegeben, wenn die gefange-
nen Fische für den mensch-
lichen Verzehr bestimmt 
sind. Wettfischen an einem 
Gewässer, dessen Fischbe-
stand seiner Größe und Be-
schaffenheit angepasst ist, 
beinhaltet die Gefahr des 
Überfischens und damit ei-
nes schwerwiegenden Ein-
griffs in das Wirkungsgefüge 
des Gewässers. Selbst im 
Fall überhöhter Bestände 
einzelner Fischarten kann 
durch Wettfischen nicht si-
chergestellt werden, dass 
ausschließlich diese Arten 
gefangen werden. Der 
Fischbestand der unterrep-
räsentierten Arten ist hierbei 
regelmäßig einer weiteren 
Reduktion unterworfen. Ins-
besondere die Netzfischerei 
ist in solchen Fällen ein ge-



L a n d s c h a f t s s c h u t z g e b i e t e  

___________________________________________ 
xxxxx Text wird neu eingefügt          xxxxx Text entfällt 

52 

Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

eignetes Mittel zur Erfüllung 
der Hegeverpflichtung. Des 
weiteren führen fischereiliche 
Veranstaltungen, wie z. B. 
auch ein Wettfischen, auf-
grund der großen Anzahl von 
Beteiligten und Interessierten 
i.d.R. zu starken Beunruhi-
gungen der übrigen Tierwelt 
des Gewässerbiotops und oft 
auch zu Trittschäden an der 
Vegetation, insbesondere in 
Uferbereichen. 

Soweit Besatz- oder andere 
Hegemaßnahmen - z. B. in 
neuen Kiesgrubengewässern 
– weder den Charakter des 
Gebietes verändern, noch 
dem Schutzzweck zuwider-
laufen erteilt die untere 
Landschaftsbehörde eine 
Ausnahme vom Verbot 3. 

Die Ausnahme erfolgt dabei 
in Abstimmung mit der unte-
ren Wasserbehörde und der 
mit der unteren Fischereibe-
hörde und der höheren Fi-
schereibehörde. 

     

5. entfällt  5. die ordnungsgemäße Siehe auch hierzu Gliede- Jagdausübung direkt Verbot 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Jagd im engeren Sinne 
des § 1 Abs. 4 BJG vom 
Verbot 2 sowie vom 
Verbot 16 bei der Wild-
folge auf angeschosse-
nes Wild. 

rungspunkt 1.5.  
Alle anderen Verbote gelten 
uneingeschränkt.  
Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 
Wildäckern oder der Bau von 
Hochsitzen, fallen nicht unter 
diese Unberührtheitsrege-
lung. Solche Tätigkeiten be-
dürfen einer Befreiung gem. 
§ 69 LG, soweit sie unter die 
Verbotsregelungen des LP 
fallen. 

Eine ordnungsgemäße 
Jagdausübung umfasst ins-
besondere auch die Ver-
pflichtung, gem. § 1 BJagdG, 
die Wildbestände den land-
schaftlichen und landeskultu-
rellen Verhältnissen ange-
passt zu halten. Großflächi-
ge Schäden an der Vegetati-
on innerhalb und außerhalb 
des Waldes, z. B. durch 
Wildverbiss oder Wildschä-
den, deuten auf eine zu hohe 
Wilddichte hin. Soweit diese 
gegeben ist, muss im Rah-
men der ordnungsgemäßen 
Jagdausübung gemäß 
§ 1 Abs. 4 BJagdG eine ver-

Jagdausübung direkt Verbot 
Nr. 2, Wildfolge Verbot Nr. 
16 zugeordnet. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

stärkte Bejagung des jeweili-
gen Schadwildes erfolgen. 

     

6. entfällt  6. die Errichtung offener 
Ansitzleitern an Bäumen 
vom Verbot 29, soweit 
keine Beschädigung der 
Bäume - z. B. durch 
Freischneiden des 
Schussfeldes - und kei-
ne Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes erfolgt 
und das Vorhaben 6 
Wochen vor der Errich-
tung bei der unteren 
Landschaftsbehörde an-
gezeigt wird unter Beifü-
gung eines aussagekräf-
tigen Fotos des betref-
fenden Baumes und ei-
nes Kartenausschnitts 
mit eingezeichnetem 
Standort sowie genauer 
Ortsangabe. 

Diese Regelung dient der 
Verfahrensvereinfachung für 
landschaftsgerecht einge-
bundene Ansitzleitern, da 
durch das Verbot 29 insbe-
sondere das Landschaftsbild 
und die Vegetation schädi-
gende Eingriffe verhindert 
werden sollen. 

Jetzt analog der Regelungen 
in NSG direkt Verbot Nr. 29 
zugeordnet. 

     

7. entfällt  7. in der Zeit von Anfang 
Oktober bis Ende Feb-
ruar zur Aufrechterhal-
tung der Verkehrssi-
cherheit an Straßen und 

Siehe auch §64 Abs. 1 
Nr. 2 LG. 
Siehe auch die Wirkung des 
§ 64 LG. Hierdurch soll u.a. 
sichergestellt werden, dass 

Gemäß Novelle des LG von 
2007 (§ 34 Abs. 4c S. 1 LG) 
sind Maßnahmen aus Grün-
den der Verkehrssiche-
rungspflicht in NSG, LSG, 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Bahnlinien das hierfür 
notwendige Beschnei-
den von Bäumen und 
Sträuchern vom Verbot 1 
sowie das hierfür not-
wendige Niedrighalten 
der sonstigen Vegetation 
auf den dort vorhande-
nen Böschungen mit 
mechanischen Mitteln 
vom Verbot 18. 

diese oft wertvollen Saumbi-
otope während der Vegetati-
onsperiode einer weitgehend 
ungestörten Entwicklung 
überlassen bleiben. Das Be-
seitigen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Pflan-
zen bedarf einer Befreiung 
gem. § 69 LG. 

GLB und an Naturdenkmalen 
unberührt von den Verbots-
bestimmungen des LP. 

     

8. entfällt  8. Maßnahmen zur Moder-
nisierung rechtmäßig er-
richteter Sportanlagen 
vom Verbot 5, soweit 
keine weiteren Freiflä-
chen in Anspruch ge-
nommen werden sollen. 

Sollten Eingriffe in Vegetati-
onsbestände oder die Verle-
gung von Ver- oder Entsor-
gungsleitungen notwendig 
sein, sind die Eingriffsrege-
lungen gem. §§ 4 ff. LG 
(bzw. die Verbote 1 und 6) 
zu beachten. 

In der Praxis hat diese Unbe-
rührtheit keine Rolle gespielt, 
da die beantragten Moderni-
sierungsmaßnahmen  immer 
weit über das Maß dieser 
Regelung hinausgingen. 

     

9. die Durchführung von 
traditionellen Veranstal-
tungen (z. B. Sommer-
feste, Schützenfeste, 
Kulturveranstaltungen 
etc.) sowie von Wander-, 
Lauf- und Radsportver-
anstaltungen auf befes-
tigten Wegeflächen. 

Als traditionell gelten die 
Veranstaltungen, die bereits 
bei Inkrafttreten des Land-
schaftsplans auf denselben 
Flächen und im selben Um-
fang durchgeführt wurden. 
Gleiches gilt für Veranstal-
tungen, die nach Inkrafttre-
ten des Landschaftsplans 

9. die Durchführung von 
Festveranstaltungen, wie 
z. B. von Schützenfes-
ten, auf bei Inkrafttreten 
des Landschaftsplans 
traditionell hierzu ge-
nutzten Flächen mit 
Ausnahme vom Ver-
bot 1. 

Die allgemeinen Pflichten 
des § 3 LG sind jedoch auch 
in diesen Fällen zu beach-
ten. 

Eine Traditionsveranstaltung 
liegt vor, wenn diese in glei-
chem Umfang bereits in 3 
aufeinanderfolgenden Jah-

Unberührtheitsregel 

Traditionsveranstaltungen 
sollen wie bisher nicht verbo-
ten sein. Veranstaltungen, 
die nach Inkrafttreten des 
Landschaftsplans in glei-
chem Umfang bereits in drei 
aufeinanderfolgenden Jah-
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Gleiches gilt für Veran-
staltungen im Geltungs-
bereich der Grünflä-
chenordnung der Stadt 
Köln. 
Davon ausgenommen ist 
die Beschädigung von 
Bäumen und Sträuchern. 
 

auf denselben Flächen und 
im selben Umfang bereits in 
drei aufeinander folgenden 
Jahren genehmigt wurden. 

 
Gleiches gilt für Wander-
, Lauf- und Radsportver-
anstaltungen auf befes-
tigten Wegeflächen. 

ren genehmigt wurde ren genehmigt wurden (z. B. 
mit Befreiung) sowie Veran-
staltungen im Geltungsbe-
reich der Grünflächenord-
nung (Harmonisierung Land-
schaftsplan und Grünflä-
chenordnung) sollen diesen 
gleichgestellt werden. Da-
durch wird Doppelarbeit (all-
gemeine Ordnungsbehörde 
32 und ULB als Sonderord-
nungsbehörde 57) vermie-
den. 

     

10. die bestimmungs- und 
ordnungsgemäße Nut-
zung von Hofanlagen 
und bebauten Grundstü-
cken im Außenbereich 
von den Verboten 11, 15 
und 16, wie auch vom 
Verbot 1 mit Ausnahme 
der Beschädigung oder 
Beseitigung von Bäumen 
sowie das Grillen vom 
Verbot 17. 

Einen Bestandsschutz ge-
nießen diese Nutzungen nur 
insoweit, wie sie nicht gegen 
das Naturschutzrecht oder 
andere Rechtsnormen ver-
stoßen. 

10. die bestimmungs- und 
ordnungsgemäße Nut-
zung von Hofanlagen 
und bebauten Grundstü-
cken im Außenbereich 
von den Verboten 11, 15 
und 16 wie auch vom 
Verbot 12 mit Ausnahme 
der Beschädigung oder 
Beseitigung von Bäumen 
sowie das Grillen vom 
Verbot 17. 

Einen Bestandsschutz ge-
nießen diese Nutzungen nur 
insoweit, wie sie nicht gegen 
das Landschaftsgesetz oder 
andere Rechtsnormen ver-
stoßen. 
Die Ziele, Grundsätze und 
allgemeinen Pflichten der 
§§ 1 bis 3 LG sind jedoch 
auch in diesen Fällen zu 
beachten. 

Erläuterung 

sprachlich überarbeitet und 
Korrektur des Bezugs zu 
Verbot Nr. 12 (stattdessen 
Nr. 1), da der Landschafts-
plan hier einen Schreibfehler 
enthält. 
 

     

11. die nach § 4 BNatSchG 
privilegierten Nutzungen 
- einschließlich vorhan-

Siehe auch Erläuterung zu 
Ziffer 10. 
Dieser besonders geregelte 

11. die nach § 38 Abs. 1 
BNatSchG privilegierten 
Nutzungen - einschließ-

Siehe auch Erläuterung zu 
Ziffer 10. 
Dieser besonders geregelte 

Unberührtheitsregel 

Gesetzeshinweis aktualisiert; 
Nutzung vorhandener Ver-
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

dener Führungen von 
Versorgungs-/ Entsor-
gungsanlagen und -
leitungen - und die für 
deren bestimmungsge-
mäße Nutzung notwen-
digen Instandsetzungs- 
und Erhaltungsmaß-
nahmen – dies gilt auch 
für private Unternehmen 
– bei vorheriger  Anzeige 
an die untere Land-
schaftsbehörde. 

Bestandsschutz für die gem. 
§ 4 BNatSchG privilegierten 
bestimmungsgemäßen Nut-
zungen gilt nicht uneinge-
schränkt. Er umfasst z. B. 
nicht den Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln zur 
Beseitigung unerwünschten 
Aufwuchses an Bahnanla-
gen. 

lich vorhandener Füh-
rungen von Versor-
gungs-/ Entsorgungsan-
lagen und -leitungen - 
und die für deren be-
stimmungsgemäße 
Nutzung notwendigen 
Instandsetzungs- und 
Erhaltungsmaßnahmen, 
soweit eine Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde erfolgt. 

Bestandsschutz für die gem. 
§ 38 Abs. 1 BNatSchG privi-
legierten bestimmungsge-
mäßen Nutzungen umfasst 
z. B. nicht den Einsatz von 
Pflanzenbehandlungsmitteln 
zur Beseitigung unerwünsch-
ten Aufwuchses an Bahnan-
lagen. Hier gelten die Rege-
lungen des Landschaftsge-
setzes und des Landschafts-
planes. 

sorgungs- und Entsorgungs-
anlagen und –leitungen pri-
vater Unternehmen wurde 
der Nr. 11 zugeordnet und 
Nr. 12 gestrichen. Sprachli-
che Überarbeitung. 

 

     

12. entfällt  12. die Nutzung vorhande-
ner Versorgungs-
/Entsorgungsanlagen 
und -leitungen durch pri-
vate Unternehmen und 
die für deren bestim-
mungsgemäße Nutzung 
notwendigen Instandset-
zungs- und Erhaltungs-
maßnahmen, soweit ei-
ne Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Siehe Erläuterung zu Ziffer 
11. 

In Unberührtheit Nr. 11 integ-
riert. 

     

13. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten sowie 

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-

13. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten auf Alt-

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-

Unberührtheitsregel 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Maßnahmen zur Abwehr 
von Gefahren für das 
Grundwasser auf Altlas-
ten, Altablagerungen 
oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, soweit bei not-
wendigen Eingriffen in 
Vegetationsbestände 
das Vermeidungsgebot 
des BNatSchG beachtet 
wird und eine vorherige 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

bensgrundlage des Men-
schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 
Den gesetzlichen Verboten 
des allgemeinen und beson-
deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 

lasten, Altablagerungen 
oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, sowie Maß-
nahmen zur Gefahren-
abwehr, soweit bei not-
wendigen Eingriffen in 
Vegetationsbestände 
das Vermeidungsgebot 
des § 3 LG beachtet wird 
und eine Anzeige an die 
untere Landschaftsbe-
hörde erfolgt. 

bensgrundlage des Men-
schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Gefah-
renabwehr erfolgt - da aus 
den Grundsätzen der allge-
meinen Güterabwägung 
selbstverständlich - nur zur 
Klarstellung. 
Gemeint sind hiermit Maß-
nahmen, die der Abwehr 
akuter Gefahren dienen, 
nicht jedoch Pflege- und Un-
terhaltungsmaßnahmen 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 

Die Regelung wird sprachlich 
und inhaltlich unmissver-
ständlicher geregelt als bis-
her und reduziert auf erfor-
derliche Maßnahmen im Be-
reich von Altlasten, Altabla-
gerungen und sonstigen 
Grundwassergefährdungsbe-
reichen. 
Maßnahmen der Gefahren-
abwehr außerhalb der hier 
betroffenen Bereiche werden 
in der neuen Unberührtheits-
regel Nr 16 gesondert gere-
gelt. 

 

Erläuterung 
an Unberührtheitsregel an-
gepasst. 

     

14 unverändert unverändert   unverändert 

     

15. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 

Diese Maßnahmen gehen 
über die laufende Pflege 

15. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 

Diese Maßnahmen gehen 
über die laufende Pflege 

Unberührtheitsregel 

redaktionell angepasst ge-
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Oberbürgermeister der 
Stadt Köln angeordnet 
oder genehmigt sind 
bzw. von ihm oder in 
seinem Auftrag durchge-
führt werden. 

(Ziffer 3) hinaus. Oberstadtdirektor Köln 
angeordnet oder ge-
nehmigt sind bzw. von 
ihm oder in seinem Auf-
trag durchgeführt wer-
den. 

(Ziffer 3) hinaus. mäß aktueller Gemeindeord-
nung. 

 

     

16. Unaufschiebbare Maß-
nahmen zur Abwendung 
einer unmittelbar dro-
henden gegenwärtigen 
Gefahr für Personen 
oder Sachen von bedeu-
tendem Wert oder Maß-
nahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherungs-
pflicht, die zwingend er-
forderlich sind, soweit 
bei notwendigen Eingrif-
fen in Vegetationsbe-
stände das Vermei-
dungsgebot des 
BNatSchG beachtet wird 
und eine vorherige An-
zeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Abwehr 
unmittelbar drohender ge-
genwärtiger Gefahren, die 
zur Verhinderung drohender 
Schäden ein sofortiges Ein-
schreiten verlangen und ein 
Abwarten bis zur Abstim-
mung mit der unteren Land-
schaftsbehörde unmöglich 
machen, erfolgt - da aus den 
Grundsätzen der allgemei-
nen Güterabwägung selbst-
verständlich - nur zur Klar-
stellung. 
 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden gegenwärtigen 
Gefahr kann die Anzeige 
auch nachträglich erfolgen, 
muss aber nachvollziehbar, 
ggf. durch Beifügung von 
Fotos, begründet werden. 
 
Den gesetzlichen Verboten 

  Unberührtheitsregel 

Gefahrenbegriff des § 34 
Abs. 4c LG übernommen. 
Maßnahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherungs-
pflicht stellen seit der LG-
Novelle 2007 eine gesetzli-
che Unberührtheit dar. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

des allgemeinen und beson-
deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 
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Änderungen der allgemeinen Gebote 
 
Auch die allgemeinen Gebote in Landschaftsschutzgebieten und deren Erläuterungen wur-
den hinsichtlich veränderter rechtlicher Grundlagen überarbeitet. Des Weiteren wurden die 
Gebote auf ihre Durchführbarkeit und Praxisrelevanz überprüft. 
 
 
Nr. 1 (Kennzeichnung von Landschaftsschutzgebieten) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da der Hinweis auf die ohnehin geltende gesetzliche Rege-
lung nicht erforderlich ist. 
 
Nr. 2 (Miet- und Pachtverträge) 
 
Das Gebot wird ergänzt für den Neuabschluss von Miet- oder Pachtverträgen, da es bisher 
nur bei der Verlängerung von Miet- und Pachtverträgen greift. 
 
Nr. 3 (öffentlich-rechtliche Nutzungsgestattungen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
 
Nr. 4 (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) 
 
Das Gebot wird gestrichen. Zusätzliche Hinweise auf Einzelaspekte der Eingriffsregelung 
sind nicht erforderlich, bzw. teilweise aufgrund bisher erfolgter Änderungen in LG und 
BNatschG inhaltlich falsch. 
 
Nr. 5. (Umwandlung von Acker in Grünland in Trinkwassergewinnungsgebieten) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
 
Nr. 6 (Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Düngemitteln in Grünanlagen, Wald, 
Kleingärten) 
 
Für die Kleingärten wird die Regelung über die Verwendung von Dünge- und Pflanzenbe-
handlungsmitteln gestrichen, da die Kölner Gartenordnung von 2013 entsprechende Rege-
lungen hierzu enthält. Nach dieser ist eine biologische Bewirtschaftung des Kleingartens vor-
rangig anzustreben. Die Verwendung chemischer Pflanzenbehandlungsmittel, insbesondere 
Herbizide, Fungizide und Insektizide sowie von Mineraldüngern ist in Kleingärten untersagt. 
 
Nr. 7 (Untersuchung von Waldböden) 
 
Das Gebot entfällt. Rein vorsorglich regelmäßig Stichproben-Untersuchungen durchzuführen 
ist nicht praktikabel und ohne Anlass auch nicht erforderlich. 
 
Nr. 8 (Schaffung von Waldsäumen und Ansalbung von waldtypischer Vegetation) 
 
Das Einarbeiten von Waldboden bei Erstaufforstung wird gestrichen, da es aus fachlicher 
Sicht nicht sinnvoll ist. 
 
Nr. 9 (Belassen von Reisig nach Holzeinschlag) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
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Nr. 10 (Entsiegelung von Wegen und Parkplätzen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
 
Nr. 11 (Wegebau mit wasserdurchlässigem Material) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
 
Nr. 12 (Erhaltung / Ergänzung von landschaftstypischem Gehölzbestand) 
 
In einer redaktionellen Änderung des Gebotes wird der Begriff „traditionell“ durch „ortsty-
pisch“ ersetzt. 
 
In die Erläuterung wird der Hinweis auf artenschutzrechtliche Regelungen aufgenommen. 
 
Nr. 13 (landschaftsgerechter Einbindung von Kleingärten) 
 
Das Gebot wird nicht verändert 
 
Nr. 14 (Kompostierung in Kleingartenanlagen) 
 
Das Gebot entfällt, da in der Kölner Gartenordnung die Kompostierung für jede Kleingarten-
Parzelle vorgeschrieben ist. 
 
Nr. 15 (Kleingärten und Sportanlagen auf ehemaligen Mülldeponien) 
 
Das Gebot entfällt, da Kleingärten und Sportanlagen auf ehemaligen Mülldeponien nicht er-
richtet werden, solange diese nicht ordnungsgemäß stillgelegt sind und mögliche Gefahren 
davon ausgehen. 
 
Nr. 16 (Mahd von Straßenbegleitgrün und Rasenflächen in Grünanlagen) 
 
Der in der Gebotsregelung enthaltene, fixe Mahdtermin wird ersetzt durch eine Formulierung, 
die einer Berücksichtigung des Artenschutzes, abhängig vom Einzelfall, Rechnung trägt. 
 
Nr. 17 (landschaftsgerechte Einbindung nach Umbau / Modernisierung) 
 
Das Gebot entfällt, da im Rahmen der jeweiligen Genehmigungsverfahren bei Umbau- und 
Modernisierungen alle Belange umfassend geprüft und auch Aspekte der landschaftlichen 
Einbindung etc. einbezogen werden. 
 
Nr. 18 (Mahd von Leitungstrassen) 
 
Das Gebot entfällt, da die Pflege der Leitungstrassen nach Absprache der Betreiber mit der 
unteren Landschaftsbehörde erfolgt. 
 
Nr. 19 (Feldwegekataster) 
 
Das Gebot wird geändert, da die bisherige Regelung nicht umsetzbar ist. Der Verwaltungs-
aufwand und auch der Aufwand der Landwirte wäre unverhältnismäßig groß. Die Zielsetzung 
des Gebotes wird beibehalten, jedoch wird die Entwicklung von Feldrainen/Banketten an den 
tatsächlich vorhandenen Wegen orientiert. Die Umsetzung des Gebotes erfolgt durch Pacht-
verträge für landwirtschaftliche Flächen. 
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Nr. 20 (Erhaltung von Totholz auf Stromleitungstrassen) 
 
Das Gebot wird gestrichen. Grundsätzlich greift die Privilegierungsklausel (§ 4 BNatSchG). 
Alle erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen werden einvernehmlich mit der unteren Land-
schaftsbehörde abgestimmt. 
 
Nr. 21 (Prüfung der Grundwasserverträglichkeit bei Neuanlage von Friedhöfen und 
Kleingärten) 
 
Das Gebot entfällt. Ein Prüferfordernis besteht aufgrund einschlägiger gesetzlicher Regelung 
ohnehin. 
 
Nr. 22 (Überprüfung des Wegesystems an Waldsäumen und im Randbereich von Na-
turschutzgebieten) 
 
Das Gebot entfällt, da eine generelle Prüfung nicht leistbar ist. Die Prüfung an Randberei-
chen von Naturschutzgebieten erfolgt bei der Pflegeplanerstellung. Im Einzelfall greift bei 
versiegelten Wegen Gebot Nr. 10. 
 
Nr. 23 (Waldbau mit Erhalt von Tot- und Altholz) 
 
Das Gebot wird sprachlich überarbeitet. 
 
Nr. 24 (Beleuchtung) 
 
Neues Gebot für die Berücksichtigung von Artenschutzaspekten bei der Errichtung, Instand-
haltung und Wartung von Beleuchtungseinrichtungen. 
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Gebote neu Erläuterungen neu Gebote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

In Landschaftsschutzge-
bieten ist insbesondere 
geboten: 

 In Landschaftsschutzge-
bieten ist insbesondere 
geboten: 

  

1. das Aufstellen von 
Schildern in ausreichen-
der Zahl zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
des Gebietes und die 
dort geltenden wesentli-
chen Verbote. 

 1. das Aufstellen von 
Schildern in ausreichen-
der Zahl zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
des Gebietes und die 
dort geltenden wesentli-
chen Verbote. 

Die Bestimmungen des 
§ 48 Abs. 2 bis 4 LG und des 
§ 13 der Verordnung zur 
Durchführung des Land-
schaftsgesetzes vom 
22.10.1986 sind zu beach-
ten. 

Gebot unverändert. 
Hinweis auf gesetzliche Be-
stimmungen in der Erläute-
rung ist nicht erforderlich. 

     

2. bei Auslaufen und bei 
Abschluss neuer Miet- 
oder Pachtverträge über 
städtische Grundstücke 
eine Vertragsverlänge-
rung nur dann vorzu-
nehmen, wenn die nach 
dem Vertrag vorgesehe-
ne Nutzung den Darstel-
lungen und Festsetzun-
gen für das geschützte 
Gebiet entspricht, selbst 
wenn sie unter Nicht be-
troffene Nutzungen fällt. 
Bestehende Nutzungs-
verhältnisse sind auf ihre 
Verträglichkeit für das 
geschützte Gebiet zu 
überprüfen. Nutzungs-
verträge, die nicht mit 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplanes wider-
sprechen, nicht ordnungs-
gemäß ausgeübt werden 
oder als störende Anlagen 
eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes bzw. des 
Naturhaushalts darstellen. 
Angesprochen sind insbe-
sondere Verträge über die 
landwirtschaftliche Boden-
nutzung in Überschwem-
mungsgebieten, im Einzugs-
bereich von Trinkwasserge-
winnungsanlagen und 

2. bei Auslaufen von Miet- 
oder Pachtverträgen 
über städtische 
Grundstücke eine Ver-
tragsverlängerung nur 
dann vorzunehmen, 
wenn die nach dem Ver-
trag vorgesehene Nut-
zung den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Gebiet 
entspricht, selbst wenn 
sie unter Nicht betroffe-
ne Nutzungen fällt. 
Bestehende Nutzungs-
verhältnisse sind auf ihre 
Verträglichkeit für das 
geschützte Gebiet zu 
überprüfen. Nutzungs-
verträge, die nicht mit 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplanes wider-
sprechen, nicht ordnungs-
gemäß ausgeübt werden 
oder als störende Anlagen 
eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes bzw. des 
Naturhaushalts darstellen. 
Angesprochen sind insbe-
sondere Verträge über die 
landwirtschaftliche Boden-
nutzung in Überschwem-
mungsgebieten, im Einzugs-
bereich von Trinkwasserge-
winnungsanlagen und 

Gebot ergänzt für den Neu-
abschluss von Miet- oder 
Pachtverträgen. 
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Gebote neu Erläuterungen neu Gebote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

den Darstellungen und 
Festsetzungen für das 
geschützte Gebiet über-
einstimmen, sind unab-
hängig davon, ob diese 
Nutzungen unter die 
Nicht betroffenen Nut-
zungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

Grundwasseranreicherungs-
gebieten, Jagd- und Fische-
reipacht-Verträge sowie sol-
che für Campingplätze im 
Rheinvorland oder für Mo-
dellflugplätze. 

den Darstellungen und 
Festsetzungen für das 
geschützte Gebiet über-
einstimmen, sind unab-
hängig davon, ob diese 
Nutzungen unter die 
Nicht betroffenen Nut-
zungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

Grundwasseranreicherungs-
gebieten, Jagd- und Fische-
reipacht-Verträge sowie sol-
che für Campingplätze im 
Rheinvorland oder für Mo-
dellflugplätze. 

     

3. unverändert unverändert   unverändert 

     

4. entfällt  4. als Ausgleichs- bzw. 
Ersatzmaßnahmen auf-
grund der Eingriffsrege-
lung der §§ 4 bis 6 LG 
ausschließlich solche 
vorzusehen, die durch 
Verbesserung der struk-
turellen Vielfalt und ver-
bindende Funktionen zur 
Anreicherung der Land-
schaftsräume beitragen 
oder auch zur Entlas-
tung, potentiell wertvoller 
Lebensräume - z. B. 
durch gezielte Verlage-

Festsetzungen des Land-
schaftsplans gem. § 26 LG 
sind i.d.R. nicht als Aus-
gleich- oder Ersatzmaßnah-
men für Eingriffe zu realisie-
ren, da sie als notwendig 
erkannte Verbesserungen 
der Landschaft zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des 
Landschaftsplans festgesetzt 
wurden. Ein späterer Eingriff 
in diesen Status quo verän-
dert somit die Ausgangslage 
bzw. Festsetzungsgrundla-
ge. Ein Ausgleich oder Er-

Hinweis auf Eingriffsregelung 
wird gestrichen, da nicht 
erforderlich, bzw. in dieser 
Fassung inhaltlich falsch. 
Regelungen in Landschafts-
gesetz bzw. Bundesnatur-
schutzgesetz wurden z. T. 
geändert. 
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rung des Erholungs-
drucks. Hierzu zählen 
vor allem die Anlage 
oder Wiederherstellung 
von Kleingewässern, 
Feuchtgebieten, Bach-
läufen sowie von Tro-
cken- und Magerra-
senstandorten, die Be-
reitstellung von Flächen 
für die natürliche Ent-
wicklung, die ausschließ-
liche Verwendung bo-
denständiger Pflanzen-
arten unter besonderer 
Berücksichtigung alter 
hochstämmiger Obst-
baumsorten, Ankauf und 
Widmung von Flächen 
für Naturschutz und 
Landschaftspflege sowie 
Entsiegelungsmaßnah-
men und Verlagerungen 
von Feldwegen an den 
Waldrändern oder auch 
die Verlagerung von stö-
renden Nutzungen aus 
besonders schutzwürdi-
gen Bereichen. Dies gilt 
gleichermaßen bei ei-
nem finanziellen Ersatz 
gem. § 5 Abs. 1 Satz 5 
und 6 LG. 

satz muss dementsprechend 
den vorherigen Gesamtzu-
stand (ökologische Wertig-
keit) des Landschaftsraumes 
wiederherstellen, welcher 
Anreicherungsmaßnahmen 
gem. § 26 LG erforderlich 
machte. Dies gilt in gleicher 
Weise für die Verwendung 
finanzieller Ersatzzahlungen 
gem. § 5 Abs. 1 Satz 5 und 
6 LG. Die allgemeinen Gebo-
te und die in den Entwick-
lungszielen 1 bis 8 formulier-
ten Zielvorstellungen des 
Landschaftsplans geben bei 
der Definition von Aus-
gleichs- bzw. Ersatzmaß-
nahmen jedoch eine zu be-
achtende Hilfestellung. Als 
einziger im eigentlichen Sin-
ne quantitativer Ausgleichs- 
bzw. Ersatzmaßnahme 
kommt der Flächenentsiege-
lung eine zentrale Bedeu-
tung gerade im großstädti-
schen Verdichtungsraum zu 
- insbesondere auch für die 
Vernetzung innerstädtischer 
Grünbereiche mit dem Au-
ßenbereich. 
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5. unverändert unverändert   unverändert 

     

6. den Auftrag von Dünge- 
und Pflanzenbehand-
lungsmitteln jeder Art in 
öffentlichen Grünanla-
gen und Wäldern sowie 
auf verkehrsbegleiten-
den Grünstreifen mit 
Ausnahme einer Start-
düngung zu unterlassen. 
Kompostauftrag ist mög-
lich, soweit nicht ein 
Nährstoffentzug ange-
strebt wird. 

Hierdurch sollen weitere Be-
einträchtigungen des 
Grundwasserhaushalts 
durch den Eintrag von 
Schadstoffen aus öffentli-
chen Flächen verhindert 
werden. Diese Gebotsrege-
lung ist insbesondere auch 
deswegen erforderlich, weil 
eine flächendeckende, rapi-
de Zunahme des Eintrages 
von Stickstoffverbindungen 
und Pflanzenbehandlungs-
mitteln aus der Luft und 
durch Regenauswaschungen 
zu verzeichnen ist, wodurch 
insbesondere auf nährstoff-
arme Bodenverhältnisse 
spezialisierte Pflanzen stark 
bedroht sind. 

6. den Auftrag von Dünge- 
und Pflanzenbehand-
lungsmitteln jeder Art in 
öffentlichen Grünanla-
gen und Wäldern sowie 
auf verkehrsbegleiten-
den Grünstreifen mit 
Ausnahme einer Start-
düngung zu unterlassen, 
sowie in Kleingärten die 
Anwendung von Dünge- 
und Pflanzenbehand-
lungsmitteln entspre-
chend den Anbauemp-
fehlungen des MURL 
vom April 1987 mög-
lichst umweltverträglich 
sicherzustellen. Kom-
postauftrag ist möglich, 
soweit nicht ein Nähr-
stoffentzug angestrebt 
wird. 

Hierdurch sollen weitere Be-
einträchtigungen des 
Grundwasserhaushalts 
durch den Eintrag von 
Schadstoffen aus öffentli-
chen Flächen verhindert 
werden. Diese Gebotsrege-
lung ist insbesondere auch 
deswegen erforderlich, weil 
eine flächendeckende, rapi-
de Zunahme des Eintrages 
von Stickstoffverbindungen 
und Pflanzenbehandlungs-
mitteln aus der Luft und 
durch Regenauswaschungen 
zu verzeichnen ist, wodurch 
insbesondere auf nährstoff-
arme Bodenverhältnisse 
spezialisierte Pflanzen stark 
bedroht sind. 

Gemäß Kölner Gartenord-
nung ist die Verwendung 
chemischer Pflanzenbehand-
lungsmittel, insbesondere 
Herbizide, Fungizide und 
Insektizide sowie von Mine-
raldüngern untersagt. 

     

7. entfällt  7. regelmäßige Stichpro-
ben-Untersuchungen 
von Waldböden, insbe-
sondere auf den Säure-

Die Gebotsregelung zielt auf 
die vorbeugende Gefahren-
abwehr, da bei Säuregehal-
ten des Waldbodens unter 

Rein vorsorglich regelmäßig 
Stichproben-
Untersuchungen durchzufüh-
ren ist nicht praktikabel und 
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gehalt, durchzuführen 
unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Boden-
verhältnisse. Sollten 
Kalkaufträge zur Gefah-
renabwehr erforderlich 
werden, so sind diese in 
der Winterperiode vom 
01.12. bis 01.03. vorzu-
nehmen. 

pH 4,3 ein Absterben der 
betroffenen Waldbestände 
nicht mehr aufzuhalten ist. 
Die Beschränkung eines 
möglichen Kalkauftrags - wie 
alle Rettungsmaßnahmen 
wissenschaftlich umstritten - 
auf den Winter-Zeitraum soll 
sichergestellten, dass die für 
das Bodenleben wichtige 
Mikro- und Insektenfauna 
nicht über das unvermeidba-
re Maß hinaus geschädigt 
wird. 

ohne Anlass auch nicht er-
forderlich 

     

8. bei Erst- und Wiederauf-
forstungen Waldsäume 
als Übergangsbereich 
zur freien Landschaft in 
einer Mindestbreite von 
5 m vorzusehen. 

Die Gebotsregelung dient 
der Anreicherung der Land-
schaft durch vielfältig struktu-
rierte Lebensräume. Gerade 
die Übergangsbereiche zur 
freien Landschaft und die 
Krautschicht entwickelter 
Wälder sind von besonderer 
Bedeutung für die Erhaltung 
unserer heimischen Tier- 
und Pflanzenarten. 

8. bei Erst- und Wiederauf-
forstungen Waldsäume 
als Übergangsbereich 
zur freien Landschaft in 
einer Mindestbreite von 
5 m vorzusehen. Bei 
Erstaufforstungen auf 
landwirtschaftlichen Flä-
chen ist zu prüfen, ob 
durch punktuelles Einar-
beiten von Waldboden 
aus Altbeständen die 
Entwicklung artenreicher 
Krautschichten im Un-
terholz beschleunigt 
werden kann. 

Die Gebotsregelung dient 
der Anreicherung der Land-
schaft durch vielfältig struktu-
rierte Lebensräume. Gerade 
die Übergangsbereiche zur 
freien Landschaft und die 
Krautschicht entwickelter 
Wälder sind von besonderer 
Bedeutung für die Erhaltung 
unserer heimischen Tier- 
und Pflanzenarten. 

Einarbeiten von Waldboden 
bei Erstaufforstung gestri-
chen, da aus fachlicher Sicht 
nicht sinnvoll (gänzlich ande-
re Standortverhältnisse bei 
Acker), allenfalls bei Rekulti-
vierungen zur Förderung von 
Geophyten in bereits an-
satzweise vorhandenem 
Waldklima. 
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9. unverändert unverändert   unverändert 

     

10. unverändert unverändert   unverändert 

     

11 unverändert unverändert   unverändert 

     

12. die Erhaltung und Er-
gänzung des ortstypi-
schen Baum- und He-
ckenbestandes unter 
besonderer Berücksich-
tigung bodenständiger 
Laubgehölze. 

Die Gebotsregelung zielt auf 
die Erhaltung des traditionel-
len Orts- und Landschafts-
bildes. 
Die artenschutzrechtlichen 
Regelungen bleiben unbe-
rührt. 

12. die Erhaltung und Er-
gänzung des traditionel-
len Baum- und Hecken-
bestandes unter beson-
derer Berücksichtigung 
bodenständiger Laubge-
hölze. 

Die Gebotsregelung zielt auf 
die Erhaltung des traditionel-
len Orts- und Landschafts-
bildes. 

Überarbeiten „traditionell“ 

     

13. unverändert unverändert   unverändert 

     

14. entfällt  14. die Schaffung geordne-
ter Kompostierungsmög-
lichkeiten an oder in 
Kleingartenanlagen. 

Hierdurch soll der Beseiti-
gung von Gartenabfällen in 
der freien Landschaft vorge-
beugt werden, um uner-
wünschte Nährstoffanreiche-
rungen, z. B. in den häufig 
betroffenen Waldsaum-

Entfällt, weil in Gartenord-
nung für jede KG-Parzelle 
Kompostierung vorgeschrie-
ben ist. 
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Bereichen, zu vermeiden. 

     

15. entfällt  15. keine Kleingärten und 
Sportanlagen auf ehe-
maligen Mülldeponien zu 
errichten, sondern diese 
Flächen - zumindest als 
langfristige Zwischen-
nutzung bis zum Ab-
schluss des Senkungs-
vorganges - als natürlich 
entwickelte Grünflächen 
auch für die ruhige Erho-
lungsnutzung und Na-
turerfahrung zu nutzen. 

Zur Umsetzung dieses schon 
im Umweltprogramm Köln 
unter Ziffer 3.1 enthaltenen 
Gebotes sind Änderungen 
der diesbezüglichen Darstel-
lungen des Flächennut-
zungsplanes erforderlich. 

Kleingärten und Sportanla-
gen werden nicht auf ehema-
ligen Mülldeponien errichtet, 
solange diese nicht ord-
nungsgemäß stillgelegt sind 
und mögliche Gefahren da-
von ausgehen. 
Im Rahmen der Genehmi-
gung solcher Anlagen wer-
den routinemäßig alle rele-
vanten Aspekte, insbesonde-
re der Umwelt und der 
menschlichen Gesundheit 
geprüft. 

     

16. Straßenbegleitgrün und 
10 bis 20 % der Rasen-
flächen in öffentlichen 
Grünanlagen - insbe-
sondere um Gehölzin-
seln, im Übergangsbe-
reich zu Waldflächen 
und auf wenig als Lie-
gewiese benutzten Be-
reichen - höchstens ein-
mal pro Jahr unter Be-
rücksichtigung der arten-
schutzrechtlichen Belan-

Durch Pflege-Extensivierung 
an Straßenrändern können 
sich diese als wichtige Ver-
bindungselemente und Le-
bensräume für die Kleintier-
fauna entwickeln. 
Bei der Extensivierung der 
Pflege von Grünanlagen ist 
die Erhaltung ihrer Nut-
zungsfähigkeit als Erho-
lungsgebiet und ihres Ge-
samteindrucks als gestaltete 
Grünfläche mit dem Ziel der 
Anreicherung innerstädti-

16. Straßenbegleitgrün und 
10 bis 20 % der Rasen-
flächen in öffentlichen 
Grünanlagen - insbe-
sondere um Gehölzin-
seln, im Übergangsbe-
reich zu Waldflächen 
und auf wenig als Lie-
gewiese benutzten Be-
reichen - höchstens 
einmal pro Jahr und 
nicht vor dem 15.07. zu 
mähen. 

Durch Pflege-Extensivierung 
an Straßenrändern können 
sich diese als wichtige Ver-
bindungselemente und Le-
bensräume für die Kleintier-
fauna entwickeln. 
Bei der Extensivierung der 
Pflege von Grünanlagen ist 
die Erhaltung ihrer Nut-
zungsfähigkeit als Erho-
lungsgebiet und ihres Ge-
samteindrucks als gestaltete 
Grünfläche mit dem Ziel der 
Anreicherung innerstädti-

Mahdtermin flexibilisiert 
Hinweis auf altes Gutachten 
gestrichen. 
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ge zu mähen. schen Grüns zur Entwicklung 
naturnaher Lebensräume 
abzuwägen. 

schen Grüns zur Entwicklung 
naturnaher Lebensräume 
abzuwägen. Zu beachten ist 
hierbei das Gutachten zur 
Pflege-Extensivierung von 
Prof. Dr. Kunick und die Zif-
fer 3.2.14 des Umweltpro-
gramms Köln. 

     

17. entfällt  17. die Erhaltung bzw. Wie-
derherstellung der land-
schaftlichen Einbindung 
bei Umbaumaßnahmen 
und Modernisierungen 
von denkmalgeschützten 
Hofanlagen, insbesonde-
re die Erhaltung vorhan-
dener Reste der dörfli-
chen Ruderal-
Vegetation. 

Die Anlage von zusätzlichen 
Parkplätzen außerhalb des 
Hofraumes, z. B. bei der 
Umwandlung in Eigentums-
wohnungen, ist hiermit i.d.R. 
nicht vereinbar. 

entfällt, da im Rahmen der 
jeweiligen Genehmigungs-
verfahren bei Umbau- und 
Modernisierungen alle Be-
lange umfassend geprüft und 
auch Aspekte der landschaft-
lichen Einbindung etc. ein-
bezogen werden. 

     

18. entfällt  18. die Flächen unter oder 
auf Leitungstrassen in 
der freien Landschaft (z. 
B. Hochspannungs-, 
Gas-, Entsorgungslei-
tungen) sind - soweit sie 
nicht einer ordnungsge-
mäßen landwirtschaftli-
chen Bodennutzung un-
terliegen – abschnitts-

Hierdurch werden Hochstau-
dengesellschaften erhalten 
und gefördert, die wichtige 
ökologische Funktionen als 
Nahrungsbiotop für Insekten 
und Kleintiere sowie als Nist- 
und Deckungsraum wahr-
nehmen. Von besonderem 
Erhaltungswert sind diese 
Flächen im Übergangsbe-

Pflege der Leitungstrassen 
erfolgt nach Absprache der 
Betreiber mit der ULB im 
Rahmen von Pflegekonzep-
ten. 
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weise im Turnus von bis 
zu 3 Jahren zu mähen, 
jedoch nicht vor dem 15. 
Juli. 

reich zu Gehölzbeständen. 

     

19. die Anlage von Feldrai-
nen entlang der vorhan-
denen Feldwege. 

Feldraine sind in der weitge-
hend ausgeräumten Agrar-
landschaft ein wesentliches 
Element zur Erhaltung der 
Artenvielfalt. 
Bei Verpachtung der städti-
schen, landwirtschaftlich 
genutzten Flächen soll die 
Anlage und Unterhaltung auf 
vertraglicher Basis gesichert 
werden. 

19. die Erstellung eines Ka-
tasters der im Eigentum 
der öffentlichen Hand 
befindlichen Feldwege-
Parzellen und ihrer tat-
sächlichen Breite sowie 
eine regelmäßige Zu-
standserfassung, auch 
im Hinblick auf wider-
rechtliche Inanspruch-
nahme von Wegeflä-
chen. 

Zur Durchsetzung des 
§ 64 Abs. 1 LG und des wei-
tergehenden allgemeinen 
Verbots 18 ist die Erfassung 
der in der Örtlichkeit oftmals 
nicht mehr nachvollziehba-
ren tatsächlichen Parzellen-
breite der Feldwege drin-
gend erforderlich (tatsächli-
che Breite lt. Katasterwerk 
i.d.R. 5  m, feststellbare Brei-
te oftmals nur 3  m). Die im 
Eigentum der Stadt Köln 
befindlichen Feldwege sind 
in einem Anlageplan (M 
1:25.000) zum Landschafts-
plan dargestellt (soweit der-
zeit bekannt). 

Bisherige Regelung hat sich 
als nicht umsetzbar erwie-
sen, da der Verwaltungsauf-
wand und auch der Aufwand 
der Landwirte unverhältnis-
mäßig groß wäre. 
Angesichts der naturschutz-
fachlichen Bedeutung von 
Feldrainen wäre ein Verzicht 
auf eine entsprechende Re-
gelung nicht vertretbar. 

     

20. entfällt  20. im Falle einer aus Si-
cherheitsgründen not-
wendigen Entfernung 
hochwachsender Gehöl-
ze unter Stromleitungen 
sind ca. 10 % dieser 
Gehölze zu ringeln und 

Durch das ringförmige Ein-
schneiden der Rinde (rin-
geln) werden die Leitungs-
bahnen des Bastes durch-
trennt. Der Baum stirbt ste-
hend ab, nimmt aber weiter-
hin wichtige Funktionen im 

Grundsätzlich greift die Privi-
legierungsklausel (§ 4 
BNatSchG): Alle erforderli-
chen Unterhaltungsmaß-
nahmen werden einver-
nehmlich mit der ULB abge-
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nach ihrem Absterben 
als Totholz im Bestand 
zu belassen. 

Naturhaushalt wahr 
- als Nistplatz, Ansitz und 
insbesondere als Lebens-
raum für Insekten und ande-
re Kleinstlebewesen. Dar-
über hinaus bleibt seine 
Biomasse dem Bestand er-
halten. 

stimmt. 

     

21. entfällt  21. bei der Neuanlage oder 
Erweiterung von Fried-
höfen und Kleingärten 
die Grundwasserverträg-
lichkeit zu prüfen. 

Die Regelung dient der Ab-
wehr schädlicher Einwirkun-
gen auf den Naturhaushalt 
im Bereich grundwasserbe-
einflusster Standorte. 

Prüferfordernis besteht auf-
grund einschlägiger gesetzli-
cher Regelung ohnehin. 
Friedhöfe werden auf ab-
sehbare Zeit nicht erweitert. 

     

22. entfällt  22. eine Überprüfung des 
Wegesystems entlang 
der Waldsäume und im 
Randbereich von Natur-
schutzgebieten hinsicht-
lich Anzahl, Breite und 
Aufbau der Wege. 

Hierdurch wird ein ausgewo-
genes Miteinander der An-
sprüche von Erholung und 
Naturschutz angestrebt. 
Waldsaumbereiche ohne 
vorgelagerte befestigte We-
ge sind Lebensräume von 
besonderem Wert für die 
Insekten- und Vogelwelt, 
insbesondere als bevorzug-
ter Lebensraum (Nahrungs-
biotop) von Greifvögeln. 

entfällt, da eine generelle 
Prüfung nicht leistbar. Prü-
fung der Randbereiche von 
Naturschutzgebieten erfolgt 
bei der Pflegeplanerstellung. 
Im Einzelfall greift bei ver-
siegelten Wegen Geb. Nr. 
10. 

     

23. bei waldbaulichen Maß- Diese besonderen Lebens- 23. bei waldbaulichen Maß- Diese besonderen Lebens- Sprachlich überarbeitet 
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nahmen nach Möglich-
keit Altholz und Totholz 
im Bestand zu belassen. 

raumstrukturen für Kleinle-
bewesen stabilisieren den 
natürlichen Stoffkreislauf 

nahmen nach Möglich-
keit Totholzstapel und 
Althölzer im Bestand zu 
belassen. 

raumstrukturen für Kleinle-
bewesen stabilisieren den 
natürlichen Stoffkreislauf. 

24. Bei Errichtung, Instand-
setzung und Wartung 
von Beleuchtungsanla-
gen ist den Belangen 
des Artenschutzes Rech-
nung getragen werden. 

Dieses Gebot dient insbe-
sondere dem Schutz von 
Vögeln und nachtaktiven 
Insekten. Durch einfache 
technische Maßnahmen, z.B. 
Vermeidung von kurzwelli-
gem Lichtspektrum oder 
Vermeidung der Lichtab-
strahlung nach oben, können 
die negativen Auswirkungen 
der Lichtimmissionen deut-
lich verringert werden. 

  Neues Gebot 
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Änderungen der allgemeinen Verbote 
 
Die allgemeinen Verbote in geschützten Landschaftsbestandteilen und deren Erläuterungen 
wurden insbesondere hinsichtlich veränderter rechtlicher Grundlagen, verändertem Nutzer-
verhalten und zur Optimierung des Verwaltungshandelns überarbeitet. Da einige Parkanla-
gen (z. B. Südpark, Klettenbergpark, Schlosspark Stammheim) als geschützter Landschafts-
bestandteil festgesetzt sind, ist auch für die Verbote der geschützten Landschaftsbestandtei-
le eine Harmonisierung mit der Grünflächenordnung erforderlich. 
 
Einige der Unberührtheitsregelungen, die aktuell im Kapitel „Nicht betroffene Nutzungen“ zu 
finden sind und sich schwerpunktmäßig auf ein konkretes Verbot beziehen, werden zum 
Zweck der besseren Lesbarkeit unmittelbar diesem konkreten Verbot zugeordnet. Die bishe-
rige Systematik des rechtsverbindlichen Landschaftsplans wurde insoweit verändert. Die 
Unberührtheitsregelungen, die sich auf mehrere Verbote beziehen, bleiben weiterhin an bis-
heriger Stelle stehen. 
 
Darüber hinaus werden zu verschiedenen Verboten konkrete Ausnahmeregelungen für Vor-
haben mit geringen Auswirkungen auf die Belange des Naturschutzes eingeführt. Die hier 
definierten Ausnahmen sind antrags- und genehmigungspflichtig, so dass die untere Land-
schaftsbehörde stets Art und Umfang eines beantragten Vorhabens im Einzelfall prüfen und 
genehmigen kann, ohne den Landschaftsbeirat einschalten zu müssen. 
 
Durch die Änderung einiger Verbotstatbestände bzw. Unberührtheitsregeln (für die Durchfüh-
rung von Veranstaltungen, das Laufenlassen von Hunden, Grillen im Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung) werden die Regelungen des Landschaftsplans im Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung angepasst. 
 
 
Nr. 1 (Bäume, Sträucher beschädigen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In die Erläuterung des Verbots wird der Hinweis aufgenommen, dass dieses auch für Flech-
ten und Pilze gilt. Die konkreten Hinweise auf die Paragraphen des inzwischen veralteten 
Landschaftsgesetzes werden gestrichen und artenschutzrechtliche Inhalte dieser Vorschrif-
ten verallgemeinert. Der Gesetzesverweis auf die Eingriffsregelung wird gestrichen, da der 
Hinweis auf die ohnehin geltende rechtliche Regelung nicht erforderlich ist. Weiterhin wird 
die Erläuterung ergänzt um Aspekte aus den Erläuterungen zu Verbot Nr. 18 (Vegetation auf 
Banketten, Wegerändern), das gestrichen wird. 
 
Es werden Unberührtheitsregeln eingeführt für die Vegetationsentwicklung unter Hochspan-
nungsleitungen, die Bekämpfung von Neophyten, für mechanische Maßnahmen mit positiver 
Wirkung auf den Naturhaushalt und die Umsetzung abgestimmter Pflegekonzepte. 
 
Für die Entnahme von Pflanzen zu wissenschaftlichen Zwecken und für die Durchführung 
temporärer Veranstaltungen außerhalb der Grünflächenordnung werden Ausnahmeregelun-
gen aufgenommen. 
 
Nr. 2 (Wildlebenden Tieren nachstellen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Erläuterung des Verbots wird der Gesetzesverweis auf artenschutzrechtliche Vor-
schriften gestrichen. 
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Die allgemeine Unberührtheitsregel Nr. 4 (Jagd) wird direkt dem Verbot 2 zugeordnet aus 
dem allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Eine Ausnahmeregelung wird eingeführt für die Entnahme von Tieren zu wissenschaftlichen 
Zwecken. 
 
Nr. 3 (Pflanzen und Tiere aussetzen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Erläuterung wird der Bezug zum Landschaftsschutz gestrichen, da die entsprechen-
den Regelungen (Erläuterungen zu Verbot Nr. 3 und zur Unberührtheit Nr. 4 in LSG) auch 
dort entfallen. 
 
Nr. 4 (Versiegelung) 
 
Das Verbot wird inhaltlich nicht verändert, sondern lediglich der Begriff „Kronenbereich“ 
durch „Kronentraufbereich“ ersetzt. 
 
Nr. 5 (Bauliche Anlagen errichten) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Die Verbotserläuterung wird um Hinweis auf den Artenschutz ergänzt. 
 
Die aktuelle Unberührtheitsregelung Nr. 2 (Pflege und Rekonstruktion von Denkmalen) wird 
direkt dem Verbot 5 zugeordnet und im allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Ausnahmeregelungen werden eingeführt für die Erweiterung zulässiger Bestandsbauten um 
max. 20%, für nicht baugenehmigungspflichtige Anlagen sowie für Nutzungsänderungen 
innerhalb des Gebäudes. 
 
Nr. 6 (Leitungen verlegen/errichten) 
 
Das Verbot wird sprachlich vereinfacht. 
 
Die bestehende Regelung aus der allgemeinen Unberührtheit Nr. 1 (ortsübliche Kultur- und 
Weidezäune) wird systematisch Verbot 6 zugeordnet. 
 
Für Leitungen im Bereich voll versiegelter Straßen und Wege sowie für Hausanschlusslei-
tungen auf Hausgrundstücken werden Ausnahmeregelungen aufgenommen. 
 
Nr. 7 (Aufschüttungen / Ausschachtungen vornehmen) 
 
Der Verbotstatbestand wird sprachlich konkretisiert. 
 
Die Verbotserläuterung wird gestrafft, da die fachliche Detailbeschreibung nicht erforderlich 
ist. 
 
Nr. 8 (Abfälle wegwerfen) 
 
Im Verbot wird der Abfallbegriff unter Berücksichtigung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ak-
tualisiert. In der Neuformulierung wird zwischen Abfällen und „Stoffen“ unterschieden. Der  
Begriff Anlagen wird gestrichen, da deren Errichtung und Betrieb bereits durch Verbot Nr. 5 
(Bauliche Anlagen errichten) untersagt ist. 
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Nr. 9 (Werbeanlagen errichten) 
 
Das Verbot wird auf alle Werbeanlagen ausgedehnt, also auch auf genehmigungsfreie und 
mobile. 
 
Für gesetzlich vorgeschriebene Beschilderungen und für temporäre Wahlwerbung werden 
Unberührtheitsregeln aufgenommen. 
 
Für Werbeanlagen für zeitlich begrenzte Veranstaltungen und für Werbeanlagen an der Stät-
te der Leistung werden Ausnahmeregelungen eingeführt. 
 
Nr. 10 (Verkaufswagen/-stände aufstellen/betreiben) 
 
Das Verbot wird von Waldgebiete auf alle geschützten Landschaftsbestandteile ausgedehnt. 
 
Nr. 11 (Fahren und Parken) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In die Verbotserläuterung wird klarstellend aufgenommen, dass dieses Verbot für Fahrzeuge 
aller Art gilt und nicht nur für KFZ und Geländefahrräder. 
 
Klarstellend wird eine gesetzlich bestehende Unberührtheitsregelung für die Nutzung durch 
Fahrräder, Krankenfahrstühle und Kutschen im Wald und in der freien Landschaft aufge-
nommen. 
 
Für das Parken und Fahren aus besonderem Grund wird eine Ausnahmeregelung aufge-
nommen. 

 
Nr. 12 (Motorsportveranstaltungen) 
 
Das Verbot wird auf Veranstaltungen mit motorbetriebenen Fahrzeugen aller Art (auch Was-
serfahrzeuge) erweitert. Darüber hinaus den Betrieb von motorbetriebenen Wasserfahrzeu-
gen untersagt. 
 
Die bestehende Unberührtheit (Nutzung von Motorflugmodellen innerhalb genehmigter Be-
reiche) aus der Verbotsbestimmung wird systematisch als Unberührtheit aufgeführt. 
Neue Unberührtheitsregeln werden eingeführt für die Nutzung ungefährlichen Kinderspiel-
zeugs im Geltungsbereich der Grünflächenordnung. 
 
Nr. 13 (Einrichtungen für den Wasser- und Luftsport) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 14 (Lagerplätze und Campingplätze betreiben) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 15 (Zelten und Wohnmobile abstellen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 16 (Hunde laufenlassen) 
 
Das Verbot wird für „Wald“ aufgehoben, da dort gemäß Landesforstgesetz das unangeleinte 
Laufenlassen auf den Wegen erlaubt ist. 
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Das Verbot und die Verbotserläuterung werden sprachlich überarbeitet und der Gesetzes-
verweis auf artenschutzrechtliche Regelungen gestrichen. 
 
Es wird eine Unberührtheitsregel aufgenommen, nach der das unangeleinte Laufenlassen 
von Hunden auf ausgewiesenen Hundefreilaufflächen gestattet ist. Dadurch werden Land-
schaftsplan und Grünflächenordnung harmonisiert. Die allgemeine Unberührtheitsregelung 
Nr. 4 (Laufenlassen von Hunden bei Wildfolge) wird direkt dem Verbot zugeordnet und im 
allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Nr. 17 (Feuer machen) 
 
Das Verbot wird erweitert auf das Abbrennen von Feuerwerken und auf das Unterhalten von 
Feuer, da es bei Ahndung nicht nur auf das Anzünden ankommt, sondern auch das Unter-
halten eines Feuers. Außerdem wird das Grillen jetzt explizit im Verbot erwähnt. (Bislang 
Hinweis auf Grillverbot nur in der allgemeinen Unberührtheitsregel Nr. 10). 
 
Die Verbotserläuterung wird um potentielle Störungen der Tierwelt erweitert. Der deklaratori-
sche Hinweis auf Verbotsbestimmung des § 64 Abs. 1 Nr. 1 LG (jetzt § 39 Abs. 5 Nr 1 
BNatSchG) wird gestrichen. 
 
Für das Grillen im Geltungsbereich der Grünflächenordnung wird eine Unberührtheitsregel 
eingeführt (Harmonisierung Landschaftsplan und Grünflächenordnung), ebenso für das Gril-
len auf bestimmten Flächen (Kleingärten, Sportanlagen) und für das Abbrennen von Silves-
terfeuerwerken. 
 
Nr. 18 (Vegetation auf Banketten, Wegeränder) 
 
Das Verbot wird hier gestrichen und in Verbot Nr. 1 integriert. 
 
Nr. 19 (Umbruch von Dauergrünland) 
 
Das Verbot wird sprachlich angepasst. 
 
Nr. 20 (Gewässer anlegen/verändern) 
 
Das Verbot wird sprachlich überarbeitet. 
 
Die Erläuterung des Verbots wird gestrafft, da eine fachliche Detailbeschreibung nicht erfor-
derlich ist. 
 
Nr. 21 (Pflanzenbehandlungsmittel auf Waldflächen) 
 
Das Verbot wird nicht unverändert. 
 
Die Verbotserläuterung wird gestrafft, der Hinweis auf das Befreiungsverfahren wird gestri-
chen. 
 
Nr. 22 (Lagerung/Aufbringung von Dünger, Klärschlamm, und Gärfutter) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 23 (Erstaufforstungen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
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Die Verbotserläuterung wird erweitert um den Begriff Kurzumtriebsplantage. Der Hinweis auf 
das Befreiungserfordernis wird gestrichen. 
 
Nr. 24 (Wildfütterungen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Die Verbotserläuterung wird gestrafft, da die fachliche Detailbeschreibung nicht erforderlich 
ist. 
 
Nr. 25 (Errichtung von Ansitzen jeder Art) 
 
Das Verbot wird angepasst an die Regelungen für Naturschutzgebiete (in der 3. Land-
schaftsplanänderung wurde diese Regelung für Naturschutzgebiete eingeführt). Die aktuel-
len Regelungen sind in LB strenger als in NSG. 
 
Die bestehende allgemeine Unberührtheitsregelung zum Verbot Nr. 28 in NSG wird aus sys-
tematischen Gründen dem Verbot direkt zugeordnet. 
 
Nr. 26 (Geocaching) 
 
Es wird ein neues Verbot eingefügt. Es besteht ein Regelungsbedarf, da diese neue Art der 
Freizeitbeschäftigung von den bestehenden Verbotstatbeständen nicht hinreichend erfasst 
wird. 
 
Nr. 27 (Veranstaltungen) 
 
Es wird ein neues Verbot eingefügt. Hierdurch soll der Ordnungsbehörde die Ermächtigung 
erteilt werden, auch die Teilnehmer von zunehmend stattfindenden unorganisierten Veran-
staltungen von teils erheblichem Umfang, Stichwort soziale Netzwerke, mit den entspre-
chend negativen Folgewirkungen für Natur und Landschaft ordnungsrechtlich ahnden zu 
können. 
 
Nr. 28 (Slacklining) 
 
Slacklinig erfreut sich als Trendsportart zunehmender Beliebtheit. Beim Slacklining werden 
Gurte zum Balancieren mit hoher Spannung zwischen zwei Bäume gespannt. Der Druck, der 
über die Gurte auf den Baumstamm trifft, kann die Bäume, deren Wasser- und Nährstoffver-
sorgung in der Schicht unmittelbar unter der Rinde entlangläuft (Kambium), irreparabel schä-
digen. 
Im Volksgarten und in vier Bereichen des inneren Grüngürtels soll das Slacklining erlaubt 
sein. Dort werden die Baumstämme geschützt und Stahlmasten aufgestellt, zwischen denen 
Gurte gespannt werden können. 



G e s c h ü t z t e  L a n d s c h a f t s b e s t a n d t e i l e  

___________________________________________ 
xxxxx Text wird neu eingefügt          xxxxx Text entfällt 

80 

Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

In geschützten Land-
schaftsbestandteilen ist 
verboten: 

 In geschützten Land-
schaftsbestandteilen ist 
verboten: 

  

1. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen zu be-
schädigen, zu beseitigen 
oder Teile davon abzu-
trennen sowie jede 
Handlung, die geeignet 
ist, das Wachstum oder 
den Fortbestand der 
Pflanzenart nachteilig zu 
beeinflussen. Bäume, 
Sträucher und sonstige 
Pflanzen gelten auch als 
beschädigt, wenn das 
Wurzelwerk verletzt ist. 

Gemäß den gesetzlichen 
Regelungen des BNatSchG 
gelten auch Flechten und 
Pilze als Pflanzen. 
Das Verbot gilt über die ge-
setzlich vorgegebene 
Schutzfrist vom 01.03. bis 
30.09. hinaus ganzjährig und 
dient der Erhaltung von Le-
bensräumen für bedrohte 
Tier- und Pflanzenarten, ins-
besondere auch der Erhal-
tung bedrohter Ackerwild-
kräuter. 
Eingeschlossen ist z. B. das 
Lagern von Dünge- und 
Pflanzenbehandlungsmitteln, 
Salzen, Laugen, Säuren, 
Ölen sowie sonstigen Ge-
fahrstoffen im Wurzelbereich 
von Vegetationsbeständen. 
Das Verbot gilt auch für die 
Vegetation auf den Bö-
schungen und Banketten an 
Straßen, Bahnlinien, der 
land- und forstwirtschaftli-
chen Wirtschaftswege, Feld-
raine und sonstigen Weg-
rändern.  
Die gesetzlichen Regelun-

1. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen zu be-
schädigen, zu beseitigen 
oder Teile davon abzu-
trennen sowie jede 
Handlung, die geeignet 
ist, das Wachstum oder 
den Fortbestand der 
Pflanzenart nachteilig zu 
beeinflussen. Bäume, 
Sträucher und sonstige 
Pflanzen gelten auch als 
beschädigt, wenn das 
Wurzelwerk verletzt ist. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts als Le-
bensgrundlage des Men-
schen. Eingeschlossen ist z. 
B. das Lagern von Dünge- 
und Pflanzenbehandlungs-
mitteln, Salzen, Laugen, 
Säuren, Ölen sowie sonsti-
gen Gefahrstoffen im Wur-
zelbereich von Vegetations-
beständen. 
Die Schutzwirkung des 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 LG gilt so-
mit in den Schutzgebieten 
ganzjährig (§ 64 Abs. 1 
Nr. 2 LG verbietet in der Zeit 
vom 1. März bis zum 30. 
 September Hecken, Wallhe-
cken, Gebüsche sowie Röh-
richt- und Schilfbestände zu 
roden, abzuschneiden oder 
zu zerstören. Siehe auch 
§ 61 LG zum Allgemeinen 
Schutz von Pflanzen sowie 
§ 63 LG). Aufgrund der §§ 4 
- 6 LG (Eingriffsregelung) 
sind auch außerhalb des 
Schutzbereichs vorgenom-
mene Handlungen mit den 

Das Verbot wurde nicht ver-
ändert. 
 
Erläuterungen: 
 
Klarstellender Hinweis, dass 
gemäß § 7 Abs. 2 BNatSchG 
auch Flechten und Pilze als 
Pflanzen gelten. 
 
§ 64 Abs. 1 Nr.2 LG, jetzt § 
39 Abs.5 Nr. 2 und 3 
BNatschG, wird nicht mehr 
zitiert. 
 
Die Erläuterung wurde um 
die beiden ersten Sätze der 
Erläuterung zum gestriche-
nen Verbot Nr. 18 ergänzt 
(Erhaltung besonderer Le-
bensräume und Geltung 
auch auf den Böschungen 
und Banketten an Straßen 
und Bahnlinien). 
 
Die Hinweise auf die arten-
schutzrechtlichen Vorschrif-
ten (§§ 61 und 63 LG) wur-
den verallgemeinert. 
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gen des allgemeinen und 
besonderen Artenschutzes 
und die Vorschriften der An-
wendung von Pflanzen-
schutzmitteln bleiben unbe-
rührt. 

beschriebenen Folgewirkun-
gen auf die geschützte Ve-
getation genehmigungs-
pflichtig.  

Siehe auch Nicht betroffene 
Tätigkeiten. 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� Rückschnitt bzw. Entfer-
nung hoch wachsender 
Bäume unter Hochspan-
nungsleitungen bei 
gleichzeitiger Umwand-
lung in niedrig wachsen-
de heimische Gebüsch-
strukturen bei vorheriger 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde. 

   Ist im Sinne des Naturschut-
zes grundsätzlich positiv zu 
bewerten, da Gebüschstruk-
turen wichtige Lebensräume 
darstellen. Darüber hinaus 
werden diese Bereiche mit-
telfristig dauerhaft ungestört 
bleiben. 

� das Entfernen von Ne-
ophyten (z. B. Japanknö-
terich, Herkulesstaude, 
Drüsiges Springkraut) bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

   Unberührtheitsregelung für 
Tätigkeiten mit positiven 
Auswirkungen auf Natur-
haushalt. Bewusstsein für 
Neophytenproblematik hat 
seit Rechtskraft LP zuge-
nommen, Regelung war 
überfällig. 

� Maßnahmen mit mecha-
nischen Mitteln, soweit sie 
von positiver Wirkung für 
den lokalen Naturhaushalt 
sind, z. B. zur Erhaltung 

   Grundsätzlich positiv für den 
Naturhaushalt. 
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eines bestimmten Suk-
zessionsstadiums, bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

� die Umsetzung von Pfle-
gekonzepten, wie z.B. 
Pflege des Rheinufers bei 
vorheriger Anzeige an die 
untere Landschaftsbehör-
de. 

   Vorab mit der unteren Land-
schaftsbehörde abgestimmt; 
auch hier grundsätzlich posi-
tive Auswirkungen auf Na-
turhaushalt, bzw. vertretba-
rer Kompromiss zwischen 
Naturschutzbelangen und 
Anwohnerinteressen. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� die Entnahme von Pflan-
zen zu wissenschaftlichen 
Zwecken bzw. für land-
schaftsökologische Unter-
suchungen. 

   Die Formulierung als Aus-
nahme ermöglicht eine Prü-
fung und ggf. Versagung 
durch die ULB. 

� die Durchführung tempo-
rärer Veranstaltungen (z. 
B. Sommerfeste, Schüt-
zenfeste, Kulturveranstal-
tungen, Wander-, Lauf- 
und Radsportveranstal-
tungen), die außerhalb 
des Geltungsbereichs der 
Grünflächenordnung statt-
finden und nicht als Tradi-
tionsveranstaltung im 

   Ausnahme für temporäre 
Veranstaltungen außerhalb 
des Geltungsbereichs der 
Grünflächenordnung, mit nur 
vorübergehenden, geringen 
Beeinträchtigungen. 
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Sinne der „Nicht betroffe-
nen Nutzungen“ Nr. 6 gel-
ten, soweit keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft 
hervorgerufen werden. 

     

2. wildlebenden Tieren 
nachzustellen, sie mut-
willig ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, 
zu ihrem Fang geeignete 
Vorrichtungen anzubrin-
gen, sie zu fangen, zu 
töten, ihre Puppen, Lar-
ven, Eier, Nester und 
sonstigen Brut- oder 
Wohnstätten fortzuneh-
men oder zu beschädi-
gen sowie sie auf andere 
Weise in ihrer Fortpflan-
zung zu behindern. 

Als Beitrag zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und als Gegen-
steuern zum bedrohlichen 
Artenrückgang ist dieser 
allgemeine Schutz wildle-
bender Tiere gerade in groß-
städtischen bzw. stadtnahen 
Schutzgebieten von beson-
derer Bedeutung. 

2. wildlebenden Tieren 
nachzustellen, sie mut-
willig ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, 
zu ihrem Fang geeignete 
Vorrichtungen anzubrin-
gen, sie zu fangen, zu 
töten, ihre Puppen, Lar-
ven, Eier, Nester und 
sonstigen Brut- oder 
Wohnstätten fortzuneh-
men oder zu beschädi-
gen sowie sie auf andere 
Weise in ihrer Fortpflan-
zung zu behindern. 

Als Beitrag zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und als Gegen-
steuern zum bedrohlichen 
Artenrückgang ist dieser 
allgemeine Schutz wildle-
bender Tiere (siehe auch 
§§ 62 und 63 LG) gerade in 
großstädtischen bzw. stadt-
nahen Schutzgebieten von 
besonderer Bedeutung. 

Das Verbot wurde nicht ver-
ändert. 

Erläuterung : 
 
Konkreter Hinweis auf arten-
schutzrechtliche Paragra-
phen gestrichen. 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des Bundesjagdgesetzes. 

Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 
Wildäckern oder der Bau von 
Hochsitzen, fallen nicht unter 
diese Unberührtheitsrege-

die ordnungsgemäße Jagd 
im engeren Sinne des 
§ 1 Abs. 4 BJG vom Verbot 
2. 

Siehe auch hierzu Gliede-
rungspunkt 1.5.  
Alle anderen Verbote gelten 
uneingeschränkt.  
Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 

Allgemeine Unberührtheits-
regelung Nr. 4 wurde inhalt-
lich unverändert übernom-
men. Lediglich vom allge-
meinen in den speziellen Teil 
verschoben. 
 
Erläuterung verkürzt, da 
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lung. Wildäckern oder der Bau von 
Hochsitzen, fallen nicht unter 
diese Unberührtheitsrege-
lung. Solche Tätigkeiten be-
dürfen einer Befreiung gem. 
§ 69 LG, soweit sie unter die 
Verbotsregelungen des LP 
fallen. 

Eine ordnungsgemäße 
Jagdausübung umfasst ins-
besondere auch die Ver-
pflichtung, gem. § 1 BJagdG, 
die Wildbestände den land-
schaftlichen und landeskultu-
rellen Verhältnissen ange-
passt zu halten. Großflächi-
ge Schäden an der Vegetati-
on innerhalb und außerhalb 
des Waldes, z. B. durch 
Wildverbiss oder Wildschä-
den, deuten auf eine zu hohe 
Wilddichte hin. Soweit diese 
gegeben ist, muss im Rah-
men der ordnungsgemäßen 
Jagdausübung gemäß 
§ 1 Abs. 4 BJagdG eine ver-
stärkte Bejagung des jeweili-
gen Schadwildes erfolgen. 

auch hier die einschlägigen 
Regelungen des Jagdrechts 
aussagekräftiger sind als die 
Auszüge im Landschafts-
plan. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� die Entnahmen von Tie-
ren zu wissenschaftlichen 

   Im zugelassenen Rahmen 
unbedenklich. Gleichzeitig 
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Zwecken bzw. für land-
schaftsökologische Unter-
suchungen. 

Quelle für Daten. 

     

3. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen sowie 
Tiere einzubringen bzw. 
auszusetzen oder anzu-
siedeln. 

In geschützten Landschafts-
bestandteilen sollen Tiere 
und Pflanzen generell nicht 
eingebracht werden, da Be-
einträchtigungen besonders 
schutzwürdiger Biozönosen 
(Lebensgemeinschaften) die 
Folge sein können und ggf. 
unbedingt zu erhaltende Po-
pulationen (z. B. seltene 
Amphibienarten) durch un-
kontrolliertes Aussetzen an-
derer - auch gebietstypischer 
- Arten zum Erlöschen ge-
bracht werden können. Ein-
geschlossen ist das Ausset-
zen von Fischen in geschütz-
ten Gewässern (Besatzmaß-
nahmen) sowie von Wild. 

 

3. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen sowie 
Tiere einzubringen bzw. 
auszusetzen oder anzu-
siedeln. 

In geschützten Landschafts-
bestandteilen sollen Tiere 
und Pflanzen grundsätzlich 
nicht eingebracht werden, da 
Beeinträchtigungen beson-
ders schutzwürdiger Biozö-
nosen (Lebensgemeinschaf-
ten) die Folge sein können 
und ggf. unbedingt zu erhal-
tende Populationen (z. B. 
seltene Amphibienarten) 
durch unkontrolliertes Aus-
setzen anderer - auch ge-
bietsspezifischer - Arten zum 
Erlöschen gebracht werden 
können. Eingeschlossen ist 
das Aussetzen von Fischen 
in geschützten Gewässern 
(Besatzmaßnahmen) sowie 
von Wild.  

Siehe auch die Erläuterun-
gen zum allgemeinen Verbot 
3 und die zur nicht betroffe-
nen Nutzung Nr. 4 in Land-
schaftsschutzgebieten. 

Erläuterung: Hinweis auf 
LSG-Regelungen gestrichen, 
da nicht mehr existent. 

Verbot in Bezug auf Angel-
regelung im Rahmen der 
NSG-Überarbeitung. 
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4. die Versiegelung von 
Feldwegen und Flächen 
- insbesondere im Kron-
entraufbereich der Bäu-
me - sowie andere Maß-
nahmen zur Verdichtung 
des Bodens. 

Das Verbot zielt auf die Er-
haltung von Grundwasseran-
reicherungsflächen, auf die 
Gewährleistung der Wasser-
versorgung des Wurzelrau-
mes von Bäumen und Sträu-
chern sowie die Erhaltung 
des Lebensraumes von In-
sekten und sonstigen 
Kleinstlebewesen. 

4. die Versiegelung von 
Feldwegen und Flächen 
- insbesondere im Trauf-
bereich der Bäume 
(Kronenbereich) - sowie 
andere Maßnahmen zur 
Verdichtung des Bo-
dens. 

Das Verbot zielt auf die Er-
haltung von Grundwasseran-
reicherungsflächen, auf die 
Gewährleistung der Wasser-
versorgung des Wurzelrau-
mes von Bäumen und Sträu-
chern sowie die Erhaltung 
des Lebensraumes von In-
sekten und sonstigen 
Kleinstlebewesen. 

Verbot unverändert, lediglich 
Begriff „Kronenbereich“ kon-
kretisiert. 

     

5. bauliche Anlagen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 
BauO NW als auch 
Straßen, Wege und Plät-
ze zu errichten, zu än-
dern oder, auch wenn 
sie keiner bauaufsichtli-
chen Genehmigung be-
dürfen, sowie die Au-
ßenseite bestehender 
baulicher Anlagen zu 
ändern. Die Nutzungs-
änderung steht der Än-
derung gleich. 

Hierdurch sollen nachteilige 
Veränderungen von Natur 
und Landschaft auf das un-
bedingt notwendige Maß 
beschränkt werden, um für 
die Zukunft die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter zu gewähr-
leisten sowie Beeinträchti-
gungen des Orts- und Land-
schaftsbildes zu vermeiden. 
Die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des allge-
meinen und besonderen 
Artenschutzes bleiben unbe-
rührt. 

5. bauliche Anlagen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 
BauO NW als auch 
Straßen, Wege und 
Plätze zu errichten oder 
zu ändern, auch wenn 
sie keiner bauaufsichtli-
chen Genehmigung be-
dürfen sowie die Außen-
seite bestehender bauli-
cher Anlagen zu ändern. 
Die Nutzungsänderung 
steht der Änderung 
gleich. 

Hierdurch sollen nachteilige 
Veränderungen von Natur 
und Landschaft auf das un-
bedingt notwendige Maß 
beschränkt werden, um für 
die Zukunft die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter zu gewähr-
leisten sowie Beeinträchti-
gungen des Orts- und Land-
schaftsbildes zu vermeiden. 
Klarstellend wird darauf hin-
gewiesen, dass im Folgen-
den verschiedene konkret 
genannte bauliche Anlagen 
gesondert verboten werden. 
Diese Verbotsregelungen 
sind jeweils besonders erläu-
tert. 

Verbot unverändert. 

Erläuterung: 
um Hinweis auf Artenschutz 
ergänzt. 
Hinweise auf die im LP nach-
folgend aufgeführten Ver-
botsbestimmungen gestri-
chen; da sich dies beim wei-
teren Lesen ohnehin er-
schließt. 
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Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� die Pflege und Rekon-
struktion von Denkmalen 
im Sinne des § 2 DschG 
NW mit Ausnahme vom 
Verbot 1bei vorheriger 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde. 

Die Beseitigung ökologisch 
wertvoller Vegetationsbe-
stände im Zuge von Rekon-
struktionsarbeiten oder die 
Veränderung der Umgebung 
eines Denkmales (z. B. Hof-
anlagen) ist hiermit nicht 
gemeint, da hier i.d.R. ein 
Eingriff vorliegt. 

� die Pflege und Rekon-
struktion von Denkmalen 
im Sinne des § 2 DschG 
NW mit Ausnahme vom 
Verbot 1, soweit die 
Grundsätze §§ 1 bis 3 LG 
beachtet werden. 

Die Beseitigung ökologisch 
wertvoller Vegetationsbe-
stände im Zuge von Rekon-
struktionsarbeiten oder die 
Veränderung der Umgebung 
eines Denkmales (z. B. Hof-
anlagen) ist hiermit nicht 
gemeint, da hier i.d.R. ein 
Eingriff gemäß §§ 4 bis 6 LG 
vorliegt. Siehe auch 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 LG. 

Aktuelle Unberührtheitsrege-
lung Nr. 2 direkt Verbot 5 
zugeordnet. 
Anzeigepflicht aufgenom-
men. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� die Erweiterung von zu-
lässigen Bestandsbauten 
um maximal 20% der ur-
sprünglichen Bestandsflä-
che, soweit keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft 
hervorgerufen werden 
und das Vorhaben an-
sonsten rechtlich zulässig 
ist. 

    

� nicht baugenehmigungs-
pflichtige Anlagen und 
Änderungen gemäß BauO 
NRW. 

   Z. B. Schutzhütten für Wan-
derer, offene Tierunterstän-
de, Gewächshäuser im Sin-
ne des § 35 Abs. 1 Nrn. 1 
und 2 und § 201 BauGB. 
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� Nutzungsänderungen 
innerhalb des Gebäude-
bestandes, wenn die 
Maßnahmen artenschutz-
rechtlich zulässig sind. 

    

     

6. ober- und unterirdische 
Leitungen aller Art, Zäu-
ne oder andere Einfrie-
dungen zu errichten, zu 
verlegen oder zu ändern. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung von Störungen des 
Grundwasserhaushaltes und 
des Bodens schutzwürdiger 
Bereiche wie auch der Ge-
währleistung eines freien 
Wildwechsels sowie des 
freien Zugangs zur Land-
schaft für Erholungssuchen-
de. 

6. ober- und unterirdische 
Versorgungs-, Entsor-
gungs- oder Material-
transportleitungen (Frei- 
oder Rohrleitungen), 
Zäune oder andere Ein-
friedungen zu errichten, 
zu verlegen oder zu än-
dern. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung von Störungen des 
Grundwasserhaushaltes 
schutzwürdiger Bereiche wie 
auch der Gewährleistung 
eines freien Wildwechsels 
sowie des freien Zugangs 
zur Landschaft für Erho-
lungssuchende. 

Sprachliche Vereinfachung 
des Verbotstatbestandes. 
Nennung des Schutzguts 
Boden. 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� ortsübliche Kultur- und 
Weidezäune im Rahmen 
der ordnungsgemäßen 
Forst- und Landwirtschaft. 

 � ortsübliche Kultur- und 
Weidezäune im Rahmen 
der ordnungsgemäßen 
Forst- und Landwirtschaft. 

 Aktuelle Unberührtheitsrege-
lung Nr. 1 direkt Verbot 6 
zugeordnet. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� Leitungen im Bereich voll 
versiegelter Straßen und 
Wege, soweit der Wurzel-
bereich von Bäumen nicht 
beeinträchtigt wird. 
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� Hausanschlussleitungen 
auf Hausgrundstücken. 

   Ausnahmeregelungen auf-
genommen, die in der Regel 
keine oder nur geringe Aus-
wirkungen auf den Natur-
haushalt oder das Land-
schaftsbild haben, die aber 
bei größerer Wirkung nach 
Prüfung durch die ULB ggf. 
versagt werden können. 

     

7. Aufschüttungen, Verfül-
lungen, Abgrabungen, 
Ausschachtungen oder 
Verfestigungen vorzu-
nehmen oder die Boden- 
oder Geländegestalt auf 
andere Weise zu verän-
dern. 

Das Verbot zielt auf die 
grundsätzliche Erhaltung der 
vorhandenen landschaftli-
chen Strukturen mit ihren 
jeweiligen Lebensräumen für 
Pflanzen und Tiere und auf 
die Sicherung des Land-
schaftsbildes. Es dient so-
wohl der Verhinderung von 
Landschaftsschäden durch 
weitere Kiesgrubenauf-
schlüsse, als auch dem 
Schutz hochwertiger Berei-
che, wie z. B. feuchter Sen-
ken oder ökologisch wertvol-
ler Brachflächen, vor der 
Inanspruchnahme als Grund-
fläche für Erdwälle aus 
Lärmschutzgründen. 

 

7. Aufschüttungen, Verfül-
lungen, Abgrabungen 
oder Ausschachtungen 
vorzunehmen oder die 
Bodengestalt auf andere 
Weise zu verändern. 

Das Verbot zielt auf die 
grundsätzliche Erhaltung der 
vorhandenen landschaftli-
chen Strukturen mit ihren 
jeweiligen Lebensräumen für 
Pflanzen und Tiere und auf 
die Sicherung des Land-
schaftsbildes. Es dient so-
wohl der Verhinderung von 
Landschaftsschäden durch 
weitere Kiesgrubenauf-
schlüsse, als auch dem 
Schutz hochwertiger Berei-
che, wie z. B. feuchter Sen-
ken oder ökologisch wertvol-
ler Brachflächen, vor der 
Inanspruchnahme als Grund-
fläche für Erdwälle aus 
Lärmschutzgründen. 

Klarstellend wird darauf hin-
gewiesen, dass der Umbruch 

Sprachliche Konkretisierung 
des Verbotstatbestandes. 
Hinweis auf ordnungsgemä-
ße Acker- und Gartennut-
zung gestrichen. 
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oder das Umgraben von 
Acker- oder Gartenböden im 
Rahmen der ordnungsge-
mäßen Nutzung vom Verbot 
nicht betroffen ist. 

     

8. feste oder flüssige Stoffe 
sowie Gegenstände, die 
geeignet sind, den Na-
tur-, Boden- oder Was-
serhaushalt erheblich 
oder nachhaltig zu be-
einträchtigen (insbeson-
dere Biozide, Pflanzen-
schutzmittel, organische 
und mineralische Dün-
ger, Jauche, Festmist, 
Klärschlamm, Grünabfäl-
le), zu verwenden oder 
zu lagern. 
Ferner ist verboten, Ab-
fälle zu behandeln, zu 
lagern oder sich dieser 
Abfälle zu entledigen. 

Schädliche Einwirkungen auf 
schutzwürdige Bereiche und 
Störungen des Landschafts-
bildes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist die Beseitigung 
von Gartenabfällen. 

8. Abfälle oder Altmaterial 
wegzuwerfen oder zu la-
gern und Abfallbeseiti-
gungsanlagen ein-
schließlich Recyclingan-
lagen zu errichten sowie 
rechtswidrig errichtete 
Anlagen zu betreiben. 

Schädliche Einwirkungen auf 
schutzwürdige Bereiche und 
Störungen des Landschafts-
bildes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist die Beseitigung 
von Gartenabfällen. 

Berücksichtigung des Abfall-
begriffs nach Kreislaufwirt-
schaftsgesetz. 

Neuformulierung mit Unter-
scheidung zwischen Abfällen 
und „Stoffen“. 
 
Streichung der Anlagen, da 
deren Errichtung und Betrieb 
bereits durch Verbot Nr. 5 
untersagt ist. 

     

9. Feste Werbeanlagen im 
Sinne des § 13 Abs. 1 
BauO NRW und mobile 
Werbeanlagen zu errich-
ten, anzubringen, aufzu-
stellen oder rechtswidrig 

Zu den Werbeanlagen im 
Sinne der BauO NRW gehö-
ren insbesondere Schilder, 
Beschriftungen, Bemalun-
gen, Lichtwerbungen, 
Schaukästen sowie für Zet-

9. Werbeanlagen im Sinne 
des § 13 Abs. 1 BauO 
NW zu errichten, anzu-
bringen oder rechtswid-
rig errichtete zu betrei-

Das Verbot dient der Siche-
rung des Landschaftsbildes. 

Ausdehnung auf mobile 
Werbeanlagen.. 
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errichtete zu betreiben, 
auch wenn sie baurecht-
lich genehmigungsfrei 
sind. 

tel- und Bogenanschläge 
oder Lichtwerbung bestimm-
te Säulen, Tafeln und Flä-
chen. 
Das Verbot soll die Beein-
trächtigung des Land-
schaftsbildes im gesamten 
Geltungsbereich des Land-
schaftsplans verhindern. 

ben. 

Unberührt davon:     

� gesetzlich vorgeschriebe-
ne Beschilderungen. 

Ortsschilder, Verkehrsschil-
der, Hinweisschilder für 
Schutzgebiete u.s.w. 

   

� das temporäre Aufstellen 
von Werbeträgern im 
Rahmen von Wahlwer-
bung. 

    

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 

    

� baurechtlich genehmi-
gungsfreie Werbeanla-
gen für zeitlich begrenz-
te Veranstaltungen. 

   Ausnahmeregelung für Wer-
beanlagen, die nur geringe 
Wirkung auf das Land-
schaftsbild haben 

� baurechtlich genehmi-
gungsfreie Werbeanla-
gen an der Stätte der 
Leistung. 

   Siehe vor. 
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10. mobile Verkaufsstände, 
Verkaufswagen oder 
Warenautomaten aufzu-
stellen sowie rechtswid-
rig aufgestellte zu betrei-
ben. 

Hierdurch sollen Störungen 
des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes sowie 
wilde Müllablagerungen 
vermieden werden. 
Stationäre Einrichtungen 
sind als bauliche Anlagen 
unter Verbot Nr. 5 erfasst. 

10. in Waldgebieten und in 
Grünflächen im Sinne 
der Grünflächenordnung 
mobile Verkaufsstände, 
Verkaufswagen oder 
Warenautomaten aufzu-
stellen sowie rechtswid-
rig aufgestellte zu 
betreiben. 

Hierdurch sollen Störungen 
des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes sowie 
wilde Müllablagerungen 
vermieden werden.  
Stationäre Einrichtungen 
sind als bauliche Anlagen 
unter Verbot Nr. 5 erfasst. 

Beschränkung des Verbotes 
auf Waldgebiete und Grün-
flächenordnung aufgehoben; 
Verbot jetzt generell wirk-
sam. 

     

11. außerhalb der für den 
öffentlichen Straßenver-
kehr zugelassenen We-
ge und Parkplätze zu 
fahren oder zu parken. 

Schädigungen der Land-
schaft durch Kraftfahrzeuge, 
Kutschen, Fahrräder, oder 
andere Fahrzeuge sollen 
hierdurch vermieden werden 
wie auch Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger. 

11. außerhalb der für den 
öffentlichen Straßenver-
kehr zugelassenen We-
ge und Parkplätze zu 
fahren oder zu parken. 

Schädigungen der Land-
schaft durch Kraftfahrzeuge 
und Geländefahrräder sollen 
hierdurch vermieden werden 
wie auch Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger 

Verbot unverändert. 
 
Erläuterung: 
Klarstellung, dass dieses 
Verbot für Fahrzeuge aller 
Art gilt und nicht nur für KFZ 
und Geländefahrräder. 
 

Unberührt davon:     

� Gesetzlich zulässige Nut-
zungen, wie etwa für 
Fahrräder, Krankenfahr-
stühle oder Kutschen im 
Wald oder der freien 
Landschaft bleiben unbe-
rührt 

   Das Fahren im Wald regelt § 
3 Abs. 1e LFoG, in der freien 
Landschaft die §§ 49 und 50 
LG. 

Ausgenommen davon (auf 
Antrag): 
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� das Fahren und Parken 
aus besonderem Grund, 
wie z.B. temporärer Anlie-
ferverkehr, Felduntersu-
chungen und Kartierarbei-
ten. 

    

     

12. Motorsportveranstaltun-
gen und Veranstaltun-
gen für den motorbetrie-
benen Modellsport 
durchzuführen sowie 
motorbetriebene Modelle 
von Fluggeräten und 
Wasserfahrzeugen zu 
betreiben. 

Schädigungen der Land-
schaft, Störungen der Tier-
welt und Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger sollen 
hierdurch vermieden werden. 
Das Verbot gilt auch für im 
Sinne des Verbots 11 zuge-
lassenen Wege und Park-
plätze. 

12. Motorsportveranstaltun-
gen mit Kraftfahrzeugen 
oder Motorflugzeugen 
durchzuführen sowie 
Motorflugmodelle zu 
betreiben außerhalb von 
Flugplätzen oder ähnli-
chen Veranstaltungsor-
ten. 

Schädigungen der Land-
schaft, Störungen der Tier-
welt und Belästigungen der 
eine stille Erholung suchen-
den Spaziergänger sollen 
hierdurch vermieden werden. 
Das Verbot gilt auch für im 
Sinne des Verbots 11 zuge-
lassenen Wege und Park-
plätze. 

Motorsportveranstaltungen 
auf jede Art von Fahrzeugen 
und deren Modelle, also 
auch Wasserfahrzeuge, er-
weitert. 
Zusätzlich wird die Nutzung 
von motorbetriebenen Was-
serfahrzeugmodellen unter-
sagt. 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� Die Benutzung von Motor-
flugmodellen innerhalb 
genehmigter Bereiche (z. 
B. Flugplätze). 

   Unberührtheit aus Verbot 12 
übernommen. 

� Die Benutzung ungefähr-
licher Kinderspielzeuge im 
Geltungsbereich der 
Grünflächenordnung. 
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13. unverändert unverändert   unverändert 

     

14. unverändert unverändert   unverändert 

     

15. unverändert unverändert   unverändert 

     

16. Hunde unangeleint lau-
fen zu lassen in Gebü-
schen, Feldgehölzen 
und im Uferbereich ste-
hender oder fließender 
Gewässer. 

Diese Bereiche sind oftmals 
letzte Rückzugsräume be-
drohter Tierarten. Durch frei 
herumlaufende Hunde wer-
den wildlebende Tiere stark 
beunruhigt, was zu einer 
Abwanderung gefährdeter 
Tierpopulationen führen 
kann. 

16. Hunde - ohne sie anzu-
leinen - frei laufen zu 
lassen in Gebüschen, 
Feldgehölzen, Wald und 
im Uferbereich stehen-
der oder fließender Ge-
wässer. 

Diese Bereiche sind oftmals 
letzte Rückzugsräume be-
drohter Tierarten. Durch frei 
herumlaufende Hunde wer-
den wildlebende Tiere stark 
beunruhigt, wodurch im Ex-
tremfall eine Abwanderung 
gefährdeter Tierpopulationen 
ausgelöst werden könnte. 
Siehe auch §§ 62 Nr. 1 und 
63 LG. 

Gemäß § 2 LFoG: besteht 
Anleinpflicht für Hunde im 
Wald nur außerhalb von 
Wegen, daher im Verbot 
„Wald“ gestrichen. 
 
Verbot und Erläuterung 
sprachlich überarbeitet, Hin-
weis auf konkrete gesetzli-
che Artenschutzregelungen 
gestrichen. 
 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� der unangeleinte Auslauf 
von Hunden auf den nach 
Grünflächenordnung aus-
gewiesenen Hundefrei-
laufflächen nach den dort 
benannten Maßgaben. 

Ausschließlich auf den als 
Hundefreilaufflächen ge-
kennzeichneten Bereichen 
werden mögliche Störeffekte 
in Kauf genommen. 

  Harmonisierung LP und 
Grünflächenordnung. 
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� Das Laufenlassen von 
Hunden bei der Wildfolge 
auf angeschossenes Wild. 

 � Das Laufenlassen von 
Hunden bei der Wildfolge 
auf angeschossenes Wild. 

 Das Laufenlassen von Hun-
den bei der Wildfolge war 
bereits Gegenstand der all-
gemeinen Unberührtheitsre-
gelung Nr. 4. Wurde Inhalt-
lich übernommen und vom 
allgemeinen in den speziel-
len Teil verschoben. 

     

17. Feuer zu machen, zu 
unterhalten und zu gril-
len sowie brennende 
oder glimmende Ge-
genstände wegzuwerfen 
wie auch solche, die ge-
eignet sind, Feuer zu 
verursachen sowie das 
Abbrennen von Feuer-
werken. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung unkontrollierter 
Brände und der Erhaltung 
der Kleintier- und Insekten-
welt sowie des Bodenlebens. 
Weiterhin sollen Beunruhi-
gungen der Tierwelt vermie-
den werden. 

17. Feuer zu machen sowie 
brennende oder glim-
mende Gegenstände 
wegzuwerfen wie auch 
solche, die geeignet 
sind, Feuer zu verursa-
chen. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung unkontrollierter 
Brände und der Erhaltung 
der Kleintier- und Insekten-
welt sowie des Bodenlebens. 
Auf Feldrainen, Böschungen, 
nicht bewirtschafteten Flä-
chen und an Wegrändern gilt 
dieses Verbot auch außer-
halb von Schutzgebieten 
ganzjährig für das gesamte 
Landesgebiet gemäß 
§ 64 Abs. 1 Nr. 1 LG. 

Erweiterung auf das Abbren-
nen von Feuerwerken und 
auf das Unterhalten von 
Feuer, da bei Ahndung nicht 
nur das Anzünden, sondern 
auch das Unterhalten eines 
Feuers relevant. Das Grillen 
wird explizit erwähnt. 
Hinweis auf § 64 LG gestri-
chen. 

Unberührt davon:     

� das Grillen mit geeigne-
tem Grillgerät in öffentli-
chen Grünflächen im Gel-
tungsbereich der Grünflä-
chenordnung der Stadt 
Köln nach den dort vor-
gegebenen Maßgaben. 

   Harmonisierung Land-
schaftsplan / Grünflächen-
ordnung. 
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� Das Grillen auf umfriede-
ten Grundstücken, die 
überwiegend der Freizeit-
gestaltung dienen wie z. 
B. Kleingartenanlagen 
oder Sportanlagen. 

    

� Das Abbrennen von Sil-
vesterfeuerwerk am 31. 
Dezember und 01. Januar 
nach den Maßgaben des 
Sprengstoffrechts. Die ar-
tenschutzrechtlichen Be-
lange bleiben unberührt. 

    

     

18. entfällt  18. die Bodendecke (Vege-
tation) auf den Banket-
ten der Wirtschaftswege, 
auf Böschungen, Stra-
ßenbegleitgrün, Feldrai-
nen und sonstigen Weg-
rändern mit mechani-
schen, chemischen oder 
sonstigen Mitteln niedrig 
zu halten oder zu ver-
nichten sowie durch Auf-
trag von Dünge- und 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln dortselbst die na-
türliche Entwicklung zu 
beeinflussen oder zu 
verhindern. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung von Lebensräumen für 
bedrohte Tier- und Pflanzen-
arten, insbesondere auch 
der Erhaltung bedrohter 
Ackerwildkräuter. Einge-
schlossen sind die Böschun-
gen an Straßen und Bahnli-
nien sowie Uferböschungen. 
Das Mahd- und Beschädi-
gungsverbot für Feldwege-
böschungen erfolgt u.a. in 
Wahrnehmung städtischer 
Eigentumsrechte mit dem 
Ziel der Bestandssicherung 
dieser potentiellen Sukzessi-
onsflächen. 

Regelungen in Verbot Nr. 1 
integriert. 
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19. der Umbruch oder die 
Umwandlung von Dau-
ergrünland, Feuchtge-
bieten oder Nasswiesen, 
Brachen oder sonstigen 
nicht bewirtschafteten 
Flächen in Ackerland 
oder eine sonstige ande-
re Nutzung. 

Das Verbot dient dem 
Schutz dieser Biotoptypen 
und ihrer speziellen Flora 
und Fauna. Ein derartiger 
Umbruch stellt i.d.R. eine 
massive Veränderung eines 
geschützten Gebietes mit 
der Folge einer nachhaltigen 
Störung der vorhandenen 
Wechselbeziehungen des 
Naturhaushaltes dar. Gerade 
die Lebensräume auf Grün-
land angewiesener Tierarten 
sind landes- und bundesweit 
durch Umstellungen in der 
landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung bedroht. 

19. der Umbruch oder die 
Umwandlung von Grün-
land, Feuchtgebieten 
oder Nasswiesen, Bra-
chen oder sonstigen 
nicht bewirtschafteten 
Flächen in Ackerland 
oder eine sonstige ande-
re Nutzung. 

Das Verbot dient dem 
Schutz dieser Biotoptypen 
und ihrer speziellen Flora 
und Fauna. Ein derartiger 
Umbruch stellt i.d.R. eine 
massive Veränderung eines 
geschützten Gebietes mit 
der Folge einer nachhaltigen 
Störung der vorhandenen 
Wechselbeziehungen des 
Naturhaushaltes dar. Gerade 
die Lebensräume auf Grün-
land angewiesener Tierarten 
sind landes- und bundesweit 
durch Umstellungen in der 
landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung bedroht. 

sprachlich angepasst. 

     

20. stehende und fließende 
Gewässer - also auch 
Fischteiche und sonstige 
künstliche Gewässer – 
anzulegen, zu verän-
dern, zu beseitigen oder 
deren Böschungen zu 
beeinträchtigen. 

Mittel- und unmittelbare Stö-
rungen im Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes der 
Schutzgebiete über Verän-
derungen des Wasserhaus-
haltes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist das Entneh-
men oder Ableiten von 
Grundwasser aus feuchtem 
Grünland oder sonstigen 
Feuchtgebieten durch Ent-

20. Gewässer - also auch 
Fischteiche und sonstige 
künstliche Gewässer - 
anzulegen oder zu ver-
ändern. 

Mittel- und unmittelbare Stö-
rungen im Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes der 
Schutzgebiete über Verän-
derungen des Wasserhaus-
haltes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Zur langfris-
tigen Erhaltung der Lebens-
grundlagen des Menschen 
ist insbesondere die Siche-
rung des Grundwasserhaus-
haltes einschließlich der 

Verbotstatbestand sprachlich 
überarbeitet. 

Erläuterung gestrafft, da 
fachliche Details zum Teich-
bau nicht im LP erläutert 
werden müssen. 
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wässerungsgräben sowie 
sonstige bauliche Entwässe-
rungsmaßnahmen, die der 
Beseitigung von Staunässe 
dienen. 

Gewässergüte von heraus-
ragender Bedeutung. Folien-
teiche in der freien Land-
schaft sollen hierdurch ver-
hindert werden, da dadurch 
nur mittelfristig eine Verbes-
serung des Naturhaushaltes 
zu erwarten ist, längerfristig 
jedoch mit der Zerstörung 
der Abdichtungen und damit 
dem erneuten Wegfall eines 
Lebensraumes gerechnet 
werden muss. Hierin einge-
schlossen ist das Entneh-
men oder Ableiten von 
Grundwasser aus feuchtem 
Grünland oder sonstigen 
Feuchtgebieten durch Ent-
wässerungsgräben sowie 
sonstige bauliche Entwässe-
rungsmaßnahmen, die der 
Beseitigung von Staunässe 
dienen. 

     

21. der Auftrag von Pflan-
zenbehandlungsmitteln 
jeder Art, insbesondere 
der Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln 
in Waldflächen zur Ver-
hinderung oder Beseiti-
gung von unerwünsch-
tem Aufwuchs oder 

Das Verbot dient dem 
Schutz der Mikrofauna und 
der Krautschicht sowie der 
ungestörten Bodenentwick-
lung und dem Schutz des 
Grundwassers. Die Neben-
wirkungen von Pflanzenbe-
handlungsmitteln auf andere 
wildwachsende Pflanzen, 

21. der Auftrag von Pflan-
zenbehandlungsmitteln 
jeder Art, insbesondere 
der Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln 
in Waldflächen zur Ver-
hinderung oder Beseiti-
gung von unerwünsch-
tem Aufwuchs oder 

Das Verbot dient dem 
Schutz der Mikrofauna und 
der Krautschicht sowie der 
ungestörten Bodenentwick-
lung und dem Schutz des 
Grundwassers. Die Neben-
wirkungen von Pflanzenbe-
handlungsmitteln auf andere 
wildwachsende Pflanzen, 

Verbot unverändert. 
 
Erläuterung lediglich etwas 
gestrafft. 
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Schadenssymptomen 
sowie in der Zeit vom 
01.03. - 30.11. eines je-
den Jahres das Ausbrin-
gen von Kalk in Waldbe-
ständen. 

Tiere, den Boden und das 
Grundwasser stellen oftmals 
vermeidbare Beeinträchti-
gungen dar. Ein Kalkauftrag 
auf den Waldboden außer-
halb der Winterperiode führt 
zu einer erheblichen Beein-
trächtigung der Insektenfau-
na einschließlich ihres Le-
bensraumes, teilweise zur 
vollständigen Vernichtung. 
Wegen des besonderen Stel-
lenwertes der Insekten im 
Wirkungsgefüge des Natur-
haushalts sind diese in be-
sonderem Maße zu schützen 
und zu pflegen, insbesonde-
re auch im Hinblick auf die 
Erhaltung ihrer Fortpflan-
zungsmöglichkeiten. 

Schadenssymptomen 
sowie in der Zeit vom 
01.03. - 30.11. eines je-
den Jahres das Ausbrin-
gen von Kalk in Waldbe-
ständen. 

Tiere, den Boden und das 
Grundwasser stellen oftmals 
vermeidbare Beeinträchti-
gungen dar (§ 3 LG). 

Soweit Schäden an Wald-
bäumen - auch zur Erhaltung 
der wirtschaftlichen Nut-
zungsfähigkeit - nur durch 
geeignete chemische Mittel 
verhindert oder begrenzt 
werden können, liegen i.d.R. 
die Voraussetzungen des 
§ 69 Abs. 1 lit. a) bb) und 
b) LG vor, sofern der Einsatz 
dieser Mittel nicht zu größe-
ren Beeinträchtigungen an 
anderen Teilen des Natur-
haushalts führt. Ein Kalkauf-
trag auf den Waldboden au-
ßerhalb der Winterperiode 
führt zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Insek-
tenfauna einschließlich ihres 
Lebensraumes, teilweise zur 
vollständigen Vernichtung. 
Wegen des besonderen Stel-
lenwertes der Insekten im 
Wirkungsgefüge des Natur-
haushalts sind diese in be-
sonderem Maße zu schützen 
und zu pflegen, insbesonde-
re auch im Hinblick auf die 
Erhaltung ihrer Fortpflan-
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zungsmöglichkeiten. 

     

22. unverändert unverändert   unverändert 

     

23. Erstaufforstungen. Die geschützten Land-
schaftsbestandteile haben 
als Bausteine eines Ver-
bundsystems große Bedeu-
tung für die Erhaltung der 
Artenvielfalt. 
Eingeschlossen ist die Anla-
ge von Baumschulen, Kurz-
umtriebsplantagen, 
Schmuckreisig- und Weih-
nachtsbaumkulturen. 

23. Erstaufforstungen. Die große Bedeutung der 
geschützten Landschaftsbe-
standteile als Bausteine ei-
nes Verbundsystems für die 
Erhaltung der Artenvielfalt im 
Ballungsraum Köln erfordert 
es - auch unter Beachtung 
des § 1 Abs. 3 LG -, Erstauf-
forstungen von einer Befrei-
ung nach § 69 LG abhängig 
zu machen. Eingeschlossen 
ist die Anlage von Baum-
schulen, Schmuckreisig- und 
Weihnachtsbaumkulturen. 

Verbot unverändert. 

Erläuterung: 
Verzicht auf Nennung des 
Befreiungserfordernisses. 
Im Zuge der Energiegewin-
nung aus schnell wachsen-
den Gehölzen gewinnen die 
Kurzumtriebsplantagen 
(KUP) zunehmend an Be-
deutung. Um von vorneher-
ein Gefährdungen auszu-
schließen, etwa aus arten-
schutzrechtlicher Sicht, soll 
die ULB schon bei der Anla-
ge von KUP beteiligt werden 

     

24. Wildfütterungen ein-
schließlich Kirrungen 
vorzunehmen sowie 
Wildäcker und Futter-
plätze anzulegen oder 
bestehende weiterhin zu 
nutzen bzw. zu betrei-
ben. 

Hierdurch sollen uner-
wünschte Nährstoffanreiche-
rungen als Folge konzentriert 
anfallender Exkremente des 
Wildes verhindert werden 
und Verfälschungen der Flo-
ra besonders empfindlicher 
Ökosysteme vermieden wer-

24. Wildfütterungen ein-
schließlich Kirrungen 
vorzunehmen sowie 
Wildäcker und Futter-
plätze anzulegen oder 
bestehende weiterhin zu 
nutzen bzw. zu betrei-
ben. 

Hierdurch sollen uner-
wünschte Nährstoffanreiche-
rungen als Folge konzentriert 
anfallender Exkremente des 
Wildes verhindert werden 
und Verfälschungen der Flo-
ra besonders empfindlicher 
Ökosysteme vermieden wer-

Verbot unverändert 
Erläuterung: 
Gesetzesverweis verallge-
meinert und gestrafft. 
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den. 
Die Vorschrift des Jagd-
schutzes nach Landesjagd-
gesetz bleibt hiervon im Er-
gebnis unberührt, da nur in 
wenigen - besonders 
schutzwürdigen - Bereichen 
eine Einschränkung erfolgt 
und somit Wildfütterungen in 
Notzeiten- z. B. in strengen 
Wintern mit durchgehend 
hoher Schneebedeckung - in 
ausreichendem Maß auf 
anderen Flächen erfolgen 
können. 

den. Dies betrifft vor allem 
auch Kirrungen (Anfütterun-
gen) an den ohnehin meist 
nährstoffreichen Flachge-
wässern. Hier besteht die 
Gefahr des Gewässer-
Umkippens aufgrund der 
künstlich, durch Anlocken, 
erhöhten Wasserwild-Dichte. 
Die Vorschrift des 
§ 25 Abs. 1 und 2 LJG NW 
bleibt hiervon im Ergebnis 
unberührt, da nur in wenigen 
- besonders schutzwürdigen 
- Bereichen eine Einschrän-
kung erfolgt und somit Wild-
fütterungen in Notzeiten 
gem. § 25 Abs. 1 Satz 1 LJG 
NW - z. B. in strengen Win-
tern mit durchgehend hoher 
Schneebedeckung - in aus-
reichendem Maß auf ande-
ren Flächen erfolgen kön-
nen. 

     

25. die Errichtung von Jagd-
kanzeln. 

Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sowie 
Beschädigungen oder Ver-
änderungen des Gebietes 
oder seiner Bestandteile 
sollen hierdurch vermieden 
werden. 

25. die Errichtung von Ansit-
zen jeder Art und die An-
lage von Jagdschneisen 
sowie die Nutzung nicht 
rechtmäßig errichteter 
oder angelegter derarti-
ger Einrichtungen. 

Hierdurch sollen nicht dem 
Landschaftsbild angepasste 
Hochsitze verhindert sowie 
die Beschädigung von Bäu-
men durch Freischneiden 
des Schussfeldes vermieden 
werden. Die Anlage von 
Jagdschneisen beinhaltet in 

An NSG-Regelung Verbot 
Nr. 28 angepasst. 
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der Regel Eingriffe in Vege-
tationsbestände. 

     

Unberührt davon ist:     

� die Errichtung offener 
Ansitzleitern, möglichst 
mobiler Art, soweit keine 
Beschädigung der Bäu-
me, z. B. durch Frei-
schneiden des Schussfel-
des, keine Anlage von 
Jagdschneisen und keine 
Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes erfolgt 
nach vorheriger Anzeige 
bei der unteren Land-
schaftsbehörde. 

   Systematisch jetzt als Unbe-
rührtheit. 
Aus Erläuterung der Verbots-
regelung NSG inhaltlich 
übernommen. 

     

26. Geocache-Behälter in 
oder an Bäumen incl. 
des Kronentraufberei-
ches und in stehenden 
oder fließenden Gewäs-
sern incl. der Uferberei-
che zu verstecken, an-
zubringen oder nach den 
Geocache-Behältern zu 
suchen. 

Hierdurch sollen in den be-
sonders empfindlichen Be-
reichen Störungen für die 
Tierwelt vermieden und eine 
möglichst ungestörte Vege-
tationsentwicklung insbe-
sondere für trittempfindliche 
Flächen gewährleistet wer-
den. 

  neu 
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27. ungenehmigte Veran-
staltungen aller Art 
durchzuführen oder an 
ihnen teilzunehmen. 

Hierdurch sollen Beeinträch-
tigungen des Naturhaushalts 
vermieden und Schäden 
verhindert werden. Das Ver-
bot umfasst private wie auch 
gewerbliche Veranstaltun-
gen, Ansammlungen, Partys 
sowie unorganisierte Zu-
sammenkünfte (z. B. über 
soziale Netzwerke wie Face-
book). 

  neu 

     

28. Slacklining und andere, 
baumschädigende 
Sportarten. 

   Um Schäden an Bäumen zu 
vermeiden, bietet die Stadt 
Köln Bereiche an, in denen 
diese Sportart an eigens 
aufgestellten Masten oder 
mit speziellen Stammschutz-
vorrichtungen ausgestatteten 
Bäumen erlaubt ist. 
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Änderungen der allgemeinen „Nicht betroffenen Nutzungen“ 
 
Wie bereits im vorhergehenden Kapitel (Änderung der allgemeinen Verbote) beschrieben, 
wird die bestehende Systematik teilweise durch die direkte Zuordnung der Unberührtheitsre-
gelungen („Nicht betroffenen Nutzungen“) zu einzelnen Verboten durchbrochen. Die Unbe-
rührtheitsregelungen die direkt einzelnen Verbotstatbeständen zugeordnet werden (siehe 
„Änderungen der allgemeinen Verbote“), werden in der folgenden Tabelle entsprechend ge-
strichen. 
 
 
Nr. 1 (Land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung) 
 
Die Unberührtheitsregel wird sprachlich angepasst durch Bezugnahme auf aktuelle Begriff-
lichkeiten (gute fachliche Praxis der Landwirtschaft, nachhaltige und ordnungsgemäße 
Forstwirtschaft). Die Regelung für die Errichtung ortsüblicher Kultur- und Weidezäune wird 
direkt Verbot Nr. 6 zugeordnet und kann deshalb hier entfallen. Die Unberührtheitsregel für 
den Neubau von Forstwegen (kommt i. d. R. nicht vor) wird gestrichen. Sofern entgegen den 
bisherigen Erfahrungen Wegeneubau im Einzelfall stattfinden sollte, ist dafür zukünftig ein 
Befreiungsverfahren erforderlich. Die Regelung zu Bankettmahd wird gestrichen, da diese 
nur nach Notwendigkeit durchgeführt wird, also nicht mit 3-Jahres-Rhythmus planbar ist. 
 
In der Erläuterung wird die Schilderung der landwirtschaftlichen Wirtschaftsweise gestrichen. 
Die Neuformulierung wird an den Verbotstatbestand angepasst. 
 
Nr. 2 (Pflege und Rekonstruktion von Denkmalen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gestrichen und direkt dem Verbot Nr. 5 zugeordnet. 
 
Nr. 3 (Pflege und Nutzung von Parkanlagen, Hausgärten, etc.) 
 
Die Unberührtheitsregel wird in Bezug auf Verbot Nr. 8 (Zwischenlagerung von Grünabfällen) 
klarstellend ergänzt. 
 
Die Erläuterung zur Anwendung der Grundsätze der Land- und Forstwirtschaft wird gestri-
chen. 
 
Nr. 4 (Jagdausübung und Wildfolge) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gestrichen und bezüglich der Jagd direkt Verbot Nr. 2, bezüg-
lich der Wildfolge dem Verbot Nr. 16 zugeordnet. 
 
Nr. 5. (Beschneiden von Vegetation an Straßen und Bahnlinien) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gestrichen, denn gemäß Novelle des LG von 2007 (§ 34 Abs. 
4c S. 1 LG) sind Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht in NSG, LSG, GLB 
und an Naturdenkmalen unberührt von den Verbotsbestimmungen des LP. 
 
Nr. 6 (Veranstaltungen) 
 
In der Unberührtheitsregelung wird die einschränkende Bedingung „bis zum Nachweis eines 
neuen Standorts“ gestrichen, da sich eine Verlagerung der seit vor Inkrafttreten des Land-
schaftsplans regelmäßig durchgeführten Veranstaltungen als unrealistisch erwiesen hat. 
 
Traditionsveranstaltungen sollen wie bisher nicht verboten sein. Veranstaltungen, die nach 
Inkrafttreten des Landschaftsplans in gleichem Umfang bereits in drei aufeinanderfolgenden 
Jahren genehmigt wurden (z. B. mit Befreiung) sowie Veranstaltungen im Geltungsbereich 
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der Grünflächenordnung (Harmonisierung Landschaftsplan und Grünflächenordnung) sollen 
diesen gleichgestellt werden. Dadurch wird Doppelarbeit (allgemeine Ordnungsbehörde 32 
mit 67 als grundstücksverwaltende Dienststelle und ULB als Sonderordnungsbehörde 57) 
vermieden. 
 
Nr. 7 (bebaute Grundstücke im Außenbereich) 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf allgemeine, selbstverständliche Naturschutzziele 
gestrichen. 
 
Nrn. 8 und 9 (privilegierte Nutzungen) 
 
Die Nutzung vorhandener Versorgungs- und Entsorgungsanlagen und –leitungen privater 
Unternehmen Nr. 9 wird den „nicht betroffenen Nutzungen“ Nr. 8 zugeordnet. Der Gesetzes-
verweis wird aktualisiert. 
 
Nr. 10 (Untersuchungsarbeiten und Gefahrenabwehr auf Altlasten) 
 
Die Regelung wird sprachlich und inhaltlich unmissverständlicher geregelt als bisher und 
reduziert auf erforderliche Maßnahmen im Bereich von Altlasten, Altablagerungen und sons-
tigen Grundwassergefährdungsbereichen. 
 
Nr. 11 (bei Inkrafttreten des Landschaftsplans rechtmäßig ausgeübte Nutzungen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird nicht verändert. 
 
Nr. 12 (Maßnahmen der Stadt Köln) 
 
Die Unberührtheitsregel wird redaktionell angepasst gemäß der aktuellen Gemeindeordnung. 
 
Nr. 13 (Gefahrenabwehr) 
 
In dieser neuen Unberührtheitsregel wird der Gefahrenbegriff des § 34 Abs. 4c LG aufgegrif-
fen. Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht stellen seit der LG-Novelle 
2007 eine gesetzliche Unberührtheit dar, was hier klarstellend aufgeführt wird. 
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Soweit nicht für einzelne 
geschützte Landschaftsbe-
standteile abweichende 
Festsetzungen getroffen 
worden sind, bleiben folgen-
de Nutzungen - hierzu zäh-
len auch Tätigkeiten - von 
allen oder nur einzelnen All-
gemeinen Verboten unbe-
rührt 

 Soweit nicht für einzelne 
geschützte Landschaftsbe-
standteile abweichende 
Festsetzungen getroffen 
worden sind, bleiben folgen-
de Nutzungen - hierzu zäh-
len auch Tätigkeiten - von 
allen oder nur einzelnen All-
gemeinen Verboten unbe-
rührt 

  

1. die ordnungsgemäße 
land- und forstwirtschaft-
liche Bodennutzung 
nach den im Bundesna-
turschutzgesetz definier-
ten Grundsätzen der gu-
ten fachlichen Praxis der 
Landwirtschaft und den 
im Landesfortgesetz de-
finierten Grundsätzen 
der nachhaltigen und 
ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft von den 
Verboten 1, 3, 8 und 11. 

Die gesetzlichen Regelun-
gen zu den Grundsätzen der 
guten fachlichen Praxis 
(BNatSchG, BBodSchG, u. 
a.) sowie die Grundsätze der 
nachhaltigen und ordnungs-
gemäßen Forstwirtschaft 
(LFoG) sind zu beachten. 

1. die im Sinne des Land-
schaftsgesetzes (§§ 1 
bis 3) ordnungsgemäße 
forstwirtschaftliche Bo-
dennutzung, soweit die-
se einzelstamm- bis 
horstweise erfolgt, und 
landwirtschaftliche Bo-
dennutzung von den 
Verboten 1, 3 und 11 
sowie im Rahmen dieser 
Bewirtschaftungsarten 
die Errichtung ortsübli-
cher Kultur- und Weide-
zäune vom Verbot 6. 
Darüber hinaus bleibt im 
Rahmen der ordnungs-
gemäßen Forstwirtschaft 
der Bau von unbefestig-
ten Forstwegen i.S.d. 
Ziffer 7.2 a) des Rd. Erl. 
MURL vom 08.11.1986 

Eine land- und forstwirt-
schaftliche Bodennutzung, 
welche die Ziele und Grund-
sätze des Landschaftsgeset-
zes beachtet, dient in der 
Regel den Zielen des Geset-
zes gemäß § 1 Abs. 3 LG 
(sog. Landwirtschaftsklau-
sel).  

Zum Begriff der „ordnungs-
gemäßen Bodennutzung“ 
siehe auch die von der Ag-
rarministerkonferenz be-
schlossenen allgemeinen 
Handlungsrichtlinien und 
Definitionen zur ordnungs-
gemäßen Landbewirtschaf-
tung (v. 20.09.87) und 
Forstwirtschaft (Rd. Erl. 
MURL IV A 5 20-00-00.00 
vom 13.04.89) sowie die 
Ausführungen unter Gliede-

Details zur forstlichen Nut-
zung gestrichen, da kaum 
Wald in GLB vorhanden und 
andererseits forstrechtliche 
Anforderungen gestiegen. 

 
Privilegierung der Forstwege 
gestrichen, da Forstwege-
netz weitgehend vollständig. 
Neubau von Forstwegen 
(kommt i. d. R. nicht vor) 
zukünftig nur über Befreiung 
möglich. 
 
Kultur- und Weidezäune di-
rekt Verbot Nr. 6 zugeordnet. 
 
Sprachliche Anpassung 
durch Bezugnahme auf ak-
tuelle Begrifflichkeiten (gute 
fachliche Praxis der Land-
wirtschaft, nachhaltige und 
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(IV A 30-90-00.0/IV B - 
1.05.09, Zusammenar-
beit zwischen ULB und 
UFB) unberührt von den 
Verboten 4 (tlw.), 5 und 
7.  
Die forstwirtschaftliche 
Nutzung der Forstwege 
und das abschnittsweise 
Niedrighalten der Vege-
tation auf den Böschun-
gen und Banketten der 
Forstwege mit mechani-
schen Mitteln im Turnus 
von drei Jahren bleiben 
unberührt vom Verbot 
18. 

rungspunkt 1.5. Unberührt 
bleiben demnach die auf die 
unmittelbare Bodenertrags-
nutzung gerichteten land- 
bzw. forstwirtschaftlichen 
Handlungen. Hierbei werden 
zwangsläufig immer Pflan-
zen geschädigt, auch wild-
wachsende. Unberührt vom 
Verbot 1 bleibt deshalb das 
unvermeidbare Maß der Be-
einträchtigung des Natur-
haushaltes durch land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung, 
jedoch nicht z. B. das erst-
malige Beseitigen wildwach-
sender Pflanzen auf einer 
bisher nicht von der jeweili-
gen Nutzung tangierten Flä-
che. 

Die besonderen Regelungen 
bezüglich der Forstwege 
sind erforderlich aufgrund 
des besonderen funktionalen 
Zusammenhanges mit der 
forstlichen Nutzung. Eine 
Beschädigung der Bö-
schungsvegetation beim 
Abtransport geschlagener 
Hölzer ist z. B. nicht ver-
meidbar. Die Bindung der 
Forstwege-Unterhaltung an 
den 3-Jahres-Turnus ist er-

ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft). 
 
Regelung zu Bankettmahd 
gestrichen, da diese nur 
nach Notwendigkeit durchge-
führt wird, also nicht mit 3-
Jahres-Rhythmus planbar ist 
und die meisten Maßnahmen 
ohnehin im Rahmen der 
Verkehrssicherung zulässig 
sind. 
 
Erläuterung 
Anpassung der Erläuterun-
gen an die Neuformulierung 
des Verbotstatbestandes. 
 
Streichung der Schilderun-
gen der landwirtschaftlichen 
Wirtschaftsweise. 
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forderlich als Kompromiss 
zwischen der besonderen 
Funktion der Wege und dem 
besonderen ökologischen 
Stellenwert der Böschungen 
etc. als Saumbiotope inner-
halb des Waldes. 

Die Unberührtheitsregel für 
die Forstwirtschaft beinhaltet 
eine Festsetzung gem. 
§ 25 LG auf der Grundlage 
des im Offenlage-Verfahren 
ergänzten forstlichen Fach-
beitrages. 

     

2. entfällt.  2. die Pflege und Rekon-
struktion von Denkmalen 
im Sinne des § 2 DschG 
NW mit Ausnahme vom 
Verbot 1, soweit die 
Grundsätze §§ 1 bis 
3 LG beachtet werden. 

Die Beseitigung ökologisch 
wertvoller Vegetationsbe-
stände im Zuge von Rekon-
struktionsarbeiten oder die 
Veränderung der Umgebung 
eines Denkmales (z. B. Hof-
anlagen) ist hiermit nicht 
gemeint, da hier i.d.R. ein 
Eingriff gemäß §§ 4 bis 6 LG 
vorliegt. Siehe auch 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 LG. 

Unberührtheitsregel und Er-
läuterung inhaltlich unverän-
dert direkt Verbot Nr. 5 zu-
geordnet; Streichung der 
konkreten Gesetzesverwei-
se. 

     

3. Pflegemaßnahmen so-
wie die bestimmungs- 

 3. Pflegemaßnahmen so-
wie die bestimmungs- 

Zum Begriff der „ordnungs-
gemäßen Nutzung“ siehe 

Unberührtheit in Bezug auf 
Verbot Nr. 8 klarstellend er-
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und ordnungsgemäße 
Nutzung privater und öf-
fentlicher Parkanlagen, 
Friedhöfe und Hausgär-
ten vom Verbot 1 mit 
Ausnahme der Beseiti-
gung von Bäumen von 
den Verboten 3 und 11 
sowie im Rahmen der 
bestimmungsgemäßen 
Nutzung das Zwischen-
lagern von Grünabfällen 
vom Verbot 8. 

und ordnungsgemäße 
Nutzung privater und öf-
fentlicher Parkanlagen, 
Friedhöfe und Hausgär-
ten, vom Verbot 1 mit 
Ausnahme der Beseiti-
gung von Bäumen, von 
den Verboten 3 und 11 
sowie im Rahmen der 
bestimmungsgemäßen 
Nutzung vom Verbot 8. 

auch Gliederungspunkt 1.5 
in analoger Anwendung der 
Ausführungen zur Land- und 
Forstwirtschaft. Die Grund-
sätze §§ 1 bis 3 LG sind je-
doch auch hierbei zu beach-
ten. 

gänzt (Zwischenlagerung 
von Grünabfällen). 

Erläuterung zur analogen 
Anwendung der Grundsätze 
Land- und Forstwirtschaft 
gestrichen. 

     

4. entfällt  4. die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des § 1 Abs. 4 BJG vom 
Verbot 2 sowie vom 
Verbot 16 bei der Wild-
folge auf angeschosse-
nes Wild. 

Alle anderen Verbote gelten 
uneingeschränkt. 

Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 
Wildäckern oder der Bau von 
Hochsitzen, fallen nicht unter 
diese Unberührtheitsrege-
lung. Solche Tätigkeiten be-
dürfen einer Befreiung gem. 
§ 69 LG, soweit sie unter die 
Verbotsregelungen des LP 
fallen. 

Eine ordnungsgemäße 
Jagdausübung umfasst ins-

Jagd inhaltlich unverändert 
direkt Verbot Nr. 2 zugeord-
net. 

Erläuterungen zu gesetzlich 
fixierten jagdlichen 
Grundsätzen gestrichen. 
 
Wildfolge durch Hunde Ver-
bot Nr. 16 zugeordnet. 
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besondere auch die Ver-
pflichtung gemäß § 1 
BJagdG, die Wildbestände 
den landschaftlichen und 
landeskulturellen Verhältnis-
sen angepasst zu halten. 
Großflächige Schäden an 
der Vegetation innerhalb und 
außerhalb des Waldes- z. B. 
durch Wildverbiss oder Wild-
schäden deuten auf eine zu 
hohe Wilddichte hin. Soweit 
diese gegeben ist, muss im 
Rahmen der ordnungsge-
mäßen Jagdausübung ge-
mäß § 1 Abs. 4 BJagdG eine 
verstärkte Bejagung des 
jeweiligen Schadwildes er-
folgen. 

     

5. entfällt  5. in der Zeit von Anfang 
Oktober bis Ende Feb-
ruar zur Aufrechterhal-
tung der Verkehrssi-
cherheit an Straßen und 
Bahnlinien das hierfür 
notwendige Beschnei-
den von Bäumen und 
Sträuchern vom Verbot 1 
sowie das hierfür not-
wendige Niedrighalten 
der sonstigen Vegetation 

Siehe auch die Wirkung des 
§ 64 LG. Hierdurch soll u.a. 
sichergestellt werden, dass 
diese oft wertvollen Saumbi-
otope während der Vegetati-
onsperiode einer weitgehend 
ungestörten Entwicklung 
überlassen bleiben. Das Be-
seitigen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Pflan-
zen bedarf einer Befreiung 

Gemäß Novelle des LG von 
2007 (§ 34 Abs. 4c S. 1 LG) 
sind Maßnahmen aus Grün-
den der Verkehrssiche-
rungspflicht in NSG, LSG, 
GLB und an Naturdenkmalen 
unberührt von den Verbots-
bestimmungen des LP. 
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auf den dort vorhande-
nen Böschungen mit 
mechanischen Mitteln 
vom Verbot 18. 

gem. § 69 LG. 

     

6. die Durchführung von 
traditionellen Veranstal-
tungen (z. B. Sommer-
feste, Schützenfeste, 
Kulturveranstaltungen 
etc.) sowie von Wander-, 
Lauf- und Radsportver-
anstaltungen auf befes-
tigten Wegeflächen. 
Gleiches gilt für Veran-
staltungen im Geltungs-
bereich der Grünflä-
chenordnung der Stadt 
Köln. 
Davon ausgenommen ist 
die Beschädigung von 
Bäumen und Sträuchern. 

Als traditionell gelten die 
Veranstaltungen, die bereits 
bei Inkrafttreten des Land-
schaftsplans auf denselben 
Flächen und im selben Um-
fang durchgeführt wurden. 
Gleiches gilt für Veranstal-
tungen, die nach Inkrafttre-
ten des Landschaftsplans 
auf denselben Flächen und 
im selben Umfang bereits in 
drei aufeinander folgenden 
Jahren genehmigt wurden. 

6. bis zum Nachweis eines 
neuen Standorts die 
Durchführung von Fest-
veranstaltungen, wie z. 
B. Schützenfeste, auf bei 
Inkrafttreten des Land-
schaftsplans traditionell 
hierzu genutzten Flä-
chen mit Ausnahme des 
Verbotes 1. 

Die allgemeinen Pflichten 
des § 3 LG sind jedoch auch 
in diesen Fällen zu beach-
ten. 

Unberührtheitsregel 

Traditionsveranstaltungen 
sollen wie bisher nicht verbo-
ten sein. Veranstaltungen, 
die nach Inkrafttreten des 
Landschaftsplans in glei-
chem Umfang bereits in drei 
aufeinanderfolgenden Jah-
ren genehmigt wurden (z. B. 
mit Befreiung) sowie Veran-
staltungen im Geltungsbe-
reich der Grünflächenord-
nung (Harmonisierung Land-
schaftsplan und Grünflä-
chenordnung) sollen diesen 
gleichgestellt werden. Da-
durch wird Doppelarbeit (all-
gemeine Ordnungsbehörde 
32 und ULB als Sonderord-
nungsbehörde 57) vermie-
den. 

     

7. die bestimmungs- und 
ordnungsgemäße Nut-
zung von Hofanlagen 

Einen Bestandschutz genie-
ßen diese Nutzungen nur 
insoweit, wie sie nicht gegen 

7. die bestimmungs- und 
ordnungsgemäße Nut-
zung von Hofanlagen 

Einen Bestandschutz genie-
ßen diese Nutzungen nur 
insoweit, wie sie nicht gegen 
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und bebauten Grundstü-
cken vom Verbote 1 mit 
Ausnahme der Beseiti-
gung von Bäumen und 
von den Verboten 3, 11, 
15 und 16 sowie das 
Grillen vom Verbot 17. 

Rechtsnormen verstoßen. und bebauten Grundstü-
cken vom Verbote 1 mit 
Ausnahme der Beseiti-
gung von Bäumen und 
von den Verboten 3, 11, 
15 und 16 sowie das 
Grillen vom Verbot 17. 

Rechtsnormen verstoßen. 
Die Ziele, Grundsätze und 
allgemeinen Pflichten der 
§§ 1 bis 3 LG sind jedoch 
auch in diesen Fällen zu 
beachten. 

 

     

8. die nach § 4 BNatSchG 
privilegierten Nutzungen 
- einschließlich vorhan-
dener Führungen von 
Versorgungs-/ Entsor-
gungsanlagen und -
leitungen - und die für 
deren bestimmungsge-
mäße Nutzung notwen-
digen Instandsetzungs- 
und Erhaltungsmaß-
nahmen – dies gilt auch 
für private Unternehmen 
- soweit eine Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde erfolgt. 

Siehe Ziffer 7. Dieser beson-
ders geregelte Bestands-
schutz umfasst z. B. nicht 
den Einsatz von Pflanzenbe-
handlungsmitteln zur Besei-
tigung unerwünschten Auf-
wuchses an Bahnanlagen. 
Hier gelten die Regelungen 
des Bundesnaturschutzge-
setzes. 

8. die nach § 38 Abs. 1 
BNatSchG privilegierten 
Nutzungen - einschließ-
lich vorhandener Füh-
rungen von Versor-
gungs-/ Entsorgungsan-
lagen und -leitungen - 
und die für deren be-
stimmungsgemäße 
Nutzung notwendigen 
Instandsetzungs- und 
Erhaltungsmaßnahmen, 
soweit eine Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde erfolgt. 

Siehe Ziffer 7. Dieser beson-
ders geregelte Bestands-
schutz umfasst z. B. nicht 
den Einsatz von Pflanzenbe-
handlungsmitteln zur Besei-
tigung unerwünschten Auf-
wuchses an Bahnanlagen. 
Hier gelten die Regelungen 
des Landschaftsgesetzes. 

Unberührtheit 8 u. 9 zusam-
mengefasst, inhaltlich unver-
ändert. 

     

9. entfällt  9. die Nutzung vorhande-
ner Versorgungs-
/Entsorgungsanlagen 
und -leitungen durch pri-

Siehe Ziffern 7 und 8. 

 

Unberührtheit 8 u. 9 zusam-
mengefasst, inhaltlich unver-
ändert. 
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vate Unternehmen und 
die für deren bestim-
mungsgemäße Nutzung 
notwendigen Instands-
setzungs- und Erhal-
tungsmaßnahmen, so-
weit eine Anzeige an die 
untere Landschaftsbe-
hörde erfolgt. 

     

10. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten sowie 
Maßnahmen zur Abwehr 
von Gefahren für das 
Grundwasser auf Altlas-
ten, Altablagerungen 
oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, soweit bei not-
wendigen Eingriffen in 
Vegetationsbestände 
das Vermeidungsgebot 
des BNatSchG beachtet 
wird und eine vorherige 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-
bensgrundlage des Men-
schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 
Den gesetzlichen Verboten 
des allgemeinen und beson-
deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 

10. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten auf Alt-
lasten, Altablagerungen 
oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, sowie Maß-
nahmen zur Gefahren-
abwehr, soweit bei not-
wendigen Eingriffen in 
Vegetationsbestände 
das Vermeidungsgebot 
des § 3 LG beachtet wird 
und eine Anzeige an die 
untere Landschaftsbe-
hörde erfolgt. 

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-
bensgrundlage des Men-
schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Gefah-
renabwehr erfolgt - da aus 
den Grundsätzen der allge-
meinen Güterabwägung 
selbstverständlich - nur zur 
Klarstellung. 
Gemeint sind hiermit Maß-
nahmen, die der Abwehr 
akuter Gefahren dienen, 
nicht jedoch Pflege- und Un-
terhaltungsmaßnahmen 

Unberührtheitsregel 

Die Regelung wird sprachlich 
und inhaltlich unmissver-
ständlicher geregelt als bis-
her und reduziert auf erfor-
derliche Maßnahmen im Be-
reich von Altlasten, Altabla-
gerungen und sonstigen 
Grundwassergefährdungsbe-
reichen. 
Maßnahmen der Gefahren-
abwehr außerhalb der hier 
betroffenen Bereiche werden 
in der neuen Unberührtheits-
regel Nr 13 gesondert gere-
gelt. 

 

Erläuterung 

an Unberührtheitsregel an-
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Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 

gepasst. 

     

11. unverändert unverändert   unverändert 

     

12. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberbürgermeister der 
Stadt Köln angeordnet 
oder genehmigt sind 
bzw. von ihm oder in 
seinem Auftrag durchge-
führt werden. 

Diese Maßnahmen gehen 
über die laufende Pflege 
(Ziffer 3) hinaus. 

12. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberstadtdirektor Köln 
angeordnet oder ge-
nehmigt sind bzw. von 
ihm oder in seinem Auf-
trag durchgeführt wer-
den. 

Diese Maßnahmen gehen 
über die laufende Pflege 
(Ziffer 3) hinaus. 

redaktionell angepasst ge-
mäß aktueller Gemeindord-
nung. 

     

13. Unaufschiebbare Maß-
nahmen zur Abwendung 
einer unmittelbar dro-
henden gegenwärtigen 
Gefahr für Personen 
oder Sachen von bedeu-
tendem Wert oder Maß-
nahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherungs-
pflicht, die zwingend er-
forderlich sind, soweit 

Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Abwehr 
unmittelbar drohender ge-
genwärtiger Gefahren, die 
zur Verhinderung drohender 
Schäden ein sofortiges Ein-
schreiten verlangen und ein 
Abwarten bis zur Abstim-
mung mit der unteren Land-
schaftsbehörde unmöglich 
machen, erfolgt - da aus den 

  Unberührtheitsregel 

Gefahrenbegriff des § 34 
Abs. 4c LG übernommen. 
Maßnahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherungs-
pflicht stellen seit der LG-
Novelle 2007 eine gesetzli-
che Unberührtheit dar. 
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bei notwendigen Eingrif-
fen in Vegetationsbe-
stände das Vermei-
dungsgebot des 
BNatSchG beachtet wird 
und eine vorherige An-
zeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Grundsätzen der allgemei-
nen Güterabwägung selbst-
verständlich - nur zur Klar-
stellung. 
 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden gegenwärtigen 
Gefahr kann die Anzeige 
auch nachträglich erfolgen, 
muss aber nachvollziehbar, 
ggf. durch Beifügung von 
Fotos, begründet werden. 
 
Den gesetzlichen Verboten 
des allgemeinen und beson-
deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 
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Änderungen der allgemeinen Gebote 
 
Auch die allgemeinen Gebote in geschützten Landschaftsbestandteilen und deren Erläute-
rungen wurden hinsichtlich veränderter rechtlicher Grundlagen, auf ihre Durchführbarkeit und 
Praxisrelevanz überprüft. 
 
 
Nr. 1 (Kennzeichnung von Geschützten Landschaftsbestandteilen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da der Hinweis auf die gesetzliche Regelung nicht erforder-
lich ist. 
 
Nr. 2 (Miet- und Pachtverträge) 
 
Das Gebot wird ergänzt für den Neuabschluss von Miet- oder Pachtverträgen. 
 
Nr. 3 (öffentlich-rechtliche Nutzungsgestattungen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 4 (Beseitigung von Versiegelungen / Bodenverdichtungen im Kronentraufbereich) 
 
Im Gebot wird der Begriff „Kronenbereich“ unmissverständlich als „Kronentraufbereich“ be-
schrieben. 
 
In der Gebotserläuterung wird der Gesetzesverweis aktualisiert. 
 
Nr. 5. (Baumkontrolle) 
 
Das Gebot entfällt. Es ist nicht erforderlich, da die städtischen Bäume gemäß den anerkann-
ten Richtlinien der FLL und im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht ohnehin regelmäßig 
kontrolliert werden. 
 
Nr. 6 (Bewässerung von Bäumen) 
 
Das Gebot entfällt, da die Verwaltung dieses Gebot in der Praxis nicht umsetzen kann. 
 
Nr. 7 (Pflegekonzepte für geschützte Bäume) 
 
Das Gebot wird inhaltlich nicht verändert, ein Schreibfehler wird korrigiert. 
 
Nr. 8 (Vermessungstechnische Erfassung von Bäumen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 9 (Landschaftliche Einbindung und Erhalt von Ruderalvegetation bei Umwandlung 
geschützter Hofanlagen in Eigentumswohnungen) 
 
Das Gebot entfällt. 
 
In der Praxis werden die individuellen Belange des umgebenden Landschaftsraums über die 
Eingriffsregelung gestaltet und so weit wie möglich geschützt. Auch bei einer Umwandlung in 
andere Nutzungen als in Eigentumswohnungen. 
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Nr. 10 (Renaturierung geschützter Bachläufe) 
 
Mit Erlass der EU- Wasserrahmenrichtlinie und Umsetzung in das Wasserhaushaltsgesetz 
wurden die Maßstäbe zur Renaturierung und Unterhaltung verbindlich geregelt. In die Erläu-
terung des Gebotes wird ein Hinweis auf die Umsetzungsfahrpläne Fließgewässer der STEB 
/ des Wupperverbandes aufgenommen. 
 
Die Einzelmaßnahmen, die unter dem Gebot Nr. 10 aufgeführt sind, werden beibehalten, da 
sie unabhängig von den vorliegenden Umsetzungsfahrplänen Gültigkeit haben. Die Maß-
nahmen gehen über die in den Umsetzungsfahrplänen nach der WRRL enthaltenen Maß-
nahmen hinaus und sollen nach Umsetzung der geplanten Maßnahmen weiterhin gelten. In 
Teilen werden die einzelnen Maßnahmen des Gebotes geringfügig geändert (siehe Tabelle). 
 
Nr. 11 (Regelmäßige Zustandserfassung) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 12 (Witterung bei Durchführung von Bau- und Pflegemaßnahmen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
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Gebote neu Erläuterungen neu Gebote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Allgemeine Gebote 

In den geschützten Land-
schaftsbestandteilen ist 
insbesondere geboten: 

 Allgemeine Gebote 

In den geschützten Land-
schaftsbestandteilen ist 
insbesondere geboten: 

  

1. das Aufstellen von 
Schildern in ausreichen-
der Zahl zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
des Gebietes und die 
dort geltenden wesentli-
chen Verbote. 

 1. das Aufstellen von 
Schildern in ausreichen-
der Zahl zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
des Gebietes und die 
dort geltenden wesentli-
chen Verbote. 

Die Bestimmungen des 
§ 48 Abs. 2 bis 4 LG und des 
§ 13 der Verordnung zur 
Durchführung des Land-
schaftsgesetzes vom 
22.10.1986 sind zu beach-
ten. 

Gebot unverändert 
Hinweis auf gesetzliche Be-
stimmungen in der Erläute-
rung sind nicht erforderlich. 

     

2. bei Auslaufen und Ab-
schluss neuer Miet- oder 
Pachtverträge über städ-
tische Grundstücke eine 
Vertragsverlängerung 
nur dann vorzunehmen, 
wenn die nach dem Ver-
trag vorgesehene Nut-
zung den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Gebiet 
entspricht, selbst wenn 
sie unter die Nicht betrof-
fenen Nutzungen fällt. 
Bestehende Nutzungs-
verhältnisse sind auf ihre 
Verträglichkeit für das 
geschützte Gebiet zu 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplans widerspre-
chen, nicht ordnungsgemäß 
ausgeübt werden oder als 
störende Anlagen eine Be-
einträchtigung des Land-
schaftsbildes bzw. des Na-
turhaushalts darstellen. An-
gesprochen sind insbeson-
dere Verträge über die land-
wirtschaftliche Bodennut-
zung in Überschwemmungs-
gebieten, im Einzugsbereich 

2. bei Auslaufen von Miet- 
oder Pachtverträgen 
über städtische 
Grundstücke eine Ver-
tragsverlängerung nur 
dann vorzunehmen, 
wenn die nach dem Ver-
trag vorgesehene Nut-
zung den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Gebiet 
entspricht, selbst wenn 
sie unter die Nicht be-
troffenen Nutzungen 
fällt. Bestehende Nut-
zungsverhältnisse sind 
auf ihre Verträglichkeit 
für das geschützte Ge-

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplans widerspre-
chen, nicht ordnungsgemäß 
ausgeübt werden oder als 
störende Anlagen eine Be-
einträchtigung des Land-
schaftsbildes bzw. des Na-
turhaushalts darstellen. An-
gesprochen sind insbeson-
dere Verträge über die land-
wirtschaftliche Bodennut-
zung in Überschwemmungs-
gebieten, im Einzugsbereich 

Gebot ergänzt für den Neu-
abschluss von Miet- oder 
Pachtverträgen 
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Gebote neu Erläuterungen neu Gebote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

überprüfen. Nutzungs-
verträge, die nicht mit 
den Darstellungen und 
Festsetzungen für das 
geschützte Gebiet über-
einstimmen, sind unab-
hängig davon, ob diese 
Nutzungen unter die 
Nicht betroffenen Nut-
zungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

von Trinkwassergewin-
nungsanlagen und Grund-
wasseranreicherungsgebie-
ten, Jagd- und Fischerei-
pachtverträge. 

biet zu überprüfen. Nut-
zungsverträge, die nicht 
mit den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Gebiet 
übereinstimmen, sind 
unabhängig davon, ob 
diese Nutzungen unter 
die Nicht betroffenen 
Nutzungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

von Trinkwassergewin-
nungsanlagen und Grund-
wasseranreicherungsgebie-
ten, Jagd- und Fischerei-
pachtverträge. 

     

3. unverändert unverändert  .  

     

4. die unverzügliche Besei-
tigung von Versiegelun-
gen und/oder Verdich-
tungen des Bodens im 
Kronentraufbereich be-
sonders geschützter 
Bäume, insbesondere 
die Beseitigung von 
Stellplätzen und befes-
tigten Wegen im Kron-
entraufbereich. 

Die Gebotsregelungen 4 bis 
7 beinhalten Maßnahmen 
zur Verbesserung und Erhal-
tung des Lebensraumes der 
gem. § 29 Abs. 1 BNatSchG 
besonders geschützten 
Baumreihen und -gruppen. 
Zur Erhaltung ihrer Lebens-
fähigkeit ist die unverzügli-
che und dauerhafte Durch-
führung dieser Gebotsrege-
lungen zwingend erforder-

4. die umgehende Beseiti-
gung von Versiegelun-
gen und/oder Verdich-
tungen des Bodens im 
Kronenbereich beson-
ders geschützter Bäume, 
insbesondere die Besei-
tigung von Stellplätzen 
und befestigten Wegen 
im Kronenbereich. 

Die Gebotsregelungen 4 bis 
7 beinhalten Maßnahmen 
zur Verbesserung und Erhal-
tung des Lebensraumes der 
gem. § 23 Satz 1 LG beson-
ders geschützten Baumrei-
hen und -gruppen. Zur Erhal-
tung ihrer Lebensfähigkeit ist 
die umgehende Durchfüh-
rung dieser Gebotsregelun-
gen zwingend erforderlich. 

Gesetzesverweis aktualisiert. 

 
Begriff „Kronenbereich“ un-
missverständlich als „Kron-
entraufbereich“ beschrieben. 
 
Sprachlich überarbeitet. 
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Gebote neu Erläuterungen neu Gebote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

lich. 

     

5. entfällt  5. eine Kontrolle bei be-
sonders geschützten 
Bäumen mindestens 1 
mal pro Jahr während 
der Vegetationsperiode. 

 Gebot entfällt. 
Ist nicht erforderlich, da die 
städtischen Bäume gemäß 
den anerkannten Richtlinien 
der FLL und im Rahmen der 
Verkehrssicherungspflicht 
ohnehin regelmäßig kontrol-
liert werden. 

     

6. entfällt  6. die ausreichende Be-
wässerung besonders 
geschützter Bäume im 
Falle längerer Trocken-
periode. 

 Gebot entfällt, da die Verwal-
tung dieses Gebot in der 
Praxis nicht umsetzen kann. 

     

7. die Entwicklung eines 
Pflegekonzepts für be-
sonders geschützte 
Bäume im Bereich öf-
fentlicher Verkehrsflä-
chen unter Einbeziehung 
einer möglichst naturna-
hen Gestaltung des um-
gebenden Lebensrau-
mes. 

 7. die Entwicklung eines 
Pflegekonzepts für be-
sonders geschützte 
Bäume im Entwick-
lungsbereich öffentlicher 
Verkehrsflächen unter 
Einbeziehung einer mög-
lichst naturnahen Gestal-
tung des umgebenden 
Lebensraumes. 

 Korrektur eines Schreibfeh-
lers. 
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8. unverändert unverändert   unverändert 

     

9. entfällt  9. bei der Umwandlung 
geschützter Hofanlagen 
in Eigentumswohnungen 
die landschaftliche Ein-
bindung zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen, ins-
besondere unter Be-
rücksichtigung der dörfli-
chen Ruderalvegetation 
und der Erhaltung ihrer 
vorhandenen Reste. 

Die Anlage von zusätzlichen 
Parkplätzen außerhalb des 
Hofraums ist hiermit i.d.R. 
nicht vereinbar. 

In der Praxis werden die 
individuellen Belange des 
umgebenden Landschafts-
raums über die Eingriffsrege-
lung gestaltet und so weit 
wie möglich geschützt. Auch 
bei einer Umwandlung in 
andere Nutzungen als in 
Eigentumswohnungen. 

     

10. geschützte Bachläufe 
nach Maßgabe der fol-
genden Grundsätze zu 
erhalten und zu optimie-
ren: 

Gemäß der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie sol-
len bis 2027 alle Europäi-
schen Gewässer einen guten 
ökologischen Zustand auf-
weisen. Für die Kölner Bä-
che wurden auf dieser Basis 
Umsetzungsfahrpläne auf-
gestellt mit Maßnahmen zur 
Verbesserung der Gewäs-
serstrukturen, zum Hoch-
wasserrückhalt und zum 
Naturschutz. Die folgenden 
Maßnahmen dienen - auch 
nach Durchführung der Um-
setzungsfahrpläne - dem 

10. geschützte Bachläufe – 
insbesondere deren be-
gradigte Teile - nach 
Maßgabe der folgenden 
Grundsätze zu renaturie-
ren: 

 Mit Erlass der EU- Wasser-
rahmenrichtlinie und Umset-
zung in WHG wurden die 
Maßstäbe zur Renaturierung 
und Unterhaltung verbindlich 
geregelt. Hinweis auf Um-
setzungsfahrpläne Fließge-
wässer 
STEB/Wupperverband auf-
genommen. 
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Erhalt eines guten ökologi-
schen Zustandes bzw. der 
punktuellen Optimierung der 
Bäche. 

� Die Gewässerqualität ist 
durch geeignete Maß-
nahmen zu verbessern. 
Diese Maßnahmen haben 
so nah wie möglich an der 
Verunreinigungsursache 
zu erfolgen. 

Die Verbesserung der Ge-
wässergüte ist eine unver-
zichtbare Voraussetzung für 
eine Bachrenaturierung, die 
auch zur Wiederansiedlung 
der typischen Bachfauna 
beitragen soll. 

� Die Gewässerqualität ist 
durch geeignete Maß-
nahmen zu verbessern. 
Diese Maßnahmen haben 
so nah wie möglich an der 
Verunreinigungsursache 
zu erfolgen. 

Die Verbesserung der Ge-
wässergüte ist eine unver-
zichtbare Voraussetzung für 
eine Bachrenaturierung, die 
auch zur Wiederansiedlung 
der typischen Bachfauna 
beitragen soll. 

unverändert 

� Wasserbautechnische 
Ufersicherungsmaßnah-
men sind auf das unbe-
dingt nötige Maß zu be-
schränken. Notwendige 
Ufersicherungen sind 
möglichst mit lebenden 
Baustoffen auszuführen, 
z. B. durch Anpflanzung 
von Schwarzerlen oder 
Baumweiden. 

Die Renaturierung soll den 
sich natürlich einstellenden 
Bachverlauf unterstützen, 
um so die Entwicklung un-
terschiedlicher Lebensräume 
zu fördern. 

� Wasserbautechnische 
Ufersicherungsmaßnah-
men sind auf das unbe-
dingt nötige Maß zu be-
schränken. Notwendige 
Ufersicherungen haben - 
soweit möglich durch 
Schwarzerlenpflanzungen 
im Mittelwasserbereich zu 
erfolgen. 

Die Renaturierung soll den 
sich natürlich einstellenden 
Bachverlauf unterstützen, 
um so die Entwicklung un-
terschiedlicher Lebensräume 
zu fördern. 

Gebot verallgemeinert gem. 
„Blauer Richtlinie“ 

� Ein genügend breiter 
Uferstreifen (mindestens 
10 m beidseitig der 
Bachmitte entsprechend 
der Schutzausweisung) ist 
zur ungehinderten Ent-
wicklung des Bachlaufs 
unbewirtschaftet zu las-
sen. 

Grundsätzlich sind diese 
Bereiche der Sukzession zu 
überlassen. Sofern die ge-
wässertypspezifische Ent-
wicklung dieser Bereiche 
gefördert wird, ist ab-
schnittsweise auch eine an-
dere Art der Bewirtschaftung, 
z. B. als extensives Grünland 

� Ein genügend breiter 
Uferstreifen (mindestens 
10 m entsprechend der 
Schutzausweisung) ist zur 
ungehinderten Entwick-
lung des Bachlaufs unbe-
wirtschaftet zu lassen. 

Nach Maßgabe der Renatu-
rierungsplanung sind diese 
Bereiche nicht oder nur 1 bis 
2 mal pro Jahr zu mähen. 
Das Mahdgut ist abzutrans-
portieren, um Nährstoffanrei-
cherungen zu verhindern. 

Klarstellung, dass die Breite 
des Uferstreifens beidseitig 
10 m beträgt (wie in Kap. 
3.1.1 Ziff. 3 beschrieben). 
Erläuterung gem. „Blauer 
Richtlinie 
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möglich 

� Bei Pflanzmaßnahmen 
sind ausschließlich bo-
denständige Gehölze ent-
sprechend der potentiel-
len natürlichen Vegetation 
zu verwenden. Nicht bo-
denständige Gehölze sind 
zu entfernen. 

 � Bei Pflanzmaßnahmen 
sind ausschließlich bo-
denständige Gehölze ent-
sprechend der potentiel-
len natürlichen Vegetation 
zu verwenden. Nicht bo-
denständige Gehölze sind 
zu entfernen. 

Die Bachgutachten von Dr. 
Lohmeyer geben hierzu 
wichtige Hinweise. 

 

� Bei der Neuanlage von 
Wegen sind diese aus-
schließlich mit wasserge-
bundenen Deckschichten 
zu versehen und nach 
Möglichkeit nicht parallel 
zum Bachverlauf anzule-
gen. 

Hierdurch sollen ungestörte 
Lebensräume am Bachlauf 
geschaffen werden im 
Wechsel mit Erlebnisräumen 
für Erholungssuchende. 

� Bei der Neuanlage von 
Wegen sind diese aus-
schließlich mit wasserge-
bundenen Deckschichten 
zu versehen und nach 
Möglichkeit nicht parallel 
zum Bachverlauf anzule-
gen. 

Hierdurch sollen ungestörte 
Lebensräume am Bachlauf 
geschaffen werden im 
Wechsel mit Erlebnisräumen 
für Erholungssuchende. 

unverändert 

� Regelmäßige Arbeiten zur 
Gewässerunterhaltung, 
wie z. B. die Mahd der 
Böschungen, sind auf das 
notwendige Maß zu be-
schränken. Das Mahdgut 
ist in diesen Fällen abzu-
transportieren. 

Die Einwirkung auf die Ufer 
soll möglichst gering gehal-
ten werden, da durch die 
Böschungsmahd i.d.R. der 
natürlichen Schwarzerlen- 
und Weidenaufwuchs mit 
entfernt wird, welcher ohne 
menschliche Einwirkung die 
Ufersicherung übernehmen 
würde. 

� Regelmäßige Arbeiten zur 
Gewässerunterhaltung, 
wie z. B. die Mahd der 
Böschungen, sind auf das 
notwendige Maß zu be-
schränken. Das Mahdgut 
ist in diesen Fällen abzu-
transportieren. 

Durch die Böschungsmahd 
wird i.d.R. der natürlichen 
Schwarzerlen- und Weide-
naufwuchs mit entfernt, wel-
cher ohne menschliche Ein-
wirkung die Ufersicherung 
übernehmen würde. Siehe 
auch Allgemeine Verbote 
Nr. 1 und 18. 

Erläuterung verallgemeinert. 

� Künstliche Befestigungen 
der Bachsohlen sowie der 
Uferbereiche sind zu ent-
fernen, soweit sie nicht 

Für erfolgreiche Renaturie-
rung ist eine wiederbesied-
lungsfähige Bachsohle uner-

� Künstliche Befestigungen 
der Bachsohlen sind zu 
entfernen, soweit sie nicht 
zwingend erforderlich 

Für erfolgreiche Renaturie-
rung ist eine wiederbesied-
lungsfähige Bachsohle uner-

Gebot auf den gesamten 
Bachbereich erweitert. 
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zwingend erforderlich 
sind. 

lässlich. 

Über dieses Gebot 10 hinaus 
sind weitere Maßgaben zu 
Renaturierungen den All-
gemeinen Hinweisen des 
Gliederungspunkts 4.1 und 
den speziellen Festsetzun-
gen zur Naturnahen Aus-
gestaltung von Uferberei-
chen unter Gliederungs-
punkt 4.1 zu entnehmen. 

sind. lässlich. 

Über dieses Gebot 10 hinaus 
sind weitere Maßgaben zu 
Renaturierungen den All-
gemeinen Hinweisen des 
Gliederungspunkts 4.1 und 
den speziellen Festsetzun-
gen zur Naturnahen Aus-
gestaltung von Uferberei-
chen unter Gliederungs-
punkt 4.1 zu entnehmen. 

     

11. unverändert unverändert   unverändert 

     

12. unverändert unverändert   unverändert 
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Änderungen der allgemeinen Verbote 
 
Die allgemeinen Verbote in Naturschutzgebieten und deren Erläuterungen wurden insbeson-
dere im Hinblick auf veränderte rechtliche Grundlagen und verändertes Nutzerverhalten 
überarbeitet. 
 
Neu aufgenommen werden Verbotsregelungen für Tätigkeiten, die bisher nicht oder nur un-
zureichend von den Verboten erfasst werden (z. B. Gewässernutzungen, Geocaching, Ver-
anstaltungen). 
 
Unverändert bleibt das Angelverbot in Naturschutzgebieten. In einem späteren Änderungs-
verfahren wird das Angelverbot umfassend geprüft und ggf. gebietsspezifisch geregelt. 
 
Einige der Unberührtheitsregelungen, die aktuell im Kapitel „Nicht betroffene Nutzungen“ zu 
finden sind und sich schwerpunktmäßig auf ein konkretes Verbot beziehen, werden zum 
Zweck der besseren Lesbarkeit unmittelbar diesem konkreten Verbot zugeordnet. Die bishe-
rige Systematik des rechtsverbindlichen Landschaftsplans wurde insoweit verändert. Die 
Unberührtheitsregelungen, die sich auf mehrere Verbote beziehen, bleiben weiterhin an bis-
heriger Stelle stehen (siehe Kapitel Änderungen der allgemeinen „Nicht betroffenen Nutzun-
gen“). 
 
 
Nr. 1 (Bäume, Sträucher beschädigen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In die Erläuterung des Verbots wird der Hinweis aufgenommen, dass dieses auch für Flech-
ten und Pilze gilt. Die konkreten Hinweise auf die Paragraphen des inzwischen veralteten 
Landschaftsgesetzes werden gestrichen. Der Gesetzesverweis auf die Eingriffsregelung wird 
gestrichen, da ein Hinweis auf die ohnehin geltende rechtliche Regelung nicht erforderlich 
ist. Weiterhin wird die Erläuterung ergänzt um Aspekte aus den Erläuterungen zu Verbot Nr. 
18 (Vegetation auf Banketten, Wegerändern), das gestrichen wird. Der Gesetzesverweis auf 
die strafrechtlichen Vorschriften (§ 329 StGB) wird verallgemeinert 
 
Nr. 2 (Wildlebenden Tieren nachstellen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Erläuterung des Verbots wird der Gesetzesverweis auf artenschutzrechtliche Vor-
schriften verallgemeinert. 
 
Die Unberührtheitsregel Nr. 9 (Jagdausübung) wird direkt dem Verbot 2 zugeordnet und aus 
dem allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Nr. 3 (Pflanzen und Tiere einbringen/aussetzen oder anzusiedeln) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Verbotserläuterung wird der Gesetzesverweis gestrichen. 
 
Nr. 4 (Versiegelung) 
 
Das Verbot wird inhaltlich nicht verändert, sondern lediglich der Begriff „Kronenbereich“ 
durch „Kronentraufbereich“ ersetzt. 
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Nr. 5 (Bauliche Anlagen errichten) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Die Verbotserläuterung wird um einen Hinweis auf den Artenschutz ergänzt. Hinweise auf 
weitere nachfolgende Verbotsbestimmungen werden gestrichen. Der Gesetzesverweis auf 
die strafrechtlichen Vorschriften wird verallgemeinert. 
 
Nr. 6 (Leitungen verlegen / errichten) 
 
Das Verbot wird sprachlich vereinfacht. 
 
In die Erläuterung wird das Schutzgut Boden aufgenommen. 
 
Die allgemeine Unberührtheitsregelung Nr. 8 (ortsübliche Kulturzäune) wird direkt dem Ver-
bot 6 zugeordnet und im allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Nr. 7 (Aufschüttungen / Ausschachtungen vornehmen) 
 
Der Verbotstatbestand wird sprachlich konkretisiert. 
 
In der Erläuterung des Verbotes wird der Hinweis auf ordnungsgemäße Acker- und Garten-
nutzung gestrichen. Der Gesetzesverweis auf die die strafrechtlichen Vorschriften (§ 329 
StGB) wird verallgemeinert. 
 
Nr. 8 (Abfälle wegwerfen) 
 
Im Verbot wird der Abfallbegriff unter Berücksichtigung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ak-
tualisiert. In der Neuformulierung wird zwischen Abfällen und „Stoffen“ unterschieden. Der  
Begriff Anlagen wird gestrichen, da deren Errichtung und Betrieb bereits durch Verbot Nr. 5 
(Bauliche Anlagen errichten) untersagt ist. 
 
Nr. 9 (Werbeanlagen errichten) 
 
Das Verbot wird auf alle Werbeanlagen ausgedehnt, also auch auf genehmigungsfreie und 
mobile. 
 
Die Verbotserläuterung wird sprachlich neu gefasst. 
 
Unberührtheit für gesetzlich vorgeschriebene Beschilderungen eingefügt. 
 
Nr. 10 (Verkaufswagen/-stände aufstellen/betreiben) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 11 (Flächen betreten, befahren, reiten) 
 
Im Verbotstatbestand wird das „Erzeugen von Lärm und Musik…“ aus systematischen Grün-
den gestrichen und als separater Verbotstatbestand (Nr. 33) aufgenommen. 
 
Nr. 12 (Überfliegen mit Luftfahrzeugen) 
 
Das Verbot wird auf Motorflugmodelle begrenzt. 
 
Die Verbotserläuterung wird auf den geänderten Verbotstatbestand abgestellt. 
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Nr. 13 (Einrichtungen für den Wasser- und Luftsport) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 14 (Lagerplätze und Campingplätze anlegenoder betreiben) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 15 (Zelten und Wohnmobile abstellen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 16 (Hunde laufenlassen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Das Verbot und die Verbotserläuterung werden sprachlich überarbeitet. 
 
Die allgemeine Unberührtheitsregelung Nr. 2 (Laufenlassen von Hunden bei Wildfolge) wird 
direkt dem Verbot zugeordnet und im allgemeinen Teil gestrichen. 
 
Nr. 17 (Feuer machen) 
 
Das Verbot wird erweitert auf das Abbrennen von Feuerwerken und auf das Unterhalten von 
Feuer, da für die Ahndung nicht nur das Anzünden, sondern auch das Unterhalten eines 
Feuers relevant ist. Das Grillen wird explizit im Verbot erwähnt. 
 
Die Verbotserläuterung wird um potentielle Störungen der Tierwelt erweitert. 
 
Nr. 18 (Vegetation auf Banketten, Wegerändern) 
 
Das Verbot wird hier gestrichen und in Verbot Nr. 1 integriert. 
 
Nr. 19 (Umbruch von Dauergrünland) 
 
Das Verbot wird sprachlich angepasst. 
 
Nr. 20 (Gewässer anlegen/verändern) 
 
Das Verbot wird sprachlich überarbeitet. 
 
Die Erläuterung des Verbots wird gestrafft, da eine fachliche Detailbeschreibung nicht erfor-
derlich ist. 
 
Nr. 21 (Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Verbotserläuterung wird der Hinweis auf das Befreiungsverfahren gestrichen. 
 
Nr. 22 (Dünger, Gülle, Klärschlamm aufbringen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
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Nr. 23 (Erstaufforstung) 
 
Im Verbot wird der Hinweis auf die LÖLF gestrichen, da diese nicht mehr zuständig ist. Das 
Verbot wird erweitert auf Pflegepläne und Sofortmaßnahmenkonzepte. 
 
Die Verbotserläuterung wird aktualisiert. 
 
Nr. 24 (Wildfütterungen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Verbotserläuterung wird der Gesetzesverweis verallgemeinert. 
 
Nr. 25 (entfallen). 
 
Das Verbot wurde bereits in einem früheren Änderungsverfahren aufgehoben. 
 
Nr. 26 (Angeln) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. Das Angeln wird in einem späteren Verfahren gebietsspezi-
fisch geregelt. 
 
Nr. 27 (Bleischrotverwendung) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 28 (Jagdkanzeln) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 29 (Gesellschaftsjagden) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 30 (Gewässerbenutzung) 
 
Es wird ein neues Verbot eingefügt. Die Gewässernutzungen verschiedener Art können bis-
her nicht wirkungsvoll geahndet werden, da noch kein konkreter Verbotstatbestand gilt und 
bei Verstößen höchstens mittelbar argumentiert werden kann (z. B. Beunruhigung von Tie-
ren). 
 
Nr. 31 (Veranstaltungen) 
 
Es wird ein neues Verbot eingefügt. Hierdurch soll der Ordnungsbehörde die Ermächtigung 
erteilt werden, auch die Teilnehmer von zunehmend stattfindenden unorganisierten Veran-
staltungen von teils erheblichem Umfang, Stichwort soziale Netzwerke, mit den entspre-
chend negativen Folgewirkungen für Natur und Landschaft ordnungsrechtlich ahnden zu 
können. 
 
Nr. 32 (Geocaching) 
 
Es wird ein Neues Verbot eingefügt. Es besteht ein Regelungsbedarf, da diese neue Art der 
Freizeitbeschäftigung von den bestehenden Verbotstatbeständen nicht hinreichend erfasst 
wird. 
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Nr. 33 (Erzeugen von Lärm) 
 
Das Verbot wird unverändert aus dem Verbot Nr. 11 (Flächen betreten, befahren, reiten) 
übernommen und aus systematischen Gründen hier aufgeführt. 



N a t u r s c h u t z g e b i e t e  

___________________________________________ 
xxxxx Text wird neu eingefügt          xxxxx Text entfällt 

130 

Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

In Naturschutzgebieten ist 
insbesondere verboten: 

 In Naturschutzgebieten ist 
insbesondere verboten: 

  

1. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen zu be-
schädigen, zu beseitigen 
oder Teile davon abzu-
trennen sowie jede 
Handlung, die geeignet 
ist, das Wachstum oder 
den Fortbestand der 
Pflanzenart nachteilig zu 
beeinflussen. Bäume, 
Sträucher und sonstige 
Pflanzen gelten auch als 
beschädigt, wenn das 
Wurzelwerk verletzt ist. 

Gemäß den gesetzlichen 
Regelungen des BNatSchG 
gelten auch Flechten und 
Pilze als Pflanzen. 
Das Verbot gilt über die ge-
setzlich vorgegebene 
Schutzfrist vom 01.03. bis 
30.09. hinaus ganzjährig und 
dient der Erhaltung von Le-
bensräumen für bedrohte 
Tier- und Pflanzenarten, ins-
besondere auch der Erhal-
tung bedrohter Ackerwild-
kräuter. 
Das Verbot gilt auch für die 
Vegetation auf den Bö-
schungen und Banketten an 
Straßen, Bahnlinien, land- 
und forstwirtschaftlichen 
Wirtschaftswegen, Feldrai-
nen und sonstigen Wegrän-
dern. 
Aufgrund der Regelung des 
BNatSchG können auch au-
ßerhalb des Schutzbereichs 
vorgenommene Handlungen, 
die auf das Naturschutzge-
biet einwirken, genehmi-
gungspflichtig sein, bzw. 
ordnungsbehördliche Maß-

1. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen zu be-
schädigen, zu beseitigen 
oder Teile davon abzu-
trennen sowie jede 
Handlung, die geeignet 
ist, das Wachstum oder 
den Fortbestand der 
Pflanzenart nachteilig zu 
beeinflussen. Bäume, 
Sträucher und sonstige 
Pflanzen gelten auch als 
beschädigt, wenn das 
Wurzelwerk verletzt ist. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts als Le-
bensgrundlage des Men-
schen. 

Die Schutzwirkung des 
§ 64 Abs. 1 Nr. 2 LG gilt so-
mit in den Schutzgebieten 
ganzjährig (§ 64 Abs. 1 
Nr. 2 LG verbietet in der Zeit 
vom 1. März bis zum 30. 
September Hecken, Wallhe-
cken, Gebüsche sowie Röh-
richt- und Schilfbestände zu 
roden, abzuschneiden oder 
zu zerstören. Siehe auch 
§ 61 LG zum Allgemeinen 
Schutz von Pflanzen sowie 
§ 63 LG.) 

Aufgrund der §§ 4-6 LG 
(Eingriffsregelung) sind auch 
außerhalb des Schutzberei-
ches vorgenommene Hand-
lungen mit den beschriebe-
nen Folgewirkungen auf die 
geschützte Vegetation ge-
nehmigungspflichtig. Dar-
über hinaus ist in Natur-
schutzgebieten die Strafvor-

Das Verbot wurde nicht ver-
ändert. 
 
Erläuterungen: 

Klarstellender Hinweis, dass 
gemäß § 7 Abs. 2 BNatSchG 
auch für Flechten und Pilze 
als Pflanzen gelten. 
Gesetzesverweis auf die 
artenschutzrechtlichen (§§ 
61, 63 und 64 LG) und die 
strafrechtlichen Vorschriften 
verallgemeinert. 
 
Gesetzesverweis auf die 
Eingriffsregelung wird gestri-
chen, da ein Hinweis auf die 
ohnehin geltende rechtliche 
Regelung nicht erforderlich. 
 
Die Erläuterung wurde um 
die beiden ersten Sätze der 
Erläuterung zum gestriche-
nen Verbot Nr. 18 ergänzt 
(Erhaltung besonderer Le-
bensräume und Geltung 
auch auf den Böschungen 
und Banketten an Straßen 
und Bahnlinien), außer 
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nahmen auslösen. 
Darüber hinaus sind in Na-
turschutzgebieten die Vor-
schriften des Strafgesetzbu-
ches über die Gefährdung 
schutzbedürftiger Gebiete zu 
beachten. 
Die Verbotswirkung bezieht 
sich auch auf die ordnungs-
gemäße Landwirtschaft. 

schrift des § 329 Abs. 3 Nr. 5 
StGB zu beachten. Die Ver-
botswirkung bezieht sich 
auch auf die ordnungsge-
mäße Landwirtschaft. 

Ackerwildkräuter. 
Hinweis auf gesetzliche Re-
gelung der gebietsübergrei-
fenden Wirkung der Beein-
trächtigung. 

     

2. wildlebenden Tieren 
nachzustellen, sie mut-
willig, ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, 
zu ihrem Fang geeignete 
Vorrichtungen anzubrin-
gen, sie zu fangen, zu 
töten, ihre Puppen, Lar-
ven, Eier, Nester und 
sonstigen Brut- oder 
Wohnstätten fortzuneh-
men oder zu beschädi-
gen sowie sie auf andere 
Weise in ihrer Fortpflan-
zung zu behindern. 

Als Beitrag zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und als Gegen-
steuern zum bedrohlichen 
Artenrückgang ist dieser 
allgemeine Schutz wildle-
bender Tiere  gerade in 
großstädtischen bzw. stadt-
nahen Schutzgebieten von 
besonderer Bedeutung. 

2. wildlebenden Tieren 
nachzustellen, sie mut-
willig, ohne vernünftigen 
Grund zu beunruhigen, 
zu ihrem Fang geeignete 
Vorrichtungen anzubrin-
gen, sie zu fangen, zu 
töten, ihre Puppen, Lar-
ven, Eier, Nester und 
sonstigen Brut- oder 
Wohnstätten fortzuneh-
men oder zu beschädi-
gen sowie sie auf andere 
Weise in ihrer Fortpflan-
zung zu behindern. 

Als Beitrag zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und als Gegen-
steuern zum bedrohlichen 
Artenrückgang ist dieser 
allgemeine Schutz wildle-
bender Tiere (siehe auch 
§§ 62 und 63 LG) gerade in 
großstädtischen bzw. stadt-
nahen Schutzgebieten von 
besonderer Bedeutung. 

Siehe auch Verbot 25 und 
26. 

Gesetzesverweis in der Er-
läuterung auf die arten-
schutzrechtlichen Vorschrif-
ten (§§ 61 und 63 LG) ver-
allgemeinert. 

Nr. 25 gestrichen (Jagd) 
Nr. 26 Angeln: im nächsten 
Verfahren 

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des § 1 Abs. 4 BJG vom 

Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 

� die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des § 1 Abs. 4 BJG vom 

Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 

Aktuelle Unberührtheitsregel 
Nr. 9 wird direkt Verbot 1 
zugeordnet und im allgemei-
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Verbot 2. Wildäckern oder der Bau von 
Jagdkanzeln, fallen nicht 
unter diese Unberührtheits-
regelung. Solche Tätigkeiten 
bedürfen einer landschafts-
rechtlichen Befreiung, soweit 
sie unter die Verbotsrege-
lungen des LP fallen. 

Soweit nicht durch gebiets-
spezifische Verbote die 
Jagdausübung einge-
schränkt wird, ist davon aus-
zugehen, dass die Jagd im 
engeren Sinne mit den Na-
turschutzzielen vereinbar ist. 

Durch die Zusammenarbeit 
von Naturschutz und Jagd, 
insbesondere der Jagdaus-
übungsberechtigten und der 
örtlich zuständigen Land-
schaftswächter, wird die ge-
genseitige Akzeptanz erhöht. 
Zudem werden Sammlung 
und Austausch von Daten 
gefördert, insbesondere um 
Rückschlüsse zu ziehen be-
züglich der Auswirkungen 
der Jagd auf den Zustand 
der Naturschutzgebiete. Die 
Zusammenarbeit und die 
Weitergabe der gesammel-
ten Daten an die untere 
Landschaftsbehörde bzw. 
die untere Jagdbehörde 

Verbot 2. Wildäckern oder der Bau von 
Jagdkanzeln, fallen nicht 
unter diese Unberührtheits-
regelung. Solche Tätigkeiten 
bedürfen einer Befreiung 
gem. § 69 LG, soweit sie 
unter die Verbotsregelungen 
des LP fallen. 

Soweit nicht durch gebiets-
spezifische Verbote die 
Jagdausübung einge-
schränkt wird, ist davon aus-
zugehen, dass die Jagd im 
engeren Sinne mit den Na-
turschutzzielen vereinbar ist. 

Durch die Zusammenarbeit 
von Naturschutz und Jagd, 
insbesondere der Jagdaus-
übungsberechtigten und der 
örtlich zuständigen Land-
schaftswächter, wird die ge-
genseitige Akzeptanz erhöht. 
Zudem werden Sammlung 
und Austausch von Daten 
gefördert, insbesondere um 
Rückschlüsse zu ziehen be-
züglich der Auswirkungen 
der Jagd auf den Zustand 
der Naturschutzgebiete. Die 
Zusammenarbeit und die 
Weitergabe der gesammel-
ten Daten an die untere 
Landschaftsbehörde bzw. 
die untere Jagdbehörde 

nen Teil gestrichen. 

Gesetzesverweis verallge-
meinert. 
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werden empfohlen. 

Bei der Bejagung ist auf 
schützenswerte Tiere und 
Pflanzen Rücksicht zu neh-
men. Insbesondere soll auf 
eine Ausübung der Jagd 
verzichtet werden, wenn 
geschützte Wasservögel auf 
dem Wasser ruhen. Dies ist 
insbesondere auch bei der 
Durchführung von Gesell-
schaftsjagden zu beachten. 

werden empfohlen. 

Bei der Bejagung ist auf 
schützenswerte Tiere und 
Pflanzen Rücksicht zu neh-
men. Insbesondere soll auf 
eine Ausübung der Jagd 
verzichtet werden, wenn 
geschützte Wasservögel auf 
dem Wasser ruhen. Dies ist 
insbesondere auch bei der 
Durchführung von Gesell-
schaftsjagden zu beachten. 

     

3. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen sowie 
Tiere einzubringen bzw. 
auszusetzen oder anzu-
siedeln. 

In Naturschutzgebieten sol-
len Tiere und Pflanzen gene-
rell nicht eingebracht wer-
den, da Beeinträchtigungen 
besonders schutzwürdiger 
Biozönosen (Lebensgemein-
schaften) die Folge sein 
können und ggf. unbedingt 
zu erhaltende Populationen 
(z. B. seltener Amphibienar-
ten) durch unkontrolliertes 
Aussetzen anderer - auch 
gebietstypischer -Arten zum 
Erlöschen gebracht werden 
können. Eingeschlossen ist 
das Aussetzen von Fischen 
in geschützten Gewässern 
(Besatzmaßnahmen) und 
von Wild sowie die ord-

3. Bäume, Sträucher oder 
sonstige Pflanzen sowie 
Tiere einzubringen bzw. 
auszusetzen oder anzu-
siedeln. 

In Naturschutzgebieten sol-
len Tiere und Pflanzen gene-
rell nicht eingebracht wer-
den, da Beeinträchtigungen 
besonders schutzwürdiger 
Biozönosen (Lebensgemein-
schaften) die Folge sein 
können und ggf. unbedingt 
zu erhaltende Populationen 
(z. B. seltener Amphibienar-
ten) durch unkontrolliertes 
Aussetzen anderer - auch 
gebietstypischer -Arten zum 
Erlöschen gebracht werden 
können. Eingeschlossen ist 
das Aussetzen von Fischen 
in geschützten Gewässern 
(Besatzmaßnahmen) und 
von Wild sowie die ord-

Hinweis auf weitergehende 
naturschutzrechtliche Vor-
schriften gestrichen. 

Verbot in Bezug auf Angel-
regelung im Rahmen der 
NSG-Überarbeitung. 
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nungsgemäße Landwirt-
schaft. 

nungsgemäße Landwirt-
schaft. Siehe auch die 
Schutzwirkung des § 62 
Nr. 2 LG. 

     

4. die Versiegelung von 
Feldwegen und Flächen 
- insbesondere im Kron-
entraufbereich der Bäu-
me  - sowie andere 
Maßnahmen zur Ver-
dichtung des Bodens. 

Das Verbot zielt auf die Er-
haltung von Grundwasseran-
reicherungsflächen, auf die 
Gewährleistung der Wasser-
versorgung des Wurzelrau-
mes von Bäumen und Sträu-
chern sowie die Erhaltung 
des Lebensraumes von In-
sekten und sonstigen 
Kleinstlebewesen. 

4. die Versiegelung von 
Feldwegen und Flächen 
- insbesondere im Trauf-
bereich der Bäume 
(Kronenbereich) - sowie 
andere Maßnahmen zur 
Verdichtung des Bo-
dens. 

Das Verbot zielt auf die Er-
haltung von Grundwasseran-
reicherungsflächen, auf die 
Gewährleistung der Wasser-
versorgung des Wurzelrau-
mes von Bäumen und Sträu-
chern sowie die Erhaltung 
des Lebensraumes von In-
sekten und sonstigen 
Kleinstlebewesen. 

Verbot unverändert. Ledig-
lich den Begriff „Kronenbe-
reich“ konkretisiert. 

     

5. bauliche Anlagen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 
BauO NW, als auch 
Straßen, Wege und Plät-
ze zu errichten oder zu 
ändern, auch wenn sie 
keiner bauaufsichtlichen 
Genehmigung bedürfen 
sowie die Außenseite 
bestehender baulicher 
Anlagen zu ändern. Die 
Nutzungsänderung steht 
der Änderung gleich. 

Hierdurch sollen nachteilige 
Veränderungen von Natur 
und Landschaft auf das un-
bedingt notwendige Maß 
beschränkt werden, um für 
die Zukunft die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter zu gewähr-
leisten sowie Beeinträchti-
gungen des Orts- und Land-
schaftsbildes zu vermeiden. 
Die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des allge-
meinen und besonderen 

5. bauliche Anlagen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 
BauO NW, als auch 
Straßen, Wege und 
Plätze zu errichten oder 
zu ändern, auch wenn 
sie keiner bauaufsichtli-
chen Genehmigung be-
dürften sowie die Au-
ßenseite bestehender 
baulicher Anlagen zu 
ändern. Die Nutzungs-
änderung steht der Än-
derung gleich. 

Hierdurch sollen nachteilige 
Veränderungen von Natur 
und Landschaft auf das un-
bedingt notwendige Maß 
beschränkt werden, um für 
die Zukunft die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter zu gewähr-
leisten sowie Beeinträchti-
gungen des Orts- und Land-
schaftsbildes zu vermeiden. 

Klarstellend wird darauf hin-
gewiesen, dass im folgenden 

Verbot unverändert 

Erläuterung um Hinweis auf 
Artenschutz ergänzt. 
Hinweise auf weitere Ver-
botsbestimmungen gestri-
chen, da nicht erforderlich. 
 
Gesetzesverweis auf die 
strafrechtlichen Vorschriften 
verallgemeinert. 
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Artenschutzes bleiben unbe-
rührt. 

Darüber hinaus sind in Na-
turschutzgebieten die Vor-
schriften des Strafgesetzbu-
ches über die Gefährdung 
schutzbedürftiger Gebiete zu 
beachten. 

verschiedene konkret ge-
nannte bauliche Anlagen 
gesondert verboten werden. 

Diese Verbotsregelungen 
sind jeweils besonders erläu-
tert. 

Darüber hinaus ist in Natur-
schutzgebieten die Strafvor-
schrift des § 329 Abs. 3 Nr. 2 
StGB zu beachten. 

     

6. ober- und unterirdische 
Leitungen aller Art, Zäu-
ne oder andere Einfrie-
dungen zu errichten, zu 
verlegen oder zu ändern. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung von Störungen des 
Grundwasserhaushaltes und 
des Bodens schutzwürdiger 
Bereiche wie auch der Ge-
währleistung eines freien 
Wildwechsels in die Schutz-
gebiete bzw. aus ihnen her-
aus. 

6. ober- und unterirdische 
Versorgungs-, Entsor-
gungs- oder Material-
transportleitungen (Frei- 
oder Rohrleitungen), 
Zäune oder andere Ein-
friedungen zu errichten, 
zu verlegen oder zu än-
dern. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung von Störungen des 
Grundwasserhaushaltes 
schutzwürdiger Bereiche wie 
auch der Gewährleistung 
eines freien Wildwechsels in 
die Schutzgebiete bzw. aus 
ihnen heraus. 

Sprachliche Vereinfachung 
des Verbotstatbestandes. 
Nennung des Schutzguts 
Boden. 

     

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� ortsübliche Kulturzäune 
im Rahmen der ord-
nungsgemäßen forstwirt-
schaftlichen Bodennut-
zung. 

   Aktuelle Unberührtheitsregel 
Nr. 8 wird direkt Verbot 6 
zugeordnet und im allgemei-
nen Teil gestrichen. 
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7. Aufschüttungen, Verfül-
lungen, Abgrabungen 
Ausschachtungen oder 
Verfestigungen vorzu-
nehmen oder die Boden- 
oder Geländegestalt auf 
andere Weise zu verän-
dern. 

Das Verbot zielt auf die 
grundsätzliche Erhaltung der 
vorhandenen landschaftli-
chen Strukturen mit ihren 
jeweiligen Lebensräumen für 
Pflanzen und Tiere und auf 
die Sicherung des Land-
schaftsbildes. Es dient so-
wohl der Verhinderung von 
Landschaftsschäden durch 
weitere Kiesgrubenauf-
schlüsse, als auch dem 
Schutz hochwertiger Berei-
che, wie z. B. feuchter 
Brachflächen, vor der Inan-
spruchnahme als Grundflä-
che für Erdwälle aus Lärm-
schutzgründen. 

Darüber hinaus sind in Na-
turschutzgebieten die Vor-
schriften des Strafgesetzbu-
ches über die Gefährdung 
schutzbedürftiger Gebiete zu 
beachten. 

7. Aufschüttungen, Verfül-
lungen, Abgrabungen 
oder Ausschachtungen 
vorzunehmen oder die 
Bodengestalt auf andere 
Weise zu verändern. 

Das Verbot zielt auf die 
grundsätzliche Erhaltung der 
vorhandenen landschaftli-
chen Strukturen mit ihren 
jeweiligen Lebensräumen für 
Pflanzen und Tiere und auf 
die Sicherung des Land-
schaftsbildes. Es dient so-
wohl der Verhinderung von 
Landschaftsschäden durch 
weitere Kiesgrubenauf-
schlüsse, als auch dem 
Schutz hochwertiger Berei-
che, wie z. B. feuchter 
Brachflächen, vor der Inan-
spruchnahme als Grundflä-
che für Erdwälle aus Lärm-
schutzgründen.  

Klarstellend wird darauf hin-
gewiesen, dass der Umbruch 
oder das Umgraben von 
Acker- oder Gartenböden im 
Rahmen der ordnungsge-
mäßen Nutzung vom Verbot 
nicht betroffen ist. 

Darüber hinaus ist in Natur-
schutzgebieten die Strafvor-
schrift des § 329 Abs. 3 Nr. 1 
und 2 StGB zu beachten. 

Sprachliche Konkretisierung 
des Verbotstatbestandes. 

Hinweis auf ordnungsgemä-
ße Acker- und Gartennut-
zung gestrichen. 
Gesetzesverweis auf die 
strafrechtlichen Vorschriften 
verallgemeinert. 
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8. feste oder flüssige Stoffe 
sowie Gegenstände, die 
geeignet sind, den Na-
tur-, Boden- oder Was-
serhaushalt erheblich 
oder nachhaltig zu be-
einträchtigen (insbeson-
dere Biozide, Pflanzen-
schutzmittel, organische 
und mineralische Dün-
ger, Jauche, Festmist, 
Klärschlamm, Grünabfäl-
le), zu verwenden oder 
zu lagern. 
Ferner ist verboten, Ab-
fälle zu behandeln, zu 
lagern oder sich dieser 
Abfälle zu entledigen. 

Schädliche Einwirkungen auf 
schutzwürdige Bereiche und 
Störungen des Landschafts-
bildes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist die Beseitigung 
von Gartenabfällen. 

8. .Abfälle oder Altmaterial 
wegzuwerfen oder zu la-
gern und Abfallbeseiti-
gungsanlagen ein-
schließlich Recyclingan-
lagen zu errichten sowie 
rechtswidrig errichtete 
Anlagen zu betreiben. 

Schädliche Einwirkungen auf 
schutzwürdige Bereiche und 
Störungen des Landschafts-
bildes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist die Beseitigung 
von Gartenabfällen. 

Berücksichtigung des Abfall-
begriffs nach Kreislaufwirt-
schaftsgesetz. 

Neuformulierung mit Unter-
scheidung zwischen Abfällen 
und „Stoffen“. 
 
Streichung der Anlagen, da 
deren Errichtung und Betrieb 
bereits durch Verbot Nr. 5 
untersagt ist. 

     

9. Feste Werbeanlagen im 
Sinne des § 13 Abs. 1 
BauO NW und mobile 
Werbeanlagen zu errich-
ten, anzubringen, aufzu-
stellen oder rechtswidrig 
errichtete zu betreiben, 
auch wenn sie baurecht-
lich genehmigungsfrei 
sind. 

Zu den Werbeanlagen im 
Sinne der BauO NRW gehö-
ren insbesondere Schilder, 
Beschriftungen, Bemalun-
gen, Lichtwerbungen, 
Schaukästen sowie für Zet-
tel- und Bogenanschläge 
oder Lichtwerbung bestimm-
te Säulen, Tafeln und Flä-
chen. 
Das Verbot soll die Beein-

9. Werbeanlagen im Sinne 
des § 13 Abs. 1 BauO 
NW zu errichten, anzu-
bringen oder rechtswid-
rig errichtete zu betrei-
ben. 

Neben der Sicherung des 
Landschaftsbildes dient das 
Verbot vor allem der Ver-
meidung von Störungen des 
Naturhaushaltes bei der Er-
richtung oder auch Instand-
haltung der Anlagen. 

Ausdehnung auf mobile 
Werbeanlagen. 
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trächtigung des Land-
schaftsbildes im gesamten 
Geltungsbereich des Land-
schaftsplans und Störungen 
des Naturhaushaltes bei der 
Errichtung oder auch In-
standhaltung der Anlagen 
verhindern. 

Unberührt davon :     

� gesetzlich vorgeschriebe-
ne Beschilderungen 

Ortsschilder, Verkehrsschil-
der, Hinweisschilder für 
Schutzgebiete u.s.w. 

   

     

10. unverändert unverändert   unverändert 

     

11. Flächen und Wege zu 
betreten, zu befahren 
oder auf ihnen zu reiten, 
mit Ausnahme von We-
gen, die besonders ge-
kennzeichnet sind. 

Hierdurch sollen genügend 
große ungestörte Lebens-
räume für die Tierwelt erhal-
ten werden bzw. Störungen 
so gering wie unter groß-
städtischen Bedingungen 
möglich gehalten werden. 
Des Weiteren soll eine mög-
lichst ungestörte Vegetati-
onsentwicklung gewährleis-
tet werden, insbesondere für 
trittempfindliche Flächen. 

11. Flächen und Wege zu 
betreten, zu befahren 
oder auf ihnen zu reiten, 
mit Ausnahme von We-
gen, die besonders ge-
kennzeichnet sind. Das 
Erzeugen von Lärm und 
Musik sowie das Betrei-
ben von Tongeräten ist 
verboten. 

Hierdurch sollen genügend 
große ungestörte Lebens-
räume für die Tierwelt erhal-
ten werden bzw. Störungen 
so gering wie unter groß-
städtischen Bedingungen 
möglich gehalten werden. 
Des Weiteren soll eine mög-
lichst ungestörte Vegetati-
onsentwicklung gewährleis-
tet werden, insbesondere für 
trittempfindliche Flächen. 

Aus systematischen Grün-
den das Erzeugen von Lärm 
und Musik hier gestrichen, 
jedoch jetzt eigenes Verbot 
(33). 
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12. Motorflugmodelle zu 
betreiben sowie mit die-
sen die Naturschutzge-
biete zu überfliegen. 

Die nach Luftverkehrs-
Ordnung einzuhaltenden 
Sicherheitsmindesthöhen 
(150 m, in Städten 300 m) 
werden aufgrund des gerin-
gen Aktionsradius von Flug-
modellen in der Regel unter-
schritten. Lärmentwicklung 
und hohe Geschwindigkeiten 
mit abrupten Richtungs-
wechseln können zu erhebli-
chen Störungen der Tierwelt 
führen. 

 

12. das Überfliegen der Na-
turschutzgebiete mit 
Luftfahrzeugen unterhalb 
einer Höhe von 150 m 
über dem Erdboden. 

Die Naturschutzgebiete sol-
len hierdurch möglichst ru-
higgestellt werden. Des Wei-
teren dient das Verbot dem 
Schutz der Vögel vor Zu-
sammenstößen mit Luftfahr-
zeugen. 

Als Luftfahrzeuge gelten 
auch Motorflugmodelle. 

Für alle Luftfahrzeuge gilt 
eine nach Luftverkehrs-
Ordnung vorgeschriebene 
Sicherheitsmindesthöhe (in 
Städten 300 m über dem 
höchsten Hindernis im Um-
kreis von 600 m, in allen 
übrigen Fällen 150 m), wes-
halb eine Regelung über den 
LP grundsätzlich verzichtbar 
ist. 
Diese Mindesthöhe ent-
spricht beim Betrieb von 
Flugmodellen, die zwar auch 
als Luftfahrzeug zu betrach-
ten sind, vielfach nicht den 
Praxisanforderungen, da sie 
anlässlich ihres reduzierten 
Aktionsradius weder sehr 
weit noch entsprechend 
hoch bedient werden kön-
nen. Darüber hinaus unter-
scheidet sich der Betrieb von 
Flugmodellen im Hinblick auf 
die rasanten Flugmanöver 
erheblich vom Flugverhalten 
der anderen Luftfahrzeuge. 
Aus diesem Grund soll expli-
zit der Betrieb von Flugmo-
dellen über Naturschutzge-
bieten untersagt werden. 
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13. unverändert unverändert   Verbot unverändert 

     

14. unverändert unverändert   Verbot unverändert 

     

15. unverändert unverändert   Verbot unverändert 

     

16. Hunde unangeleint he-
rumlaufen zu lassen. 

In Naturschutzgebieten ist 
dem Naturschutzziel absolu-
ter Vorrang einzuräumen vor 
anderen Nutzungsansprü-
chen. Durch frei herumlau-
fende Hunde werden wildle-
bende Tiere stark beunruhigt 
was zu einer Abwanderung 
gefährdeter Tierpopulationen 
führen kann. 

16. Hunde - ohne sie anzu-
leinen frei herumlaufen 
zu lassen. 

In Naturschutzgebieten ist 
dem Naturschutzziel absolu-
ter Vorrang einzuräumen vor 
anderen Nutzungsansprü-
chen. Durch frei herumlau-
fende Hunde werden wildle-
bende Tiere stark beunru-
higt, wodurch im Extremfall 
eine Abwanderung gefährde-
ter Tierpopulationen ausge-
löst werden könnte. 

Verbot und Erläuterung 
sprachlich überarbeitet. 

     

Unberührt davon:  Unberührt davon:   

� Das Laufenlassen von 
Jagdhunden bei der Wild-
folge auf angeschossenes 
Wild. 

Die gesetzlich vorgeschrie-
bene Wildfolge ist ohne den 
Einsatz von Jagdhunden in 
der Regel nicht durchführbar. 

  Übernommen aus Unbe-
rührtheitsregel Nr. 2. 
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17. Feuer zu machen, zu 
unterhalten und zu gril-
len sowie brennende 
oder glimmende Ge-
genstände wegzuwerfen 
wie auch solche, die ge-
eignet sind, Feuer zu 
verursachen sowie das 
Abbrennen von Feuer-
werken. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung unkontrollierter 
Brände und der Erhaltung 
der Kleintier- und Insekten-
welt sowie des Bodenlebens. 
Weiterhin sollen Beunruhi-
gungen der Tierwelt vermie-
den werden. 

17. Feuer zu machen sowie 
brennende oder glim-
mende Gegenstände 
wegzuwerfen wie auch 
solche, die geeignet 
sind, Feuer zu verursa-
chen. 

Das Verbot dient der Ver-
meidung unkontrollierter 
Brände und der Erhaltung 
der Kleintier- und Insekten-
welt sowie des Bodenlebens. 

Erweiterung auf das Abbren-
nen von Feuerwerken und 
auf das Unterhalten von 
Feuer, da bei Ahndung nicht 
nur das Anzünden von Feu-
er, sondern auch das Unter-
halten eines Feuers relevant. 
Das Grillen wird explizit er-
wähnt. 

     

18. entfällt  18. die Bodendecke (Vege-
tation) auf den Banket-
ten der Wirtschaftswege, 
auf Böschungen, Stra-
ßenbegleitgrün, Feldrai-
nen und sonstigen Weg-
rändern mit mechani-
schen, chemischen oder 
sonstigen Mitteln niedrig 
zu halten oder zu ver-
nichten sowie durch Auf-
trag von Dünge- und 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln dortselbst die na-
türliche Entwicklung zu 
beeinflussen oder zu 
verhindern. 

Das Verbot dient der Erhal-
tung von Lebensräumen für 
bedrohte Tier- und Pflanzen-
arten, insbesondere auch 
der Erhaltung bedrohter 
Ackerwildkräuter. Einge-
schlossen sind die Böschun-
gen an Straßen und Bahnli-
nien sowie Uferböschungen. 
Das Mahd- und Beschädi-
gungsverbot für Feldwege-
böschungen erfolgt u.a. in 
Wahrnehmung städtischer 
Eigentumsrechte mit dem 
Ziel der Bestandssicherung 
dieser potentiellen Sukzessi-
onsflächen. 

Regelungen in Verbot Nr. 1 
integriert. 

     

19. der Umbruch oder die Das Verbot dient dem 19. der Umbruch oder die Das Verbot dient dem Verbot sprachlich angepasst. 
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Umwandlung von Dau-
ergrünland, Feuchtge-
bieten oder Nasswiesen, 
Brachen oder sonstigen, 
nicht bewirtschafteten 
Flächen in Ackerland 
oder eine sonstige ande-
re Nutzung. 

Schutz dieser Biotoptypen 
und ihrer speziellen Flora 
und Fauna. Ein derartiger 
Umbruch stellt i.d.R. eine 
massive Veränderung eines 
geschützten Gebietes mit 
der Folge einer nachhaltigen 
Störung der vorhandenen 
Wechselbeziehungen des 
Naturhaushaltes dar. Gerade 
die Lebensräume der auf 
Grünland angewiesenen 
Tierarten sind landes- und 
bundesweit aufgrund von 
Umstellungen in der land-
wirtschaftlichen Bewirtschaf-
tung bedroht. 

Umwandlung von Grün-
land, Feuchtgebieten 
oder Nasswiesen, Bra-
chen oder sonstigen, 
nicht bewirtschafteten 
Flächen in Ackerland 
oder eine sonstige ande-
re Nutzung. 

Schutz dieser Biotoptypen 
und ihrer speziellen Flora 
und Fauna. Ein derartiger 
Umbruch stellt i.d.R. eine 
massive Veränderung eines 
geschützten Gebietes mit 
der Folge einer nachhaltigen 
Störung der vorhandenen 
Wechselbeziehungen des 
Naturhaushaltes dar. Gerade 
die Lebensräume der auf 
Grünland angewiesenen 
Tierarten sind landes- und 
bundesweit aufgrund von 
Umstellungen in der land-
wirtschaftlichen Bewirtschaf-
tung bedroht. 

     

20. stehende und fließende 
Gewässer - also auch 
Fischteiche und sonstige 
künstliche Gewässer – 
anzulegen, zu verän-
dern, zu beseitigen oder 
deren Böschungen zu 
beeinträchtigen. 

Mittel- und unmittelbare Stö-
rungen im Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes der 
Schutzgebiete über Verän-
derungen des Wasserhaus-
haltes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Einge-
schlossen ist das Entneh-
men oder Ableiten von 
Grundwasser aus feuchtem 
Grünland oder sonstigen 
Feuchtgebieten durch Ent-
wässerungsgräben sowie 
sonstige bauliche Entwässe-
rungsmaßnahmen, die der 

20. Gewässer - also auch 
Fischteiche und sonstige 
künstliche Gewässer - 
anzulegen oder zu ver-
ändern. 

Mittel- und unmittelbare Stö-
rungen im Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes der 
Schutzgebiete über Verän-
derungen des Wasserhaus-
haltes sollen hierdurch ver-
hindert werden. Zur langfris-
tigen Erhaltung der Lebens-
grundlagen des Menschen 
ist insbesondere die Siche-
rung des Grundwasserhaus-
haltes einschließlich der 
Gewässergüte von heraus-
ragender Bedeutung. Folien-
teiche in der freien Land-

Verbotstatbestand sprachlich 
überarbeitet. 

Erläuterung gestrafft, da 
fachliche Details zum Teich-
bau nicht im LP erläutert 
werden müssen. 
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Beseitigung von Staunässe 
dienen. 

schaft sollen hierdurch ver-
hindert werden, da dadurch 
nur mittelfristig eine Verbes-
serung des Naturhaushaltes 
zu erwarten ist, längerfristig 
jedoch mit der Zerstörung 
der Abdichtungen und damit 
dem Wegfall eines Lebens-
raumes gerechnet werden 
muss. Hierin eingeschlossen 
ist das Entnehmen oder Ab-
leiten von Grundwasser aus 
feuchtem Grünland oder aus 
sonstigen Feuchtgebieten 
durch Entwässerungsgräben 
sowie sonstige bauliche 
Entwässerungsmaßnahmen, 
die der Beseitigung von 
Staunässe dienen. 

     

21. die Anwendung von 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln jeder Art, insbe-
sondere der Einsatz von 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln in Waldflächen 
zur Verhinderung oder 
Beseitigung von uner-
wünschtem Aufwuchs 
oder Schadenssympto-
men sowie in der Zeit 
vom 01.03. - 30.11. ei-
nes jeden Jahres das 

Das Verbot dient dem 
Schutz der Mikrofauna und 
der Krautschicht sowie der 
ungestörten Bodenentwick-
lung und dem Schutz des 
Grundwassers. Die Neben-
wirkungen von Pflanzenbe-
handlungsmitteln auf andere 
wildwachsende Pflanzen, 
Tiere, den Boden und das 
Grundwasser stellen oftmals 
vermeidbare Beeinträchti-

21. die Anwendung von 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln jeder Art, insbe-
sondere der Einsatz von 
Pflanzenbehandlungs-
mitteln in Waldflächen 
zur Verhinderung oder 
Beseitigung von uner-
wünschtem Aufwuchs 
oder Schadenssympto-
men sowie in der Zeit 
vom 01.03. - 30.11. ei-
nes jeden Jahres das 

Das Verbot dient dem 
Schutz der Mikrofauna und 
der Krautschicht sowie der 
ungestörten Bodenentwick-
lung und dem Schutz des 
Grundwassers. Die Neben-
wirkungen von Pflanzenbe-
handlungsmitteln auf andere 
wildwachsende Pflanzen, 
Tiere, den Boden und das 
Grundwasser stellen oftmals 
vermeidbare Beeinträchti-

Unverändert. 
Erläuterung lediglich etwas 
gestrafft 
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Aufbringen von Kalk in 
Waldbeständen. 

gungen dar. 

Ein Kalkauftrag auf den 
Waldboden außerhalb der 
Winterperiode führt zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung 
der Insektenfauna ein-
schließlich ihres Lebensrau-
mes, teilweise zur vollständi-
gen Vernichtung. Wegen des 
besonderen Stellenwertes 
der Insekten im Wirkungsge-
füge des Naturhaushalts sind 
diese in besonderem Maße 
zu schützen und zu pflegen, 
insbesondere auch im Hin-
blick auf die Erhaltung ihrer 
Fortpflanzungsmöglichkei-
ten. 

Aufbringen von Kalk in 
Waldbeständen. 

gungen dar (§ 3 LG). 

Soweit Schäden an Wald-
bäumen - auch zur Erhaltung 
der wirtschaftlichen Nut-
zungsfähigkeit - nur durch 
geeignete chemische Mittel 
verhindert oder begrenzt 
werden können, liegen i.d.R. 
die Voraussetzungen des 
§ 69 Abs. 1 lit. a) bb) und 
b) LG vor, sofern der Einsatz 
dieser Mittel nicht zu größe-
ren Beeinträchtigungen an 
anderen Teilen des Natur-
haushalts führt. 
Ein Kalkauftrag auf den 
Waldboden außerhalb der 
Winterperiode führt zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung 
der Insektenfauna ein-
schließlich ihres Lebensrau-
mes, teilweise zur vollständi-
gen Vernichtung. Wegen des 
besonderen Stellenwertes 
der Insekten im Wirkungsge-
füge des Naturhaushalts sind 
diese in besonderem Maße 
zu schützen und zu pflegen, 
insbesondere auch im Hin-
blick auf die Erhaltung ihrer 
Fortpflanzungsmöglichkei-
ten. 
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22. unverändert    unverändert 

     

23. Erstaufforstungen, die 
forstliche Nutzung au-
ßerhalb der Forsteinrich-
tungswerke, Pflegeplä-
ne, Sofortmaßnahmen-
konzepte sowie Wieder-
aufforstungen mit ande-
ren als bodenständigen 
und standortgerechten 
Baumarten. 

Hierdurch sollen Maßnah-
men verhindert werden, die 
außerhalb der Forsteinrich-
tungswerke, Pflegepläne und 
Sofortmaßnahmenkonzepte 
den Schutzzwecken entge-
gen stehen. 
In den abgestimmten Forst-
einrichtungswerken, Pflege-
plänen und Sofortmaßnah-
menkonzepten werden die 
Naturschutzbelange berück-
sichtigt. 

23. Erstaufforstungen, die 
forstliche Nutzung au-
ßerhalb der von der 
LÖLF aufgestellten 
Forsteinrichtungswerke 
sowie Wiederaufforstun-
gen mit anderen als bo-
denständigen und 
standortgerechten 
Baumarten. 

Mit Ausnahme des Verbotes 
von Erstaufforstungen han-
delt es sich um Festsetzun-
gen gem. § 25 LG auf der 
Grundlage des im Offenlage-
Verfahren ergänzten forstli-
chen Fachbeitrages. Das 
Verbot von Erstaufforstun-
gen ist keine Festsetzung 
gem. § 25 LG. Es ist erfor-
derlich wegen der besonde-
ren Bedeutung den Natur-
schutzgebiete für die Erhal-
tung der Artenvielfalt im Bal-
lungsraum Köln und zur Si-
cherung der Lebensraum-
strukturen in den Natur-
schutzgebieten. 

Verbot erweitert auf Planun-
gen, die aus Gründen des 
Naturschutzes aufgestellt 
werden oder diese berück-
sichtigen. 
Erläuterung aktualisiert. 

     

24. Wildfütterungen ein-
schließlich Kirrungen 
vorzunehmen sowie 
Wildäcker und Futter-
plätze anzulegen und 
bestehende weiterhin zu 
betreiben. 

Hierdurch sollen uner-
wünschte Nährstoffanreiche-
rungen als Folge konzentriert 
anfallender Exkremente des 
Wildes in Naturschutzgebie-
ten verhindert werden und 
Verfälschungen der Flora 
besonders empfindlicher 

24. Wildfütterungen ein-
schließlich Kirrungen 
vorzunehmen sowie 
Wildäcker und Futter-
plätze anzulegen und 
bestehende weiterhin zu 
betreiben. 

Hierdurch sollen uner-
wünschte Nährstoffanreiche-
rungen als Folge konzentriert 
anfallender Exkremente des 
Wildes in Naturschutzgebie-
ten verhindert werden und 
Verfälschungen der Flora 
besonders empfindlicher 

Verbot unverändert 
Gesetzesverweis verallge-
meinert. 
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Ökosysteme vermieden wer-
den. Die Vorschrift des 
Jagdschutzes nach Landes-
jagdgesetz bleibt hiervon im 
Ergebnis unberührt, da nur in 
wenigen besonders schutz-
würdigen - Bereichen eine 
Einschränkung erfolgt und 
somit Wildfütterungen in Not-
zeiten - z. B. in strengen 
Wintern mit durchgehend 
hoher Schneebedeckung - in 
ausreichendem Maß auf 
anderen Flächen erfolgen 
können. 

Ökosysteme vermieden wer-
den. Die Vorschrift des 
§ 25 Abs. 1 und 2 LJG NW 
bleibt hiervon im Ergebnis 
unberührt, da nur in wenigen 
besonders schutzwürdigen - 
Bereichen eine Einschrän-
kung erfolgt und somit Wild-
fütterungen in Notzeiten 
gem. § 25 Abs. 1 Satz 1 LJG 
- z. B. in strengen Wintern 
mit durchgehend hoher 
Schneebedeckung - in aus-
reichendem Maß auf ande-
ren Flächen erfolgen kön-
nen. 

     

25. entfallen 
(ehemals Jagdverbot) 

 25. entfallen 
(ehemals Jagdverbot) 

  

     

26. die Ausübung des Hob-
by- und Sportangelns, 
soweit in den NSG Ge-
wässer vorhanden sind, 
einschließlich deren Nut-
zung zur Fischzucht 
bzw. als Aufzuchtgewäs-
ser. 

Eine Ruhigstellung dieser 
Gebiete als Vorrangflächen 
für den Naturschutz - insbe-
sondere für den Wasservo-
gelschutz - ist bei häufiger 
Anwesenheit von Anglern 
nicht zu erreichen, da die 
Fluchtdistanz vieler Wasser-
vögel meist über 100 m liegt. 
Dieser Vertreibungseffekt 
geht auch und insbesondere 

26. die Ausübung des Hob-
by- und Sportangelns, 
soweit in den NSG Ge-
wässer vorhanden sind, 
einschließlich deren 
Nutzung zur Fischzucht 
bzw. als Aufzuchtge-
wässer. 

Eine Ruhigstellung dieser 
Gebiete als Vorrangflächen 
für den Naturschutz - insbe-
sondere für den Wasservo-
gelschutz - ist bei häufiger 
Anwesenheit von Anglern 
nicht zu erreichen, da die 
Fluchtdistanz vieler Wasser-
vögel meist über 100 m liegt. 
Dieser Vertreibungseffekt 
geht auch und insbesondere 

unverändert 

Ausübung der Fischerei wird 
gebietsbezogen in späterem 
Verfahren geändert 
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von einem stillsitzenden 
Menschen aus, während z. 
B. Maschinen oder die Ver-
lärmung durch eine nahe 
Straße i.d.R. keine Flucht-
bewegungen auslösen bzw. 
die Besiedlung nicht verhin-
dern. Darüber hinaus sind 
diese fischereilichen Nut-
zungen auch deshalb mit 
dem jeweiligen Schutzzweck 
unvereinbar, weil auch der 
Fischbestand der Natur-
schutzgebieteseiner natürli-
chen Entwicklung überlassen 
bleiben soll, soweit nicht 
vorher eingebrachte faunen-
fremde Fische abgefischt 
werden müssen. 

(Siehe auch allgem. Gebot 5 
zur Regelung der Angelnut-
zung am Rhein). 

von einem stillsitzenden 
Menschen aus, während z. 
B. Maschinen oder die Ver-
lärmung durch eine nahe 
Straße i.d.R. keine Flucht-
bewegungen auslösen bzw. 
die Besiedlung nicht verhin-
dern. Darüber hinaus sind 
diese fischereilichen Nut-
zungen auch deshalb mit 
dem jeweiligen Schutzzweck 
unvereinbar, weil auch der 
Fischbestand der Natur-
schutzgebieteseiner natürli-
chen Entwicklung überlassen 
bleiben soll, soweit nicht 
vorher eingebrachte faunen-
fremde Fische abgefischt 
werden müssen. 

(Siehe auch allgem. Gebot 5 
zur Regelung der Angelnut-
zung am Rhein). 

     

27. unverändert unverändert   unverändert 

 

     

28. unverändert unverändert.   unverändert 
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29. unverändert unverändert   unverändert 

     

30. zu baden, zu schwim-
men, zu tauchen, Eisflä-
chen zu betreten oder 
Wasserfahrzeuge aller 
Art einzubringen oder be-
reitzustellen oder mit ih-
nen zu fahren sowie 
sonstigen Wassersport 
zu betreiben. 

Hierdurch sollen Störungen 
der Tierwelt und Beeinträch-
tigungen von Natur und 
Landschaft vermieden wer-
den. 

  Gewässernutzungen ver-
schiedener Art können bis-
her nicht wirkungsvoll ge-
ahndet werden, da noch kein 
konkreter Verbotstatbestand 
gilt und bei Verstößen 
höchstens mittelbar argu-
mentiert werden kann (z. B. 
Beunruhigung von Tieren). 

     

31. ungenehmigte Veranstal-
tungen aller Art durchzu-
führen oder an ihnen teil-
zunehmen. 

Hierdurch sollen Beeinträch-
tigungen des Naturhaushalts 
vermieden und Schäden 
verhindert werden. Das Ver-
bot umfasst private wie auch 
gewerbliche Veranstaltun-
gen, Ansammlungen, Partys 
sowie unorganisierte Zu-
sammenkünfte (z. B. über 
soziale Netzwerke wie Face-
book). 

  neu 

     

32. Geocache-Behälter zu 
verstecken, anzubringen 
oder nach den Geoca-

Hierdurch sollen in den Na-
turschutzgebieten Störungen 
für die Tierwelt und Schädi-

  Neu 
Seit der Erfindung des Geo-
caching im Jahr 2000 hat 
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che-Behältern zu suchen. gungen der Vegetation ver-
mieden werden. 

sich diese Art der Freizeit-
gestaltung sehr schnell etab-
liert und verbreitet. Zwi-
schenzeitlich existieren der-
zeit etwa 280.000 aktive Ca-
ches in Deutschland, wobei 
mit ca. 47.000 Caches in 
NRW die meisten zu finden 
sind. 

Die Geocache-Behälter wer-
den überwiegend in vorhan-
denen natürlichen oder 
künstlichen Hohlräumen, wie 
etwa Baumhöhlen, versteckt. 
Je nach Schwierigkeitsgrad 
der Aufgaben kann durchaus 
eine Baumhöhle in der 
Baumkrone als Versteck 
dienen. Störungen der Tier-
welt, insbesondere Vögel 
und Fledermäuse, aber auch 
der Vegetation sind dabei 
unvermeidbar. 

     

33. Das Erzeugen von Lärm 
und Musik sowie das 
Betreiben von Tongerä-
ten 

Störungen der Tierwelt sol-
len hierdurch so gering wie 
möglich gehalten werden. 

  Aus Verbot Nr. 11 über-
nommen. 
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Änderungen der allgemeinen „Nicht betroffenen Nutzungen“ 
 
Wie bereits im vorhergehenden Kapitel (Änderung der allgemeinen Verbote) beschrieben, 
wird die bestehende Systematik teilweise durch die direkte Zuordnung der Unberührtheitsre-
gelungen („Nicht betroffenen Nutzungen“) zu einzelnen Verboten durchbrochen. Die Unbe-
rührtheitsregelungen die direkt einzelnen Verbotstatbeständen zugeordnet werden (siehe 
„Änderungen der allgemeinen Verbote“), werden in der folgenden Tabelle entsprechend ge-
strichen. 
 
 
Nr. 1 (Nutzung des Luftraumes zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gestrichen, da die Nutzung des Luftraumes durch Luftfahrzeuge 
abschließend im Luftverkehrsrecht geregelt ist. 
 
Nr. 2 (Laufenlassen von Jagdhunden bei Wildfolge) 
 
Die Unberührtheitsregel ist jetzt unter Verbot 16 aufgeführt. Inhaltlich wird sie nicht verän-
dert. 
 
Nrn. 3 und 4 (privilegierte Nutzungen) 
 
Die Regelung für die Nutzung vorhandener Versorgungs- und Entsorgungsanlagen und –
leitungen privater Unternehmen wird der Nr. 3 zugeordnet und Nr. 4 gestrichen. In der Unbe-
rührtheitsregel wird der Gesetzeshinweis aktualisiert. 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf allgemeine, selbstverständliche Naturschutzziele 
gestrichen. 
 
Nr. 5. (Maßnahmen der Stadt Köln) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gemäß aktueller Gemeindeordnung redaktionell angepasst. 
 
Nr. 6 (Beschneiden von Vegetation an Straßen und Bahnlinien) 
 
Jetzt bei Verbot Nr. 1 aufgeführt. 
 
Nr. 7 (Untersuchungsarbeiten und Gefahrenabwehr auf Altlasten) 
 
Die Regelung wird sprachlich und inhaltlich unmissverständlicher geregelt als bisher und 
reduziert auf erforderliche Maßnahmen im Bereich von Altlasten, Altablagerungen und sons-
tigen Grundwassergefährdungsbereichen. 
 
Nr. 8 (Forstwirtschaftliche Bodennutzung) 
 
Die Unberührtheitsregel wird sprachlich angepasst durch Bezugnahme auf aktuelle Begriff-
lichkeiten (nachhaltige und ordnungsgemäße Forstwirtschaft). Die Regelung für die Errich-
tung ortsüblicher Kultur- und Weidezäunen wird direkt Verbot Nr. 6 zugeordnet und kann 
deshalb hier entfallen. Die Regelung zu Bankettmahd wird gestrichen, da diese nur nach 
Notwendigkeit durchgeführt wird, also nicht mit 3-Jahres-Rhythmus planbar ist. 
 
Die Unberührtheitsregel für den Neubau von Forstwegen (kommt i. d. R. nicht vor) wird ge-
strichen. Sofern entgegen den bisherigen Erfahrungen Wegeneubau im Einzelfall stattfinden 
sollte, ist dafür zukünftig ein Befreiungsverfahren erforderlich.  
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Die Erläuterung wird der Neuformulierung der Unberührtheitsregel angepasst. Auf die Schil-
derungen der forstwirtschaftlichen Wirtschaftsweise wird verzichtet. 
 
Nr. 9 (Jagdausübung) 
 
Jetzt bei Verbot Nr. 2 aufgeführt. 
 
Nr. 10 (Laufenlassen von Jagdhunden bei Wildfolge) 
 
Die Unberührtheitsregel wird hier gestrichen, da hier eine Doppelregelung (siehe Nr. 2) be-
steht. Die Unberührtheitsregel Nr. 2 ist jetzt unter Verbot Nr. 16 aufgeführt, inhaltlich jedoch 
unverändert. 
 
Nr. 11 (Fristen der Jagdausübung) 
 
Die Unberührtheitsregel wird nicht verändert. 
 
Nr. 12 (Gefahrenabwehr) 
 
In dieser neuen Unberührtheitsregel wird der Gefahrenbegriff des § 34 Abs. 4c LG aufgegrif-
fen. Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht stellen seit der LG-Novelle 
2007 eine gesetzliche Unberührtheit dar, was hier klarstellend aufgeführt wird. 



N a t u r s c h u t z g e b i e t e  

___________________________________________ 
xxxxx Text wird neu eingefügt          xxxxx Text entfällt 

152 

Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Soweit nicht für einzelne 
Naturschutzgebiete abwei-
chende Festsetzungen ge-
troffen worden sind, bleiben 
folgende Nutzungen - hierzu 
zählen auch Tätigkeiten - 
von allen oder nur einzelnen 
Allgemeinen Verboten un-
berührt 

 Soweit nicht für einzelne 
Naturschutzgebiete abwei-
chende Festsetzungen ge-
troffen worden sind, bleiben 
folgende Nutzungen - hierzu 
zählen auch Tätigkeiten - 
von allen oder nur einzelnen 
Allgemeinen Verboten un-
berührt 

  

1. entfällt  1. vom Verbot 12 die Be-
nutzung des Luftraumes 
durch Bundeswehr, 
Bundesgrenzschutz und 
Polizei in Erfüllung ho-
heitlicher Aufgaben. 

§ 30 Abs. 1 Luftverkehrsge-
setz bestimmt die Ausnah-
meregelung für Militär, Poli-
zei und Bundesgrenzschutz 
von den Vorschriften des 
Luftverkehrsgesetzes, 
1. Abschnitt, zur Erfüllung 
hoheitlicher Aufgaben. 

Nutzung durch Luftfahrzeuge 
ist abschließend durch Luft-
verkehrsrecht geregelt (siehe 
Bemerkungen zu Verbot 12). 

     

2. entfällt  2. zum Verbot 16 das Lau-
fenlassen von Jagdhun-
den bei der Wildfolge auf 
angeschossenes Wild. 

Die gesetzlich vorgeschrie-
bene Wildfolge ist ohne den 
Einsatz von Jagdhunden 
i.d.R. nicht durchführbar. 

Direkt Verbot Nr. 16 zuge-
ordnet. 

     

3. die nach § 4 BNatSchG 
privilegierten Nutzungen 
- einschließlich vorhan-
dener Führungen von 
Versorgungs-/ Entsor-
gungsanlagen und -

Dieser besonders geregelte 
Bestandsschutz für die gem. 
§ 4 BNatSchG privilegierten 
bestimmungsgemäßen Nut-
zungen gilt nicht uneinge-
schränkt. Er umfasst z. B. 

3. die nach § 38 Abs. 1 
BNatSchG privilegierten 
Nutzungen – einschließ-
lich vorhandener Füh-
rungen von Versor-
gungs-

Die Ziele, Grundsätze und 
allgemeinen Pflichten der 
§§ 1 bis 3 LG sind jedoch 
auch in diesen Fällen zu 
beachten. Einen Bestands-
schutz genießen diese Nut-

Gesetzesverweis aktualisiert. 

Erläuterungen gestrafft. 

Unberührtheit Nrn. 3 und 4 
zusammen gefasst, inhaltlich 
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leitungen - und die für 
deren bestimmungsge-
mäße Nutzung notwen-
digen Instandsetzungs- 
und Erhaltungsmaß-
nahmen – dies gilt auch 
für private Unternehmen 
- soweit eine Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde erfolgt. 

nicht den Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln zur 
Beseitigung unerwünschten 
Aufwuchses an Bahnanla-
gen. 

/Entsorgungsanlagen 
und -leitungen - und die 
für deren bestim-
mungsgemäße Nutzung 
notwendigen Instandset-
zungs- und Erhaltungs-
maßnahmen, soweit ei-
ne Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

zungen nur insoweit, wie sie 
nicht gegen Rechtsnormen 
verstoßen. Dieser besonders 
geregelte Bestandschutz für 
die gem. § 38 Abs. 1 
BNatSchG privilegierten be-
stimmungsgemäßen Nut-
zungen umfasst z. B. nicht 
den Einsatz von Pflanzenbe-
handlungsmitteln zur Besei-
tigung unerwünschten Auf-
wuchsest an Bahnanlagen. 
Hier gelten die Regelungen 
des Landschaftsgesetzes. 

unverändert 

In der Erläuterung wird der 
Hinweis auf allgemeine, 
selbstverständliche Natur-
schutzziele gestrichen. 

 

     

4. entfällt  4. die Nutzung vorhandener 
Versorgungs-
/Entsorgungsanlagen 
und -leitungen durch pri-
vate Unternehmen und 
die für deren bestim-
mungsgemäße Nutzung 
notwendigen Instandset-
zungs- und Erhaltungs-
maßnahmen, soweit eine 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Siehe Ziffer 3. 

 

Unberührtheit Nrn. 3 und 4 
zusammen gefasst, inhaltlich 
unverändert. 
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5. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberbürgermeister der 
Stadt Köln angeordnet 
oder genehmigt sind 
bzw. von ihm oder in sei-
nem Auftrag durchgeführt 
werden. 

 5. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberstadtdirektor Köln 
angeordnet oder geneh-
migt sind bzw. von ihm 
selbst oder in seinem 
Auftrag durchgeführt 
werden. 

 Redaktionell angepasst ge-
mäß aktueller Gemeindord-
nung. 

     

6. entfällt  6. in der Zeit von Anfang 
Oktober bis Ende Febru-
ar zur Aufrechterhaltung 
der Verkehrssicherheit 
an Straßen und Bahnli-
nien, das hierfür notwen-
dige Beschneiden von 
Bäumen und Sträuchern 
vom Verbot 1 sowie das 
hierfür notwendige Nied-
righalten der sonstigen 
Vegetation auf den dort 
vorhandenen Böschun-
gen mit mechanischen 
Mitteln vom Verbot 18. 

Siehe auch die Wirkung des 
§64 LG. Hierdurch soll u.a. 
sichergestellt werden, dass 
diese oft wertvollen Saumbi-
otope während der Vegetati-
onsperiode einer weitgehend 
ungestörten Entwicklung 
überlassen bleiben. 

Das beseitigen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen 
Pflanzen bedarf einer Befrei-
ung nach §64 LG. 

Gemäß Novelle des LG von 
2007 (§ 34 Abs. 4c S. 1 LG) 
sind Maßnahmen aus Grün-
den der Verkehrssiche-
rungspflicht in NSG, LSG, 
GLB und an Naturdenkmalen 
unberührt von den Verbots-
bestimmungen des LP. 

     

7. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten sowie 
Maßnahmen zur Abwehr 

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-
bensgrundlage des Men-

7. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten auf Alt-
lasten, Altablagerungen 

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-
bensgrundlage des Men-

Unberührtheitsregel 

Die Regelung wird sprachlich 
und inhaltlich unmissver-
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von Gefahren für das 
Grundwasser auf Altlas-
ten, Altablagerungen 
oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, soweit bei not-
wendigen Eingriffen in 
Vegetationsbestände das 
Vermeidungsgebot des 
BNatSchG beachtet wird 
und eine vorherige An-
zeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 
Den gesetzlichen Verboten 
des allgemeinen und beson-
deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 

oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, sowie Maßnah-
men zur Gefahrenab-
wehr, soweit bei notwen-
digen Eingriffen in Vege-
tationsbestände das 
Vermeidungsgebot des 
§ 3 LG beachtet wird und 
eine Anzeige an die un-
tere Landschaftsbehörde 
erfolgt. 

schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Gefah-
renabwehr erfolgt - da aus 
den Grundsätzen der allge-
meinen Güterabwägung 
selbstverständlich - nur zur 
Klarstellung. 
Gemeint sind hiermit Maß-
nahmen, die der Abwehr 
akuter Gefahren dienen, 
nicht jedoch Pflege- und Un-
terhaltungsmaßnahmen 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 

ständlicher geregelt als bis-
her und reduziert auf erfor-
derliche Maßnahmen im Be-
reich von Altlasten, Altabla-
gerungen und sonstigen 
Grundwassergefährdungsbe-
reichen. 
Maßnahmen der Gefahren-
abwehr außerhalb der hier 
betroffenen Bereiche werden 
in der neuen Unberührtheits-
regel Nr 12 gesondert gere-
gelt. 
 
Erläuterung 

an Unberührtheitsregel an-
gepasst. 

     

8. die ordnungsgemäße 
forstwirtschaftliche Bo-
dennutzung nach den im 
Landesforstgesetz defi-
nierten Grundsätzen der 
nachhaltigen und ord-
nungsgemäßen Forst-
wirtschaft im Rahmen der 

Die gesetzlichen und in den 
einschlägigen Richtlinien 
enthaltenen Regelungen zu 
den Grundsätzen der guten 
fachlichen Praxis 
(BNatSchG, BBodSchG, u. 
a.) sowie die Grundsätze der 
nachhaltigen und ordnungs-

8. die im Sinne des Land-
schaftsgesetzes (§§ 1 - 
3) ordnungsgemäße 
forstwirtschaftliche Bo-
dennutzung vom Verbot 
3 beim Einbringen von 
bodenständigen Baum- 
und Straucharten im 

Eine forstwirtschaftliche Bo-
dennutzung, welche die Ziele 
und Grundsätze des Land-
schaftsgesetzes beachtet, 
dient in der Regel den Zielen 
des Gesetzes gem. 
§1 Abs. 3 LG (sogen. Land-

Kultur- und Weidezäune di-
rekt Verbot Nr. 6 zugeordnet. 

 
Sprachliche Anpassung 
durch Bezugnahme auf ak-
tuelle Begrifflichkeiten 
(nachhaltige und ordnungs-
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Forsteinrichtungswerke, 
Pflegepläne und Sofort-
maßnahmenkonzepte. 

gemäßen Forstwirtschaft 
(LFoG) sind zu beachten. 
Die Forsteinrichtungswerke, 
Pflegepläne und Sofortmaß-
nahmenkonzepte bedürfen 
der Genehmigung durch die 
untere Forstbehörde im Ein-
vernehmen mit der unteren 
Landschaftsbehörde. 

Rahmen der von der 
LÖLF aufgestellten 
Forsteinrichtungswerke 
sowie von den Verboten 
1, 11 und im Rahmen 
dieser Bewirtschaftung 
die Errichtung ortsübli-
cher Kulturzäune vom 
Verbot 6. Darüber hinaus 
bleibt die forstwirtschaft-
liche Nutzung der Forst-
wege und das ab-
schnittsweise Niedrighal-
ten der Vegetation auf 
den Böschungen und 
Banketten der Forstwege 
mit mechanischen Mitteln 
im Turnus von drei Jah-
ren unberührt vom Ver-
bot 18. 

 

wirtschaftsklausel). 

Zum Begriff der „ordnungs-
gemäßen Bodennutzung“ 
siehe auch die von der Ag-
rarministerkonferenz be-
schlossenen allgemeinen 
Handlungsrichtlinien und 
Definitionen zur ordnungs-
gemäßen Forstwirtschaft 
(Rd. Erl. MURL IV A 5 20-00-
00.00 vom 13.04.89) sowie 
die Ausführungen unter 
Gliederungspunkt 1.5. 

Unberührt bleiben demnach 
die auf die unmittelbare Bo-
denertragsnutzung gerichte-
ten forstwirtschaftlichen 
Handlungen. Hierbei werden 
zwangsläufig immer Pflan-
zen geschädigt, auch wild-
wachsende. Unberührt vom 
Verbot 1 bleibt deshalb das 
unvermeidbare Maß der Be-
einträchtigung des Natur-
haushaltes durch die forst-
wirtschaftliche Nutzung, je-
doch nicht z. B. das erstma-
lige Beseitigen wildwach-
sender Pflanzen auf einer 
bisher nicht von der jeweili-
gen Nutzung tangierten Flä-
che. 

gemäße Forstwirtschaft). 
 
Regelung zu Bankettmahd 
gestrichen, da diese nur 
nach Notwendigkeit durchge-
führt wird, also nicht mit 3-
Jahres-Rhythmus planbar ist 
und die meisten Maßnahmen 
ohnehin im Rahmen der 
Verkehrssicherung zulässig 
sind. 
 
Erläuterung: 
Anpassung der Erläuterun-
gen an die Neuformulierung 
des Verbotstatbestandes. 
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Die besonderen Regelungen 
bezüglich der Forstwege 
sind erforderlich aufgrund 
des besonderen funktionalen 
Zusammenhangs zur „tägli-
chen Wirtschaftsweise“ der 
forstlichen Nutzung. Eine 
Beschädigung der Bö-
schungsvegetation beim 
Abtransport geschlagener 
Hölzer ist z. B. nicht ver-
meidbar. Die Bindung der 
Forstwege-Unterhaltung an 
den 3-Jahres-Turnus ist er-
forderlich als Kompromiss 
zwischen der besonderen 
Funktion der Wege und dem 
besonderen ökologischen 
Stellenwert der Böschungen 
etc. als Saumbiotope inner-
halb des Waldes. 
Soweit in den Naturschutz-
gebieten neue Forstwege 
angelegt werden müssen, ist 
wegen der besonderen Be-
deutung dieser Gebiete eine 
Befreiung durch die untere 
Landschaftsbehörde erfor-
derlich. 
Die Unberührtheitsregel be-
inhaltet eine Festsetzung 
gem. § 25 LG auf der Grund-
lage des im Offenlage-
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Verfahren ergänzten forstli-
chen Fachbeitrages. 

     

9. entfällt  9. die ordnungsgemäße 
Jagd im engeren Sinne 
des § 1 Abs. 4 BJG vom 
Verbot 2. 

Tätigkeiten im Rahmen der 
Jagd im weiteren Sinne, wie 
z. B. die Anlage von soge-
nannten Jagdschneisen oder 
Wildäckern oder der Bau von 
Jagdkanzeln, fallen nicht 
unter diese Unberührtheits-
regelung. Solche Tätigkeiten 
bedürfen einer Befreiung 
gem. § 69 LG, soweit sie 
unter die Verbotsregelungen 
des LP fallen 
Soweit nicht durch gebiets-
spezifische Verbote die 
Jagdausübung einge-
schränkt wird, ist davon aus-
zugehen, dass die Jagd im 
engeren Sinne mit den Na-
turschutzzielen vereinbar ist. 

Durch die Zusammenarbeit 
von Naturschutz und Jagd, 
insbesondere der Jagdaus-
übungsberechtigten und der 
örtlich zuständigen Land-
schaftswächter, wird die ge-
genseitige Akzeptanz erhöht. 
Zudem werden Sammlung 
und Austausch von Daten 

Direkt Verbot Nr. 2 zugeord-
net. 
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gefördert, insbesondere um 
Rückschlüsse zu ziehen be-
züglich der Auswirkungen 
der Jagd auf den Zustand 
der Naturschutzgebiete. Die 
Zusammenarbeit und die 
Weitergabe der gesammel-
ten Daten an die untere 
Landschaftsbehörde bzw. 
die untere Jagdbehörde 
werden empfohlen. 

Bei der Bejagung ist auf 
schützenswerte Tiere und 
Pflanzen Rücksicht zu neh-
men. Insbesondere soll auf 
eine Ausübung der Jagd 
verzichtet werden, wenn 
geschützte Wasservögel auf 
dem Wasser ruhen. Dies ist 
insbesondere auch bei der 
Durchführung von Gesell-
schaftsjagden zu beachten. 

     

10. entfällt  10. das Laufenlassen von 
Jagdhunden im jagdli-
chen Einsatz vom Ver-
bot 16. 

Eine effektive Bejagung kann 
nicht ohne den Einsatz von 
Jagdhunden erfolgen. Sofern 
der LP keine zeitlichen oder 
räumlichen Jagdverbote 
festsetzt, ist daher das Lau-
fenlassen von Hunden im 
Rahmen des jagdlichen Ein-

Unberührtheitsregel hier ge-
strichen, da hier eine Dop-
pelregelung (siehe Nr. 2) 
besteht. Die Unberührtheits-
regel Nr. 2 ist jetzt unter 
Verbot Nr. 16 aufgeführt, 
inhaltlich jedoch unverän-
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satzes erlaubt dert. 

     

11. unverändert unverändert   unverändert 

     

12. Unaufschiebbare Maß-
nahmen zur Abwendung 
einer unmittelbar dro-
henden gegenwärtigen 
Gefahr für Personen 
oder Sachen von bedeu-
tendem Wert oder Maß-
nahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherungs-
pflicht, die zwingend er-
forderlich sind, soweit 
bei notwendigen Eingrif-
fen in Vegetationsbe-
stände das Vermei-
dungsgebot des 
BNatSchG beachtet wird 
und eine vorherige An-
zeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Abwehr 
unmittelbar drohender ge-
genwärtiger Gefahren, die 
zur Verhinderung drohender 
Schäden ein sofortiges Ein-
schreiten verlangen und ein 
Abwarten bis zur Abstim-
mung mit der unteren Land-
schaftsbehörde unmöglich 
machen, erfolgt - da aus den 
Grundsätzen der allgemei-
nen Güterabwägung selbst-
verständlich - nur zur Klar-
stellung. 
 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden gegenwärtigen 
Gefahr kann die Anzeige 
auch nachträglich erfolgen, 
muss aber nachvollziehbar, 
ggf. durch Beifügung von 
Fotos, begründet werden. 
 
Den gesetzlichen Verboten 
des allgemeinen und beson-

  Unberührtheitsregel 

Gefahrenbegriff des § 34 
Abs. 4c LG übernommen. 
Maßnahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherungs-
pflicht stellen seit der LG-
Novelle 2007 eine gesetzli-
che Unberührtheit dar. 
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deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 
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Änderungen der allgemeinen Gebote 
 
Auch die allgemeinen Gebote in Naturschutzgebieten und deren Erläuterungen wurden hin-
sichtlich veränderter rechtlicher Grundlagen, auf ihre Durchführbarkeit und Praxisrelevanz 
überprüft. 
 
 
Nr. 1 (Kennzeichnung von Naturschutzgebieten) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da der Hinweis auf die ohnehin geltende gesetzliche Rege-
lung nicht erforderlich ist. 
 
Nr. 2 (Miet- und Pachtverträge) 
 
Das Gebot wird ergänzt für den Neuabschluss von Miet- oder Pachtverträgen. 
 
Nr. 3 (öffentlich-rechtliche Nutzungsgestattungen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 4 (Stichprobenuntersuchungen von Böden und Gewässern) 
 
Das Gebot entfällt, da vorbeugende Untersuchungen nur anlassbezogen durchgeführt wer-
den. 
 
Nr. 5. (Erstellung von Pflegeplänen) 
 
Das Gebot wird inhaltlich nicht verändert, der Name der zuständigen Behörde wird aktuali-
siert. 
 
Nr. 6 (Darstellung der Naturschutzgebiete im Flächennutzungsplan) 
 
Das Gebot entfällt, da Naturschutzgebiete im aktuellen Flächennutzungsplan bereits darge-
stellt sind. 
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In Naturschutzgebieten ist 
geboten: 

 In Naturschutzgebieten ist 
geboten: 

  

1. das Aufstellen von 
Schildern in ausreichen-
der Zahl zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
des Gebietes und die 
dort geltenden wesentli-
chen Verbote. 

 1. das Aufstellen von 
Schildern in ausreichen-
der Zahl zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
des Gebietes und die 
dort geltenden wesentli-
chen Verbote. 

Die Bestimmungen des 
§ 48 Abs. 2 bis 4 LG und des 
§ 13 der Verordnung zur 
Durchführung des Land-
schaftsgesetzes vom 
22.10.1986 sind zu beach-
ten. 

Gebot unverändert. 
Hinweise auf gesetzliche 
Bestimmungen in der Erläu-
terung sind nicht erforderlich. 

     

2. bei Auslaufen und bei 
Abschluss neuer von 
Miet- oder Pachtverträ-
gen über städtische 
Grundstücke eine Ver-
tragsverlängerung nur 
dann vorzunehmen, 
wenn die nach dem Ver-
trag vorgesehene Nut-
zung den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Gebiet 
entspricht, selbst wenn 
sie unter die Nicht betrof-
fenen Nutzungen fällt. 
 
Bestehende Nutzungs-
verhältnisse sind auf ihre 
Verträglichkeit für das 
geschützte Gebiet zu 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplanes wider-
sprechen, nicht ordnungs-
gemäß ausgeübt werden 
oder als störende Anlagen 
eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes bzw. des 
Naturhaushaltes darstellen. 
Angesprochen sind insbe-
sondere Verträge über die 
landwirtschaftliche Boden-
nutzung in Überschwem-
mungsgebieten, im Einzugs-
bereich von Trinkwasserge-
winnungsanlagen und 

2. bei Auslaufen von Miet- 
oder Pachtverträgen 
über städtische 
Grundstücke eine Ver-
tragsverlängerung nur 
dann vorzunehmen, 
wenn die nach dem Ver-
trag vorgesehene Nut-
zung den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Gebiet 
entspricht, selbst wenn 
sie unter die Nicht be-
troffenen Nutzungen 
fällt. 
 
Bestehende Nutzungs-
verhältnisse sind auf ihre 
Verträglichkeit für das 
geschützte Gebiet zu 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplanes wider-
sprechen, nicht ordnungs-
gemäß ausgeübt werden 
oder als störende Anlagen 
eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes bzw. des 
Naturhaushaltes darstellen. 
Angesprochen sind insbe-
sondere Verträge über die 
landwirtschaftliche Boden-
nutzung in Überschwem-
mungsgebieten, im Einzugs-
bereich von Trinkwasserge-
winnungsanlagen und 

Gebot ergänzt für den Neu-
abschluss von Miet- oder 
Pachtverträgen. 
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überprüfen. Nutzungs-
verträge, die nicht mit 
den Darstellungen und 
Festsetzungen für das 
geschützte Gebiet über-
einstimmen, sind unab-
hängig davon, ob diese 
Nutzungen unter die 
Nicht betroffene Nut-
zungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

Grundwasseranreicherungs-
gebieten, Jagd- und Fische-
reipacht-Verträge sowie sol-
che für Campingplätze im 
Rheinvorland. 

überprüfen. Nutzungs-
verträge, die nicht mit 
den Darstellungen und 
Festsetzungen für das 
geschützte Gebiet über-
einstimmen, sind unab-
hängig davon, ob diese 
Nutzungen unter die 
Nicht betroffene Nut-
zungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

Grundwasseranreicherungs-
gebieten, Jagd- und Fische-
reipacht-Verträge sowie sol-
che für Campingplätze im 
Rheinvorland. 

     

3. öffentlich-rechtliche Nut-
zungsgestattungen im 
Rahmen des rechtlich 
Zulässigen zu versagen, 
nicht zu verlängern, zu-
rückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn die 
Nutzung den Darstellun-
gen und Festsetzungen 
für das geschützte Ge-
biet widerspricht. 

Dies betrifft insbesondere 
öffentlich-rechtliche Nut-
zungsgestattungen durch 
Sonderordnungsbehörden. 

3. öffentlich-rechtliche Nut-
zungsgestattungen im 
Rahmen des rechtlich 
Zulässigen zu versagen, 
nicht zu verlängern, zu-
rückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn die 
Nutzung den Darstellun-
gen und Festsetzungen 
für das geschützte Ge-
biet widerspricht. 

Dies betrifft insbesondere 
öffentlich-rechtliche Nut-
zungsgestattungen durch 
Sonderordnungsbehörden. 

 

unverändert 

     

4. entfällt  4. regelmäßige Stichpro-
benuntersuchungen von 
Böden und Gewässern – 

Diese Gebotsregelung zieht 
auf die vorbeugende Gefah-
renabwehr, um vor dem Auf-

Keine vorbeugenden Unter-
suchungen. 
Bei Verdacht selbstverständ-
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insbesondere auf Säure- 
und Nährstoffgehalt 
durchzuführen. Notwen-
dige Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr sind mit 
der Landesanstalt für 
Ökologie, Landschafts-
entwicklung und Forst-
planung NW (LÖLF) ab-
zustimmen. 

treten gravierender Schädi-
gungen des Naturschutzge-
bietes rechtzeitig Rettungs-
maßnahmen einleiten zu 
können. 

lich. 

     

5. die Erstellung von Pfle-
geplänen in Abstimmun-
gen mit dem LANUV un-
ter Beteiligung der die 
Naturschutzgebiete 
betreuenden Natur-
schutzverbände. 

Die auf dem derzeitigen 
Kenntnisstand festgesetzten 
gebietsspezifischen Gebote 
zur Pflege und Entwicklung 
der Naturschutzgebiete sind 
hierbei als Vorgaben zu be-
achten. Soweit bei den Na-
turschutzgebieten entlang 
des Rheines ufernahe We-
geführungen verbleiben, 
kann im mittleren Teil dieser 
Wegeabschnitte auch eine 
Angelnutzung zugelassen 
werden, wenn die Ruhigstel-
lung der übrigen Uferteilbe-
reiche weiterhin gewährleis-
tet ist. 

5. die Erstellung von Pfle-
geplänen in Abstimmun-
gen mit der LÖLF unter 
Beteiligung der die Na-
turschutzgebiete betreu-
enden Naturschutzver-
bände. 

Die auf dem derzeitigen 
Kenntnisstand festgesetzten 
gebietsspezifischen Gebote 
zur Pflege und Entwicklung 
der Naturschutzgebiete sind 
hierbei als Vorgaben zu be-
achten. Soweit bei den Na-
turschutzgebieten entlang 
des Rheines ufernahe We-
geführungen verbleiben, 
kann im mittleren Teil dieser 
Wegeabschnitte auch eine 
Angelnutzung zugelassen 
werden, wenn die Ruhigstel-
lung der übrigen Uferteilbe-
reiche weiterhin gewährleis-
tet ist. 

unverändert 
Wird bei der Überarbeitung 
der Angelnutzung überprüft. 

     

6. entfällt  6. die Änderung der Dar-
stellungen des FNP für 

Im BBauG, dem vorlaufen-
den Gesetz zum BauGB, war 

Im aktuellen FNP sind die 
Gebiete als Naturschutzge-
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die NSG-Flächen in „Flä-
chen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft“ 
gem. § 5 Abs. 2 Nr. 10 
BauGB. 

diese Darstellungsmöglich-
keit noch nicht vorgesehen. 
In der Beschlussfassung 
zum gültigen FNP wurde 
jedoch schon auf die not-
wendige Anpassung des 
FNP an die Aussagen des 
LP hingewiesen (Erläute-
rungsbericht zum FNP, 
S. 213; siehe auch Erläute-
rungen zum Entwicklungsziel 
7, Gliederungspunkt 2.2.7). 

biete nachrichtlich darge-
stellt. 
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Änderungen der allgemeinen Verbote 
 
Die allgemeinen Verbote für Naturdenkmale und deren Erläuterungen wurden insbesondere 
hinsichtlich fachlicher Aspekte sowie veränderter rechtlicher Grundlagen überprüft. 
 
Mit einem neuen Verbot wird auf die noch junge Freizeitbeschäftigung des „Geocaching“ 
reagiert. 
 
 
Nr. 1 (Zerstörung oder Beschädigung eines Naturdenkmals) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf die Eingriffsregelung gestrichen. 
 
Nr. 2 (Bauliche Anlagen errichten) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 3 (Befestigung oder Versiegelung) 
 
Das Verbot wird inhaltlich nicht verändert, lediglich die Terminologie (Kronentraufbereich) 
wird angepasst. 
 
Nr. 4 (Bodenverdichtung) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 5 (Aufschüttungen, Abgrabungen, Ausschachtungen vornehmen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 6 (Beseitigung von natürlichem Aufwuchs) 
 
Das Verbot entfällt. Teilweise kann eine Beseitigung des Aufwuchses notwendig sein, um 
das Naturdenkmal und seine Umgebung zu erhalten (z. B. Entfernung von Efeu für Sichtkon-
trolle, Pflegemaßnahmen Flora/Zoo). 
 
Nr. 7 (Pflanzenbehandlungs- und Düngemittel) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 8 (Beeinträchtigung durch Urin) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 9 (Lagern / Aufbringen gefährlicher Stoffe) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 10 (Geocaching) 
 
Es wird ein neues Verbot eingefügt. Es besteht Regelungsbedarf, da diese neue Art der Frei-
zeitbeschäftigung von den bestehenden Verbotstatbeständen nicht hinreichend erfasst wird. 
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Nr. 11 (Slacklining) 
 
Slacklinig erfreut sich als Trendsportart zunehmender Beliebtheit. Beim Slacklining werden 
Gurte zum Balancieren mit hoher Spannung zwischen zwei Bäume gespannt. Der Druck, der 
über die Gurte auf den Baumstamm trifft, kann die Bäume, deren Wasser- und Nährstoffver-
sorgung in der Schicht unmittelbar unter der Rinde entlangläuft (Kambium), irreparabel schä-
digen. 
Im Volksgarten und in vier Bereichen des inneren Grüngürtels soll das Slacklining erlaubt 
sein. Dort werden die Baumstämme geschützt und Stahlmasten aufgestellt, zwischen denen 
Gurte gespannt werden können. 
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Zum Schutz der Natur-
denkmale ist insbesondere 
verboten: 

 Zum Schutz der Natur-
denkmale ist insbesondere 
verboten: 

  

1. die Zerstörung oder Ent-
fernung eines geschütz-
ten Objektes sowie jede 
Beschädigung oder Ver-
änderung, insbesondere 
auch solche Handlun-
gen, die zu einer Zerstö-
rung oder nachhaltigen 
Störung eines Natur-
denkmals führen oder 
eine solche erwarten 
lassen. 

Eine Beschädigung liegt ins-
besondere dann vor, wenn z. 
B. die Rinde oder das Wur-
zelwerk geschützter Bäume 
verletzt oder Zweige bzw. 
Äste abgebrochen werden. 
Eine Veränderung liegt ins-
besondere dann vor, wenn z. 
B. Zweige oder Äste - auch 
fachgerecht - abgeschnitten 
oder abgesägt werden. Eine 
nachhaltige Störung liegt 
insbesondere dann vor, 
wenn das weitere Wachstum 
von Bäumen beeinträchtigt 
ist bzw. wird, z. B. durch 
Einwirkungen auf den 
Grundwasserhaushalt in der 
Umgebung des Naturdenk-
mals. 

1. die Zerstörung oder Ent-
fernung eines geschütz-
ten Objektes sowie jede 
Beschädigung oder Ver-
änderung - insbesondere 
auch solche Handlun-
gen, die zu einer Zerstö-
rung oder nachhaltigen 
Störung eines Natur-
denkmals führen oder 
eine solche erwarten 
lassen. 

Die längstmögliche Erhal-
tung der Naturdenkmale ist 
nur gewährleistet, wenn ihr 
Schutz als Abwägungsbe-
lang in allen Zweifelsfällen 
Vorrang genießt. Eine Be-
schädigung liegt insbesonde-
re dann vor, wenn z. B. die 
Rinde oder das Wurzelwerk 
geschützter Bäume verletzt 
oder Zweige bzw. Äste ab-
gebrochen werden. Eine 
Veränderung liegt insbeson-
dere dann vor, wenn z. B. 
Zweige oder Äste - auch 
fachgerecht - abgeschnitten 
oder abgesägt werden. Eine 
nachhaltige Störung liegt 
insbesondere dann vor, 
wenn das weitere Wachstum 
von Bäumen beeinträchtigt 
ist bzw. wird, z. B. durch 
Einwirkungen auf den 
Grundwasserhaushalt in der 
Umgebung des Naturdenk-
mals. Aufgrund der §§ 4 bis 
6 LG (Eingriffsregelung) sind 
auch außerhalb des Schutz-
bereiches vorgenommene 
Handlungen, die Folgewir-

unverändert 

Erläuterung gekürzt, Hinweis 
auf Eingriffsregelung gestri-
chen. 
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kungen für das Schutzobjekt 
nach sich ziehen können, 
genehmigungspflichtig. 

     

2. unverändert. unverändert   unverändert 

     

3. die Befestigung oder 
Versiegelung von ge-
schützten Flächen oder 
Teilen davon - insbe-
sondere im Kronentrauf-
bereich geschützter 
Bäume. 

 3. die Befestigung oder 
Versiegelung von ge-
schützten Flächen oder 
Teilen davon - insbe-
sondere im Kronenbe-
reich geschützter Bäu-
me. 

 Inhaltlich unverändert. 
Begriff „Kronenbereich“ kon-
kretisiert. 

     

4. unverändert    unverändert 

     

5. unverändert    unverändert 

     

6. entfällt  6. die Beseitigung oder 
Beschädigung des durch 
natürliche Entwicklung 
entstandenen Aufwuch-
ses. 

 Nicht sinnvoll, da durch die 
anderen Verbote Schutz 
ausreichend. 
Teilweise Beseitigung des 
Aufwuchses notwendig, um 
den Baum und seine Umge-
bung zu erhalten, z. B. Ent-



N a t u r d e n k m a l e  

__________________________________________ 
xxxxx Text wird neu eingefügt          xxxxx Text entfällt 

171 

Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

fernung von Efeu i. R Sicht-
kontrolle, Pflegemaßnahmen 
Flora/Zoo 

     

7. unverändert unverändert   unverändert 

     

8. unverändert unverändert   unverändert 

     

9. unverändert unverändert   unverändert 

     

10. Geocache-Behälter in 
oder an Bäumen incl. 
des Kronentraufberei-
ches zu verstecken oder 
nach den Geocache-
Behältern zu suchen. 

Hierdurch sollen Schädigun-
gen der Bäume und Störun-
gen für die Tierwelt vermie-
den werden vermieden wer-
den. 

  neu 

     

11. Slacklining und andere, 
baumschädigende 
Sportarten. 

   neu 
Um Schäden an Bäumen zu 
vermeiden, bietet die Stadt 
Köln Bereiche an, in denen 
diese Sportart an eigens 
aufgestellten Masten oder 
mit speziellen Stammschutz-
vorrichtungen ausgestatteten 
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Bäumen erlaubt ist. 
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Änderungen der allgemeinen „Nicht betroffenen Nutzungen“ 
 
Die Unberührtheitsregelungen wurden unter fachlichen und rechtlichen Aspekten überprüft. 
 
 
Nr. 1 (Nutzung und Unterhaltung öffentlicher Straßen im Kronentraufbereich) 
 
Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherung und Gefahrenabwehr werden in der neuen 
Unberührtheitsregel Nr. 3 zusammengefasst und an dieser Stelle gestrichen. 
Die Terminologie (Kronentraufbereich) wird angepasst. 
 
Nr. 2 (Maßnahmen der Stadt Köln) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gemäß aktueller Gemeindeordnung redaktionell angepasst. 
 
Nr. 3 (Maßnahmen zur Gefahrenabwehr) 
 
Für die Gefahrenabwehr wird eine neue Unberührtheitsregel eingefügt. Das bisher aus rein 
formalen Gründen erforderliche Befreiungserfordernis entfällt. 
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Soweit nicht für einzelne 
Naturdenkmale abweichende 
Festsetzungen getroffen 
worden sind, bleiben folgen-
de Nutzungen - hierzu zäh-
len auch Tätigkeiten - von 
allen oder nur einzelnen All-
gemeinen Verboten unbe-
rührt 

 Soweit nicht für einzelne 
Naturdenkmale abweichende 
Festsetzungen getroffen 
worden sind, bleiben folgen-
de Nutzungen - hierzu zäh-
len auch Tätigkeiten - von 
allen oder nur einzelnen All-
gemeinen Verboten unbe-
rührt 

  

1. von den Verboten 3 und 
4 die Nutzung öffentli-
cher Straßen im Kron-
entraufbereich geschütz-
ter Bäume. 

Gemeint ist hier ausschließ-
lich die Fläche der Fahrstra-
ßen. Alle anderen öffentli-
chen Verkehrsflächen fallen 
weiterhin unter die Verbots-
regelungen 3 und 4. 

1. von den Verboten 3 und 
4 die Nutzung öffentli-
cher Straßen im Kro-
nenbereich geschützter 
Bäume einschließlich 
der zur Gewährleistung 
der Verkehrssicherheit 
notwendigen Unterhal-
tungsarbeiten. 

Gemeint ist hier ausschließ-
lich die Fläche der Fahrstra-
ßen. Alle anderen öffentli-
chen Verkehrsflächen fallen 
weiterhin unter die Verbots-
regelungen 3 und 4. 

Maßnahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherung und 
Gefahrenabwehr wurden in 
der neuen Unberührtheitsre-
gel Nr. 3 zusammengefasst. 
Begriff „Kronenbereich“ kon-
kretisiert. 

     

2. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberbürgermeister der 
Stadt Köln angeordnet 
oder genehmigt sind 
bzw. von ihm selbst oder 
in seinem Auftrag durch-
geführt werden. 

 2. Schutz-, Pflege-, Siche-
rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberstadtdirektor in Köln 
angeordnet oder ge-
nehmigt sind bzw. von 
ihm selbst oder in sei-
nem Auftrag durchge-
führt werden. 

 Unberührtheitsregel 

redaktionell angepasst ge-
mäß aktueller Gemeindeord-

nung. 
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3. Unaufschiebbare Maß-
nahmen zur Abwendung 
einer unmittelbar dro-
henden gegenwärtigen 
Gefahr für Personen oder 
Sachen von bedeuten-
dem Wert und Maßnah-
men die aus Gründen der 
Verkehrssicherungs-
pflicht zwingend erforder-
lich sind, soweit Beein-
trächtigungen angren-
zender Vegetationsbe-
stände auf das unver-
meidbare Maß reduziert 
werden und eine Anzeige 
an die untere Land-
schaftsbehörde erfolgt. 

Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Abwehr 
unmittelbar drohender Ge-
fahren, die zur Verhinderung 
drohender Schäden ein so-
fortiges Einschreiten verlan-
gen und ein Abwarten bis zur 
Abstimmung mit der Unteren 
Landschaftsbehörde unmög-
lich machen, erfolgt - da aus 
den Grundsätzen der allge-
meinen Güterabwägung 
selbstverständlich - nur zur 
Klarstellung. Im Falle einer 
unmittelbaren drohenden 
Gefahr kann die Anzeige 
auch nachträglich erfolgen, 
muss aber nachvollziehbar, 
ggf. durch Beifügung von 
Fotos, begründet werden. 

  Neu 

Bisher ist auch in der Situati-
on der unmittelbaren Gefah-
renabwehr aus rein formalen 
Gründen eine Befreiung er-
forderlich 
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Auch die allgemeinen Gebote für Naturdenkmale und deren Erläuterungen wurden hinsicht-
lich veränderter rechtlicher Grundlagen überarbeitet. Des Weiteren wurden die Gebote auf 
ihre Durchführbarkeit und Praxisrelevanz überprüft. 
 
 
Nr. 1 (Kennzeichnung von Naturdenkmalen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da der Hinweis auf die ohnehin geltende gesetzliche Rege-
lung nicht erforderlich ist. 
 
Nr. 2 (Miet- und Pachtverträge) 
 
Das Gebot wird ergänzt für den Neuabschluss von Miet- oder Pachtverträgen. 
 
Nr. 3 (öffentlich-rechtliche Nutzungsgestattungen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 4 (Beseitigung von Versiegelungen und Bodenverdichtungen) 
 
Das Gebot wird inhaltlich nicht verändert. Die Terminologie (Kronentraufbereich) wird ange-
passt. 
 
Nr. 5. (Baumkontrolle) 
 
Das Gebot entfällt. Da die festgesetzten Naturdenkmale gemäß den anerkannten Richtlinien 
der FLL und im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht ohnehin regelmäßig kontrolliert wer-
den, ist das Gebot nicht erforderlich. 
 
Nr. 6 (Bewässerung von Bäumen) 
 
Das Gebot entfällt, da diese Regelung praxisfremd ist. 
 
Nr. 7 (Pflegekonzept) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 8 (Vermessungstechnische Erfassung von Bäumen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
 
Nr. 9 (Meldung von Schäden / Beeinträchtigungen) 
 
Das Gebot wird nicht verändert. 
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Zum Schutz der Natur-
denkmale ist insbesondere 
geboten: 

 Zum Schutz der Natur-
denkmale ist insbesondere 
geboten: 

  

1. das Aufstellen von 
Schildern zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
und die dort geltenden 
wesentlichen Verbote. 

 1. das Aufstellen von 
Schildern zum Hinweis 
auf den Schutzstatus 
und die dort geltenden 
wesentlichen Verbote. 

Die Bestimmungen des 
§ 48 Abs. 2 bis 4 LG und des 
§ 13 der Verordnung zur 
Durchführung des Land-
schaftsgesetzes vom 
22.10.1986 sind zu beach-
ten. 

Gebot 
unverändert 

 
Erläuterung 
Hinweis auf ohnehin gelten-
de gesetzliche Regelung 
nicht erforderlich. 

     

2. bei Auslaufen und bei 
Abschluss neuer Miet- 
oder Pachtverträge über 
städtische Grundstücke 
eine Vertragsverlänge-
rung nur dann vorzu-
nehmen, wenn die nach 
dem Vertrag vorgesehe-
ne Nutzung den Darstel-
lungen und Festsetzun-
gen für das geschützte 
Objekt entspricht, selbst 
wenn sie unter die nicht 
betroffenen Nutzungen 
fällt. Bestehende Nut-
zungsverhältnisse sind 
auf ihre Verträglichkeit 
für das geschützte Ob-
jekt zu überprüfen. Nut-
zungsverträge, die nicht 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplanes wider-
sprechen oder nicht ord-
nungsgemäß ausgeübt wer-
den. Angesprochen sind 
insbesondere Verträge über 
die landwirtschaftliche Bo-
dennutzung. 

2. bei Auslaufen von Miet- 
oder Pachtverträgen 
über städtische 
Grundstücke eine Ver-
tragsverlängerung nur 
dann vorzunehmen, 
wenn die nach dem Ver-
trag vorgesehene Nut-
zung den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Objekt 
entspricht, selbst wenn 
sie unter die nicht betrof-
fenen Nutzungen fällt. 
Bestehende Nutzungs-
verhältnisse sind auf ihre 
Verträglichkeit für das 
geschützte Objekt zu 
überprüfen. Nutzungs-
verträge, die nicht mit 

Diese Gebotsregelung be-
trifft vor allem Miet- und 
Pachtverträge für Nutzun-
gen, die den Zielen und 
Grundsätzen des Land-
schaftsgesetzes und des 
Landschaftsplanes wider-
sprechen oder nicht ord-
nungsgemäß ausgeübt wer-
den. Angesprochen sind 
insbesondere Verträge über 
die landwirtschaftliche Bo-
dennutzung. 

Ergänzt für den Neuab-
schluss von Miet- oder 
Pachtverträgen. 
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mit den Darstellungen 
und Festsetzungen für 
das geschützte Objekt 
übereinstimmen, sind 
unabhängig davon, ob 
diese Festsetzungen un-
ter die nicht betroffenen 
Nutzungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

den Darstellungen und 
Festsetzungen für das 
geschützte Objekt über-
einstimmen, sind unab-
hängig davon, ob diese 
Festsetzungen unter die 
nicht betroffenen Nut-
zungen fallen, zum 
nächstmöglichen Zeit-
punkt zu kündigen oder 
einvernehmlich mit dem 
Nutzer entsprechend 
abzuändern. 

     

3. unverändert   . unverändert 

     

4. die umgehende Beseiti-
gung von Versiegelun-
gen und/oder Verdich-
tungen des Bodens im 
Kronentraufbereich ge-
schützter Bäume, insbe-
sondere die Beseitigung 
von Parkplätzen und be-
festigten Wegen. 

Die Gebotsregelungen 4 - 7 
beinhalten Maßnahmen zur 
Verbesserung und Erhaltung 
des Lebensraumes der als 
Naturdenkmal geschützten 
Bäume. Zur Erhaltung ihrer 
Lebensfähigkeit ist die um-
gehende Durchführung die-
ser Gebotsregelungen zwin-
gend erforderlich. 

4. die umgehende Beseiti-
gung von Versiegelun-
gen und/oder Verdich-
tungen des Bodens im 
Kronenbereich geschütz-
ter Bäume, insbesonde-
re die Beseitigung von 
Parkplätzen und befes-
tigten Wegen. 

Die Gebotsregelungen 4 - 7 
beinhalten Maßnahmen zur 
Verbesserung und Erhaltung 
des Lebensraumes der als 
Naturdenkmal geschützten 
Bäume. Zur Erhaltung ihrer 
Lebensfähigkeit ist die um-
gehende Durchführung die-
ser Gebotsregelungen zwin-
gend erforderlich. 

Gebot unverändert, lediglich 
Begriff „Kronenbereich“ kon-
kretisiert. 

     

5. entfällt  5. eine Kontrolle bei ge-
schützten Bäumen min-

 Gebot nicht erforderlich, da 
die Bäume gemäß den aner-
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destens 1 mal pro Jahr 
während der Vegetati-
onsperiode. 

kannten Richtlinien der FLL 
und im Rahmen der Ver-
kehrssicherungspflicht ohne-
hin regelmäßig kontrolliert 
werden. 

     

6. entfällt  6. die ausreichende Be-
wässerung geschützter 
Bäume im Falle längerer 
Trockenperioden. 

 Gebot gestrichen, da praxi-
suntauglich. 

     

7. unverändert.    unverändert 

     

8. unverändert    unverändert 

     

9. unverändert    unverändert 
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Änderungen der allgemeinen Verbote 
 
Die Verbote für den allgemeinen Baumschutz und deren Erläuterungen wurden hinsichtlich 
veränderter rechtlicher Grundlagen, fachlicher Standards sowie ihrer Praxisrelevanz über-
prüft. Im Wesentlichen wurde der Schutzumfang in Verbot Nr. 1 auf den gesamten Baum 
erweitert. 
 
 
Nr. 1 (Wurzelwerk verletzen) 
 
Das Verbot wird analog der Verbotsregelung in geschützten Landschaftsbestandteilen erwei-
tert. Der neue Verbotstatbestand umfasst den gesamten Baum. 
 
Die Erläuterung, die lediglich allgemeine Schutzwirkung von Verboten beschreibt, wird ge-
strichen. 
 
Nr. 2 (Befestigung mit wasserundurchlässiger Decke) 
 
Das Verbot wird inhaltlich nicht verändert, lediglich die Terminologie (Kronentraufbereich) 
wird angepasst. 
 
Nr. 3 (Verdichtungen) 
 
Das Verbot wird inhaltlich nicht verändert, lediglich die Terminologie (Kronentraufbereich) 
wird angepasst. 
 
Nr. 4 (Aufschüttungen, Abgrabungen) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 5 (Pflanzenbehandlungs- und Düngemittel) 
 
Das Verbot wird nicht verändert. 
 
Nr. 6 (Lagern / Aufbringen gefährlicher Stoffe) 
 
Das Verbot wird inhaltlich nicht verändert, lediglich die Terminologie (Kronentraufbereich) 
wird angepasst. 
 
Nr. 7 (Slacklining) 
 
Slacklinig erfreut sich als Trendsportart zunehmender Beliebtheit. Beim Slacklining werden 
Gurte zum Balancieren mit hoher Spannung zwischen zwei Bäume gespannt. Der Druck, der 
über die Gurte auf den Baumstamm trifft, kann die Bäume, deren Wasser- und Nährstoffver-
sorgung in der Schicht unmittelbar unter der Rinde entlangläuft (Kambium), irreparabel schä-
digen. 
Im Volksgarten und in vier Bereichen des inneren Grüngürtels soll das Slacklining erlaubt 
sein. Dort werden die Baumstämme geschützt und Stahlmasten aufgestellt, zwischen denen 
Gurte gespannt werden können. 
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Zum Schutz des Baumbe-
standes im Geltungsbereich 
des Landschaftsplanes sind 
alle Handlungen verboten, 
die geeignet sind, geschützte 
Bäume zu zerstören, zu be-
schädigen oder zu verän-
dern. 

Es ist deshalb insbesondere 
verboten: 

 Zum Schutz des Baumbe-
standes im Geltungsbereich 
des Landschaftsplanes sind 
alle Handlungen verboten, 
die geeignet sind, geschützte 
Bäume zu zerstören, zu be-
schädigen oder zu verän-
dern. 

Es ist deshalb insbesondere 
verboten: 

Eine Veränderung liegt ins-
besondere dann vor, wenn 
an geschützten Bäumen 
Eingriffe vorgenommen wer-
den, die das charakteristi-
sche Aussehen verändern. 

 

1. Bäume zu beschädigen, 
zu beseitigen oder Teile 
davon abzutrennen so-
wie jede Handlung, die 
geeignet ist, das Wachs-
tum oder den Fortbe-
stand nachteilig zu be-
einflussen. Bäume gel-
ten auch als beschädigt, 
wenn das Wurzelwerk 
verletzt ist. 

 1. das Wurzelwerk zu ver-
letzen. 

Durch die Verbotsregelun-
gen 1 bis 4 sollen die Le-
bensmöglichkeiten der ge-
schützten Bäume verbessert 
werden, um so auch ihre 
Widerstandsfähigkeit gegen-
über Schadstoffeinträgen zu 
erhöhen. 

Verbot inhaltlich analog LB-
Regelung ergänzt. 

Erläuterung, die lediglich 
allgemeine Schutzwirkung 
von Verboten beschreibt, 
gestrichen. 

     

2. Befestigungen der Flä-
che im Kronentraufbe-
reich mit einer wasse-
rundurchlässigen Decke, 
wie z. B. Asphalt oder 
Beton. 

 2. Befestigungen der Flä-
che im Kronenbereich 
mit einer wasserun-
durchlässigen Decke, 
wie z. B. Asphalt oder 
Beton. 

 Verbot unverändert, lediglich 
„Kronenbereich“ konkreti-
siert. 
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3. Verdichtungen der Bo-
denfläche im Kronent-
raufbereich durch das 
Abstellen von Kraftfahr-
zeugen oder Maschinen 
sowie durch Ablagerun-
gen jeder Art. 

 3. Verdichtungen der Bo-
denfläche im Kronenbe-
reich durch das Abstel-
len von Kraftfahrzeugen 
oder Maschinen sowie 
durch Ablagerungen je-
der Art. 

 Verbot unverändert, lediglich 
„Kronenbereich“ konkretisiert 

     

4. unverändert unverändert   unverändert 

     

5. unverändert unverändert   unverändert 

     

6. das Lagern und/oder 
Aufbringen jeder Art von 
Salzen, Ölen - auch Alt-
ölen -, Säuren, Laugen 
sowie sonstigen gefährli-
chen Stoffen oder Zube-
reitungen i.S.d. § 3 
ChemG einschließlich 
der Verwendung von 
Streusalzen im Kronent-
raufbereich. 

Die direkte Einwirkung 
schädlicher Substanzen auf 
die Bäume soll hierdurch 
verhindert werden. 

6. das Lagern und/oder 
Aufbringen jeder Art von 
Salzen, Ölen - auch Alt-
ölen -, Säuren, Laugen 
sowie sonstigen gefährli-
chen Stoffen oder Zube-
reitungen i.S.d. § 3 
ChemG einschließlich 
der Verwendung von 
Streusalzen im Kronen-
bereich. 

Die direkte Einwirkung 
schädlicher Substanzen auf 
die Bäume soll hierdurch 
verhindert werden. 

Verbot unverändert, lediglich 
„Kronenbereich“ konkreti-
siert. 

     

7. Slacklining und andere, 
baumschädigende 

   neu 
Um Schäden an Bäumen zu 
vermeiden, bietet die Stadt 
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Verbote neu Erläuterungen neu Verbote alt Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Sportarten. Köln Bereiche an, in denen 
diese Sportart an eigens 
aufgestellten Masten oder 
mit speziellen Stammschutz-
vorrichtungen ausgestatteten 
Bäumen erlaubt ist. 
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Änderungen der allgemeinen „Nicht betroffenen Nutzungen“ 
 
Die Unberührtheitsregelungen wurden unter fachlichen und rechtlichen Aspekten überprüft. 
 
 
Nr. 1 (Pflegemaßnahmen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird sprachlich präzisiert. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da der Hinweis auf gesetzliche Regelungen nicht erforder-
lich ist. 
 
Nr. 2 (Forstliche Nutzung) 
 
Die Unberührtheitsregel wird sprachlich angepasst durch Bezugnahme auf aktuelle Begriff-
lichkeiten. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da auch die Erläuterung zu Ziffer 1 gestrichen wird. 
 
Nr. 3 (Nutzung öffentlicher Verkehrsflächen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird nicht verändert. 
 
Nrn. 4 und 5 (privilegierte Nutzungen) 
 
In der Unberührtheitsregel wird der Gesetzeshinweis aktualisiert. Die Regelung für die Nut-
zung vorhandener Versorgungs- und Entsorgungsanlagen und –leitungen privater Unter-
nehmen wird der Nr. 4 zugeordnet und Nr. 5 gestrichen. 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf allgemeine gesetzliche Regelungen gestrichen. 
 
Nr. 6 (Gefahrenabwehr und Altlastenuntersuchungen) 
 
In der Unberührtheitsregel wird der Gefahrenbegriff des § 34 Abs. 4c LG aufgegriffen. Maß-
nahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht stellen seit der LG-Novelle 2007 eine 
gesetzliche Unberührtheit dar. 
Die Reihenfolge der Tatbestände „Kontrolle“ und „Gefahrenabwehr“ wird zum besseren Ver-
ständnis verändert und der Gefahrenbegriff konkretisiert. 
 
Nr. 7 (Baumschulen, Gärtnereien und öffentliche Grünflächen) 
 
In der Unberührtheitsregel werden die Regelungen für öffentliche Grünflächen gestrichen, da 
Pflege- und sonstige Maßnahmen bereits nach Ziff. 10 unberührt bleiben. Auch die Regelung 
für das Verpflanzen von Bäumen wird gestrichen, da es im rechtlichen Sinne keine An-
wuchsgarantie für diese Art von Maßnahmen gibt. 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf allgemeine, selbstverständliche Naturschutzziele 
gestrichen. 
 
Nr. 8 (Erneuerung von Obstwiesen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird sprachlich neu gefasst. 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf allgemeine, selbstverständliche Naturschutzziele 
gestrichen. 
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Nr. 9 (vor Inkrafttreten des Landschaftsplans rechtmäßig ausgeübte Nutzungen) 
 
Die Unberührtheitsregel wird nicht verändert. 
 
In der Erläuterung wird der Hinweis auf allgemeine Regelungen des Landschaftsgesetzes 
gestrichen. 
 
Nr. 10 (Maßnahmen der Stadt Köln) 
 
Die Unberührtheitsregel wird gemäß aktueller Gemeindeordnung redaktionell angepasst. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Von den Festsetzungen zum 
Schutz des Baumbestandes 
in der freien Landschaft blei-
ben folgende Nutzungen - 
hierzu zählen auch Tätigkei-
ten - von allen oder nur ein-
zelnen Allgemeinen Verbo-
ten unberührt: 

 Von den Festsetzungen zum 
Schutz des Baumbestandes 
in der freien Landschaft blei-
ben folgende Nutzungen - 
hierzu zählen auch Tätigkei-
ten - von allen oder nur ein-
zelnen Allgemeinen Verbo-
ten unberührt: 

  

1. ordnungsgemäße Pfle-
ge- und Erhaltungsmaß-
nahmen. 

 1. die üblichen Pflegemaß-
nahmen. 

Die Grundsätze der §§ 1 bis 
3 LG sind zu beachten. 

Sprachlich konkretisiert. 

     

2. die ordnungsgemäße 
forstwirtschaftliche Bo-
dennutzung nach den im 
Landesfortgesetz defi-
nierten Grundsätzen der 
nachhaltigen und ord-
nungsgemäßen Forst-
wirtschaft. 

 2. die forstliche Nutzung 
von Waldflächen im Sin-
ne des Bundeswaldge-
setzes. 

Siehe Erläuterung zu Ziffer 
1. 

Regelung den anderen 
Schutzkategorien angepasst. 

     

3. die Nutzung der öffentli-
chen Verkehrsflächen 
von den Verboten 2 und 
3. 
Für Parkplatzflächen gilt 
jedoch das Verbot 2 un-
vermindert fort. 

Siehe hierzu auch die Ge-
botsregelung Nr. 1 zu Park-
plätzen. 

3. die Nutzung der öffentli-
chen Verkehrsflächen - 
einschließlich der zur 
Gewährleistung ihrer 
Verkehrssicherheit not-
wendigen Unterhal-
tungsarbeiten - von den 
Verboten 2 und 3. 

Siehe hierzu auch die Ge-
botsregelung zu Parkplätzen. 

Maßnahmen aus Gründen 
der Verkehrssicherung und 
Gefahrenabwehr wurden in 
der neuen Unberührtheitsre-
gel Nr. 11 zusammenge-
fasst. 
In Erläuterung Hinweis auf 
Gebotsregelung konkreti-
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

Für Parkplatzflächen gilt 
jedoch das Verbot 2 un-
vermindert fort. 

siert. 

     

4. die nach § 4 BNatSchG 
privilegierten Nutzungen 
- einschließlich vorhan-
dener Führungen von 
Versorgungs-/ Entsor-
gungsanlagen und -
leitungen - und die für 
deren bestimmungsge-
mäße Nutzung notwen-
digen Instandsetzungs- 
und Erhaltungsmaß-
nahmen – dies gilt auch 
für private Unternehmen 
- soweit eine Anzeige an 
die untere Landschafts-
behörde erfolgt. 

Dieser besonders geregelte 
Bestandsschutz für die gem. 
§ 4 BNatSchG privilegierten 
bestimmungsgemäßen Nut-
zungen gilt nicht uneinge-
schränkt. Er umfasst z. B. 
nicht den Einsatz von Pflan-
zenbehandlungsmitteln zur 
Beseitigung unerwünschten 
Aufwuchses an Bahnanla-
gen. 

4. die nach § 38 Abs. 1 
BNatSchG privilegierten 
Nutzungen - einschließ-
lich vorhandener Füh-
rungen von Versorgungs-
/ Entsorgungsanlagen 
und -leitungen - und die 
für deren bestim-
mungsgemäße Nutzung 
notwendigen Instandset-
zungs- und Erhaltungs-
maßnahmen, soweit eine 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

Die Ziele, Grundsätze und 
allgemeinen Pflichten der 
§§ 1 bis 3 LG sind jedoch 
auch in diesen Fällen zu 
beachten. 
Einen Bestandsschutz ge-
nießen diese Nutzungen nur 
insoweit, wie sie nicht gegen 
Rechtsnormen verstoßen. 
Dieser besonders geregelte 
Bestandsschutz für die gem. 
§ 38 Abs. 1 BNatSchG privi-
legierten, bestimmungsge-
mäßen Nutzungen umfasst 
z. B. nicht den Einsatz von 
Pflanzenbehandlungsmitteln 
zur Beseitigung unerwünsch-
ten Aufwuchses an Bahnan-
lagen. Hier gelten die Rege-
lungen des Landschaftsge-
setzes. 

 

Unberührtheitsregel 

Gesetzeshinweis aktualisiert; 
Nutzung vorhandener Ver-
sorgungs- und Entsorgungs-
anlagen und –leitungen pri-
vater Unternehmen wurde 
der Nr. 4 zugeordnet und Nr. 
5 gestrichen. Sprachliche 
Überarbeitung. 

 

     

5. entfällt  5. die Nutzung vorhandener 
Versorgungs-

Siehe Erläuterungen zu Zif-
fer 4. 

Jetzt in Nr. 4. 
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

/Entsorgungsanlagen 
und -leitungen durch pri-
vate Unternehmen und 
die für deren bestim-
mungsgemäße Nutzung 
notwendigen Instandset-
zungs- und Erhaltungs-
maßnahmen, soweit eine 
Anzeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

     

6. Unaufschiebbare Maß-
nahmen zur Abwendung 
einer unmittelbar dro-
henden gegenwärtigen 
Gefahr für Personen oder 
Sachen von bedeuten-
dem Wert, Maßnahmen, 
die aus Gründen der 
Verkehrssicherungs-
pflicht zwingend erforder-
lich sind, sowie Kontroll- 
und Untersuchungsarbei-
ten auf Altlasten, Altabla-
gerungen oder sonstigen 
Grundwassergefähr-
dungsbereichen, soweit 
bei notwendigen Eingrif-
fen in Vegetationsbe-
stände das Vermei-
dungsgebot des 

Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Abwehr 
unmittelbar drohender ge-
genwärtiger Gefahren, die 
zur Verhinderung drohender 
Schäden ein sofortiges Ein-
schreiten verlangen und ein 
Abwarten bis zur Abstim-
mung mit der unteren Land-
schaftsbehörde unmöglich 
machen, erfolgt - da aus den 
Grundsätzen der allgemei-
nen Güterabwägung selbst-
verständlich - nur zur Klar-
stellung. Im Falle einer un-
mittelbaren drohenden ge-
genwärtigen Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen, muss aber nach-
vollziehbar, ggf. durch Beifü-

6. Kontroll- und Untersu-
chungsarbeiten auf Alt-
lasten, Altablagerungen 
oder sonstigen Grund-
wassergefährdungsbe-
reichen, sowie Maßnah-
men zur Gefahrenab-
wehr, soweit bei notwen-
digen Eingriffen in Vege-
tationsbestände das 
Vermeidungsgebot des 
§ 3 LG beachtet wird und 
eine Anzeige an die un-
tere Landschaftsbehörde 
erfolgt. 

Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-
bensgrundlage des Men-
schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Diese Unberührtheitsregel 
für Maßnahmen zur Gefah-
renabwehr erfolgt - da aus 
den Grundsätzen der allge-
meinen Güterabwägung 
selbstverständlich - nur zur 
Klarstellung. 
Gemeint sind hiermit Maß-
nahmen, die der Abwehr 
akuter Gefahren dienen, 

Unberührtheitsregel 

Gefahrenbegriff des § 34 
Abs. 4c übernommen. Maß-
nahmen aus Gründen der 
Verkehrssicherungspflicht 
stellen seit der LG-Novelle 
2007 eine gesetzliche Unbe-
rührtheit dar. 
Reihenfolge der Tatbestände 
„Kontrolle“ und „Gefahren-
abwehr“ zum besseren Ver-
ständnis verändert. 
 
Erläuterung 

an Unberührtheitsregel an-
gepasst. 
Hinweis auf weiterhin zu 
beachtendes Artenschutz-
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

BNatSchG beachtet wird 
und eine vorherige An-
zeige an die untere 
Landschaftsbehörde er-
folgt. 

gung von Fotos, begründet 
werden. 
Dem Schutz des Grundwas-
serhaushalts als einer Le-
bensgrundlage des Men-
schen ist im Falle der Unter-
suchung und Sanierung der 
Altablagerungen absolute 
Priorität einzuräumen vor 
allen anderen Abwägungs-
belangen, also auch den 
Naturschutzbelangen. 
Den gesetzlichen Verboten 
des allgemeinen und beson-
deren Artenschutzes ist wei-
terhin Rechnung zu tragen. 

nicht jedoch Pflege- und Un-
terhaltungsmaßnahmen. 
Im Falle einer unmittelbaren 
drohenden Gefahr kann die 
Anzeige auch nachträglich 
erfolgen. 

recht.. 

     

7. Maßnahmen im Rahmen 
eines ordnungsgemäßen 
Betriebes von Baum-
schulen oder Gärtnereien 
einschließlich des Er-
werbsobstbaus. 

 7. Maßnahmen im Rahmen 
eines ordnungsgemäßen 
Betriebes von Baum-
schulen oder Gärtnereien 
einschließlich des Er-
werbsobstbaus. und die 
ordnungsgemäße Ges-
taltung, Pflege und Si-
cherung von öffentlichen 
Grünflächen sowie die 
fachgerechte Verpflan-
zung von Bäumen bei 
Vorliegen einer An-
wachsgarantie. 

Die Ziele, Grundsätze und 
allgemeinen Pflichten der 
§§ 1 bis 3 LG sind jedoch 
auch in diesen Fällen zu 
beachten. 

Pflege etc, öffentlicher Grün-
flächen unter Nr. 10 bereits 
geregelt. 

Im rechtlichen Sine gibt es 
keine Anwuchsgarantie. 

Erläuterung: 
Hinweis auf allgemeine, 
selbstverständliche Natur-
schutzziele gestrichen. 
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Nicht betroffene Nutzun-
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Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

     

8. die Erneuerung des 
Baumbestandes auf 
Obstwiesen durch Neu-
anpflanzung tragfähiger, 
hochstämmiger Obst-
baumsorten, soweit min-
destens 30 % des Altbe-
standes erhalten bleibt. 

Alte Obstbäume sind von 
besonderem Wert im Wir-
kungsgefüge des Natur-
haushaltes für die Insekten-
fauna und die Vogelwelt. In 
der freien Landschaft ist die 
direkte Nutzungsfähigkeit für 
den Menschen durch Obster-
trag abzuwägen mit den Be-
langen des Naturschutzes. 
Als alte Sorten i.S.d. Fest-
setzung gelten die bis etwa 
1930 entstandenen Züch-
tungen. 

8. die Erneuerung alter 
hochstämmiger Obstwie-
sen durch Neuanpflan-
zung tragfähiger, hoch-
stämmiger Obstbaumsor-
ten, soweit mindestens 
30 % des Altbestandes 
erhalten bleibt. 

Alte Obstbäume sind von 
besonderem Wert im Wir-
kungsgefüge des Natur-
haushaltes für die Insekten-
fauna und die Vogelwelt. In 
der freien Landschaft ist die 
direkte Nutzungsfähigkeit für 
den Menschen durch Obster-
trag abzuwägen mit den Be-
langen des Naturschutzes. 
Die getroffene Festsetzung 
sichert die Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter wie auch die 
Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushaltes. 
Als alte Sorten i.S.d. Fest-
setzung gelten die bis etwa 
1930 entstandenen Züch-
tungen. 

Unberührtheit redaktionell 
überarbeitet. 
Erläuterung: 
Allgemeinen Hinweis auf 
Naturschutzziele gestrichen. 

     

9. sonstige bei Inkrafttreten 
des Landschaftsplanes 
ordnungsgemäß ausge-
übte Nutzungen in der 
bisherigen Art und dem 
bisherigen Umfang. 

Diesen Bestandsschutz ge-
nießen Nutzungen nur inso-
weit, wie sie nicht gegen 
Rechtsnormen verstoßen. 

9. sonstige bei Inkrafttreten 
des Landschaftsplanes 
ordnungsgemäß ausge-
übte Nutzungen in der 
bisherigen Art und dem 
bisherigen Umfang. 

Diesen Bestandsschutz ge-
nießen Nutzungen nur inso-
weit, wie sie nicht gegen 
Rechtsnormen verstoßen. 
Die Grundsätze der §§ 1 bis 
3 LG sind zu beachten. 

Unberührtheit unverändert 
Hinweis auf allgemeine, 
selbstverständliche Natur-
schutzziele gestrichen. 

     

10. Schutz-, Pflege-, Siche- Diese Maßnahmen gehen 10. Schutz-, Pflege-, Siche- Diese Maßnahmen gehen Redaktionell angepasst ge-
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Nicht betroffene Nutzun-
gen neu 

Erläuterungen neu Nicht betroffene Nutzun-
gen alt 

Erläuterungen alt Begründung / Hinweise 

rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberbürgermeister der 
Stadt Köln angeordnet 
oder genehmigt sind 
bzw. von ihr selbst oder 
in ihrem Auftrag durch-
geführt werden. 

über die laufende Pflege 
(Ziffer 1) hinaus. 

rungs- und sonstige 
Maßnahmen, die vom 
Oberstadtdirektor in Köln 
als untere Landschafts-
behörde angeordnet 
oder genehmigt sind 
bzw. von ihr selbst oder 
in ihrem Auftrag durch-
geführt werden. 

über die laufende Pflege 
(Ziffer 1) hinaus. 

mäß aktueller Gemeindeord-
nung. 
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Änderungen der allgemeinen Gebote 
 
Nr. 1 (Entsiegelung von Baumstandorten auf Parkplätzen) 
 
Das Gebot wird erweitert auf unterschiedliche Maßnahmen zur Standortmelioration. 
 
Die Erläuterung wird gestrichen, da das Gebot selbsterklärend ist. 
 
Nr. 2 (Pflegekonzept für Bäume auf öffentlichen Verkehrsflächen) 
 
Das Gebot entfällt, da die Unberührtheitsregel Nr. 6 Maßnahmen der Gefahrenab-
wehr im Innen- und Außenverhältnis abschließend regelt. 
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Gebote neu Erläuterung neu Gebote alt Erläuterung alt Begründung / Hinweise 

Allgemeine Gebote 

Zum Schutz des Baumbe-
standes im Geltungsbe-
reich des Landschaftspla-
nes ist insbesondere gebo-
ten: 

 Allgemeine Gebote 

Zum Schutz des Baumbe-
standes im Geltungsbe-
reich des Landschaftspla-
nes ist insbesondere gebo-
ten: 

  

1. die Standortbedingun-
gen der Bäume auf öf-
fentlichen Parkplätzen 
zu verbessern, z. B. 
durch Vergrößerung der 
Baumscheibe, Substrat-
austausch, Schutzmaß-
nahmen vor Befahren 
der Baumscheibe. 

 1. befestigte Flächen im 
Kronenbereich der Bäu-
me auf öffentlichen 
Parkplätzen zu entsie-
geln sowie das Abstellen 
von Kraftfahrzeugen in 
diesen Bereichen wirk-
sam zu unterbinden. 

Neben den hierdurch bewirk-
ten Lebensraumverbesse-
rungen für die betroffenen 
Bäume ist die festgesetzte 
Maßnahme ein erster Schritt 
zur Entsiegelung nicht zwin-
gend notwendig mit Asphalt 
oder Beton befestigter Flä-
chen. 

Gebot allgemeiner und pra-
xistauglicher formuliert. 

     

2. entfällt  2. im Falle von Eingriffen in 
den geschützten Baum-
bestand bei unauf-
schiebbaren Maßnah-
men zur Abwehr einer 
unmittelbar drohenden 
Gefahr diese Eingriffe 
der unteren Land-
schaftsbehörde unver-
züglich anzuzeigen und 
auf Anforderung zu be-
gründen. 

Die Ziele, Grundsätze und 
Allgemeinen Pflichten der 
§§ 1 bis 3 LG sind jedoch 
auch in diesen Fällen zu 
beachten. 

Gebot entfällt, da die Unbe-
rührtheitsregelung Nr. 6 
Maßnahmen der Gefahren-
abwehr in Innen- und Au-
ßenverhältnis abschließend 
regelt. 
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